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1. Bericht des Abgeordneten Jacobi; 

A. Werdegang des Gesetzentwurfs 

I. In der Erkenntnis, daß der Mangel an geeig- 
netem Bauland neben der Finanzierung eines der 
schwerwiegendsten Probleme des Wohnungsbaues 
darstellt, faßte der Deutsche Bundestag in seiner 
53. Sitzung vom 28. März 1950 gleichzeitig mit der 
Verabschiedung des Ersten Wohnungsbaugesetzes 
folgenden einstimmigen Beschluß: 

„Um die Durchführung des Wohnungsbau- 
programms zu ermöglichen, wird die Bundes- 
regierung ersucht, 

1. bis zum 30. September 1950 einen Gesetz- 
entwurf über die Enteignung von Grund- 
stücken zugunsten des Wohnungsneubaues 
und für den Wiederaufbau vorzulegen, 

2. in diesem Gesetzentwurf Bestimmungen zu 
treffen, die gegebenenfalls unter Änderung 
von Bestimmungen des Grundgesetzes die 
schnelle, wirksame, endgültige und zu gün- 
stigen Preisen mögliche Enteignung von 
Grundstücken vorsehen.“ 

Bei dieser Entschließung ging der Bundestag von 
der Feststellung aus, daß die geltenden gesetzlichen 
Enteignungsbestimmungen angesichts der beispiel- 
los großen in unserer Zeit dem Wohnungsbau ge- 
stellten Aufgaben zur Überwindung der bestehen- 
den Baulandnot nicht ausreichen. 

Die landesrechtlichen Enteignungsgesetze — 
durchweg in der zweiten Hälfte des vorigen Jahr- 
hunderts erlassen — erweisen sich wegen der 
Schwerfälligkeit ihres Verfahrens und wegen der 
in ihnen enthaltenen Entschädigungsregelungen 


als zur Überwindung der aufgetretenen Schwierig- 
keiten unzulänglich. Dies gilt ebenso für die reichs- 
rechtliche Verordnung zur Behebung der dringend- 
sten Wohnungsnot vom 9. Dezember 1919 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1968). Diese sah zwar ein sehr verein- 
fachtes und beschleunigt durchführbares Verfahren 
unter Ausschluß gerichtlicher Nachprüfung vor; 
die Verfahrensbestimmungen sind indes nach Ein- 
führung der verwaltungsgerichtlichen General- 
klausel und seit Inkrafttreten des Grundgesetzes 
(Art. 14 Abs. 3 und Art. 19 Abs. 4 GG) mit der 
Folge geändert, daß auch hier eine zweigleisige 
gerichtliche Nadiprüfung mit den dadurch beding- 
ten erheblichen Verzögerungen zulässig ist. Über- 
dies bestehen Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit 
der in der Behebungsverordnung getroffenen Ent- 
schädigungsregelung, da diese nicht in dem von 
Art. 14 Abs. 3 GG geforderten Maße konkret ge- 
setzlich bestimmt ist. Auch die nach 1945 von der 
Mehrzahl der Länder geschaffenen Aufbaugesetze 
haben aus den verschiedensten Gründen der 
Schwierigkeiten nicht Herr werden können. 

Aus der hier nur angedeuteten Unzulänglichkeit 
des geltenden Rechtes ergibt sich die Notwendig- 
keit, eine neue gesetzliche Grundlage für die Be- 
reitstellung von Bauland zu schaffen, die über die 
vom Bundestag in seiner eingangs erwähnten Ent- 
schließung erhobenen Forderungen hinaus dem 
rechtsstaatlichen Bedürfnis nach Rechtsklarheit und 
Rechtssicherheit genügt. Bereits bei den Beratun- 
gen über das Erste Wohnungsbaugesetz war eine 
Einbeziehung der Baulandenteignung erwogen, 
aber alsbald als undurchführbar abgelehnt wor- 
den. Angesichts der vielfältigen Beziehungen zu 
allgemein baurechtlichen Sachgebieten und der zu 
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diesem Zeitpunkt noch nicht ausreichend weit ge- 
diehenen Vorbereitungsarbeiten erwies es sich als 
unmöglich, die Baulandbeschaffung im Rahmen 
des Ersten Wohnungsbaugesetzes befriedigend zu 
lösen. Eine einfache Anknüpfung an die Behe- 
bungsverordnung konnte im Hinblick auf die Fort- 
entwicklung des Enteignungsrechtes und im Rah- 
men der einschlägigen Bestimmungen des Grund- 
gesetzes zu keinem tragbaren Ergebnis führen. 
Auch stellten sich einer Beschränkung der Bauland- 
beschaffung auf das vom Ersten Wohnungsbauge- 
setz geregelte Gebiet Schwierigkeiten in der Ab- 
grenzung zwischen Wohnbauten und Bauten mit 
anderer Zweckbestimmung entgegen. Diese Erwä- 
gungen führten zu dem Verlangen, die Bauland- 
beschaffung in einem besonderen Gesetz zu regeln. 
Mit der in dem Bundestagsbeschluß enthaltenen 
Terminbestimmung brachte der Bundestag die 
Dringlichkeit der gesetzlichen Neuregelung zum 
Ausdruck. 

II. Die Bundesregierung kam dem Verlangen 
des Bundestages durch die Einbringung eines Ge- 
setzentwurfs am 28. Mai 1951 nach. Ihre Behand- 
lung im Bundesrat führte zu zahlreichen Abände- 
rungsvorschlägen, die sich in der Bundestagsdruck- 
sache Nr. 2281 finden. Hinsichtlich der überwiegend 
ablehnenden Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Vorschlägen des Bundesrates wird auf die 
gleiche Drucksache verwiesen. 

Am 5. Juni 1951 wurde seitens der Abgeordneten 
Lücke und Genossen ein dieselbe Materie betreffen- 
der Initiativgesetzentwurf (Bundestagsdrucksache Nr. 
2300) eingebracht. Beide Entv/ürfe sind in der 153. 
Sitzung des Bundestages am 15. Juni 1951 nach ein- 
gehender Diskussion dem Bundestagsausschuß für 
Bau- und Bodenrecht (36) — der als federführen- 
der bestimmt wurde — ■ und den Ausschüssen für 
Wiederaufbau und Wohnungswesen (18) und für 
Rechtswesen und Verfassungsrecht (23) — zur Mit- 
beratung — überwiesen worden. 

Die Ausschüsse für Bau- und Bodenrecht und für 
Wiederaufbau und Wohnungswesen befaßten sich 
in mehr als 40 Sitzungen mit den Entwürfen. An 
den Sitzungen der beiden Ausschüsse nahmen re- 
gelmäßig Vertreter der beteiligten Bundesministe- 
rien sowie des Bundesrates teil. Am 19. März 1953 
fand eine gemeinsame Sitzung der beiden Bundes- 
tagsausschüsse und des Bundesratsausschusses für 
Wiederaufbau (Wohnungswesen) statt. Im Laufe der 
Beratungen wurden mehrfach Sachverständige für 
besonders umstrittene Fragen gehört. Durch Be- 
sichtigungsreisen nach Süddeutschland, Berlin, Han- 
nover und Köln versuchten die Ausschüsse unmit- 
telbares Erfahrungsmaterial aus eigener Anschau- 
ung zu gewinnen. Die Beratungen wurden durch 
zwischenzeitlich zu behandelnde und als vordring- 
lich betrachtete Gesetze (Wohnraummangelgesetz, 
Bergarbeiterwohnungsgesetz, Wohnungsbauprä- 
miengesetz, Gebührenbefreiungsgesetz, Novelle zum 
Ersten Wohnungsbaugesetz) mehrfach unterbrochen, 
was neben den in der Materie liegenden Schwierig- 
keiten zu weiteren Verzögerungen des Beratungs- 
abschlusses führte. 


In derzeit vom 17. März 1952 bis zum 20. Novem- 
ber 1952 befaßte sich der mitberatende Ausschuß für 
Rechtswesen und Verfassungsrecht (23) mit den 
Entwürfen und empfahl eine Anzahl einschneiden- 
der Änderungen und Ergänzungen, denen die Aus- 
schüsse 18 und 36 nur zum Teil zu folgen ver- 
mochten. 

B. Allgemeines zum Inhalt und Aufbau 
des Gesetzes 

I. Das erste bundesrechtliche Enteignungsgesetz 

Das Baulandbeschaffungsgesetz ist das erste vom 
Bundesgesetzgeber zu verabschiedende Enteig- 
nungsgesetz. Ihm kommt daher über den eigent- 
lichen Gesetzeszweck hinaus eine besondere Bedeu- 
tung zu. Auf dem Gebiet der Enteignung hat sich 
in den letzten Jahren eine nicht unerhebliche Rechts- 
unsicherheit und Rechtsunklarheit ergeben, die 
ihren treffenden Ausdruck in der Divergenz der 
verschiedenen Gerichtsurteile findet. Die Begrün- 
dung hierfür ist in erster Linie darin zu suchen, 
daß dem bisherigen vorkonstitutionellen Enteig- 
nungsrecht die Anpassung an das neue Verfas- 
sungsrecht fehlte. Diese dem Gesetzgeber oblie- 
gende Aufgabe war in den letzten Jahren den Ge- 
richten überantwortet. Dem Baulandbeschaffungs- 
gesetz kommt daher nicht nur die Bedeutung zu, 
für das begrenzte von ihm geregelte Gebiet klares 
und eindeutig verfassungsgemäßes Recht zu schaf- 
fen, es soll zugleich den Weg für eine Klärung und 
Fortentwicklung des Enteignungsrechtes bahnen. 

II. Vorläufigkeit der Regelung, 

Verhältnis zu einem Bundesbaugesetz 

Die Baulandbeschaffung ist eine Teilmaterie des 
gesamten Baurechtes. Der bei dem Beginn der Be- 
ratungen über das Baulandbeschaffungsgesetz vor- 
liegende Sachstand ließ jedoch nicht die Erwartung 
zu, daß die in Aussicht genommene Gesamtrege- 
lung der baurechtlichen Materie in so kurzer Zeit 
erfolgen könne, wie dies für das Teilgebiet der 
Baulandbeschaffung als erforderlich betrachtet 
wurde. Dementsprechend war die Baulandbeschaf- 
fung vorab zu regeln. Diese Regelung sollte jedoch, 
und daran ist auch heute noch festzuhalten, ledig- 
lich eine vorläufige sein, um später in den Rahmen 
einer Gesamtregelung mit geringeren oder größe- 
ren Änderungen übernommen zu werden. 

Der interimistische Charakter dieses Gesetzes 
kam in der ihm zunächst zugedachten amtlichen 
Bezeichnung als „Gesetz über die vorläufige Rege- 
lung der Bereitstellung von Bauland“ zum Aus- 
druck. Wenn die Ausschüsse sich für die jetzt ge- 
wählte Bezeichnung als „Baulandbeschaffungsge- 
setz“ entschieden, so geschah dies nur aus sprach- 
lichen Erwägungen und in Anbetracht des Um- 
standes, daß die kurze, sachlich treffende Bezeich- 
nung sich bereits weitgehend eingebürgert hat. 
Keinesfalls sollte aber dadurch der Charakter des 
Gesetzes als eine Übergangslösung geleugnet wer- 
den. 
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Die Beratungen haben deutlich gezeigt, daß die 
Teilmaterie der Baulandbeschaffung allenthalben 
mit Problemen des allgemeinen Baurechtes (z. B. 
Planung, Bauaufsicht, Behördenaufbau, Verfah- 
ren usw.) verflochten ist. Es erscheint daher kaum 
vermeidlich, daß das Baulandbeschaffungsgesetz 
einer gründlichen Überarbeitung und Anpassung 
bedarf, wenn es als Teil desselben in ein kommen- 
des Bundesbaugesetz eingebaut werden soll. Auch 
unter dem Gesichtspunkt der Fortentwicklung und 
Konsolidierung des Enteignungsrechtes (vgl. Zif- 
fer B I dieses Berichtes) bedarf die Vorläufigkeit 
des Gesetzes der Hervorhebung. Die hier gewähl- 
ten Regelungen sind zum Teil ausgesprochene Inte- 
rims- und Kompromißlösungen, die zwar zur Er- 
reichung des konkreten Gesetzeszweckes geeignet 
erscheinen, nicht aber ohne weiteres als Vorbild für 
spätere Enteignungsgesetze dienen können. Dies 
gilt — um nur ein Beispiel zu nennen — für die 
Regelung des Gerichtsverfahrens (vgl. Ziffer B 
in 2 dieses Berichtes). 

Die Ausschüsse halten es daher für erforderlich, 
ausdrücklich die Vorläufigkeit des Baulandbeschaf- 
fungsgesetzes, selbst wenn es in der Tat einen län- 
geren Zeitraum überbrücken müßte, zu betonen. 


III. Umfang der Regelung 
1. Ausscheidung der Umlegung und Zusammenlegung 

Um das Gesetz angesichts der Schwierigkeit sei- 
ner Materie so schnell als möglich behandeln zu kön- 
nen, wurden bereits in der Regierungsvorlage die 
Tatbestände ausgeschieden, die einer vordringlichen 
Lösung nicht unbedingt bedürftig erschienen. Es 
handelt sich um die Sachgebiete der Baulandum- 
iegung und -Zusammenlegung. Die Herauslassung 
dieser an sich auch der Bereitstellung von Bauland 
dienenden Institute ist vertretbar. Im Rahmen der 
nach Landesrecht bereits zulässigen Umlegungs- 
und Zusammenlegungsverfahren ist es nicht mög- 
lich, nichtgrundbesitzende Bauwillige sofort mit 
einem Bauplatz zu versehen. Derartige Verfahren 
benötigen selbst im Falle ihrer vielleicht möglichen 
günstigeren Regelung einen längeren Zeitraum. Es 
kommt hinzu, daß die Umlegung und Zusammen- 
legung eine Reihe sachlich besonders schwieriger 
Fragen aufwerfen, durch deren Behandlung das 
vorliegende Gesetz eine nicht unerhebliche weitere 
Verzögerung erfahren hätte. Die Ausschüsse erach- 
ten daher die Ausscheidung dieser Sachgebiete als 
zweckmäßig. 

2. Einbeziehung des Verwaltungs- und Gerichts- 
verfahrensrechtes 

In Übereinstimmung mit der Regierungsvorlage 
hielten es die Ausschüsse für erforderlich, daß ne- 
ben dem materiellen Enteignungsrecht (Zulässig- 
keit der Enteignung, Enteignungsvoraussetzungen, 
Entschädigung) auch das formelle Enteignungsrecht 
(d. h. sowohl das Verwaltungs- wie auch das Ge- 
richtsverfahren) in die Regelung einbezogen wird. 


Die Notwendigkeit ins einzelne gehender Rege- 
lungen über die Zulässigkeit und Voraussetzungen 
der Enteignung sowie über die Entschädigung er- 
gibt sich unmittelbar aus Artikel 14 Abs. 3 GG. 
Hierüber und über die Zuständigkeit des Bundes 
zur Regelung des materiellen Enteignungsrechtes 
für den Wohnungsbau hat es bei den Beratungen 
keine Meinungsverschiedenheiten gegeben. 

Dagegen hat der Bundesrat in seiner Stellung- 
nahme vom 2. März 1951 (vgl. Bundestagsdruck- 
sache Nr. 2281 S. 40) die Zulässigkeit und Notwen- 
digkeit bundesgesetzlicher Verfahrensregelungen 
bestritten und demgemäß die Streichung des drit- 
ten und vierten Abschnittes vorgeschlagen. Diesem 
Vorschlag war die Bundesregierung nicht gefolgt; 
auch die Ausschüsse vermochten ihm nicht zu fol- 
gen. 

Geeignetes Verfahrensrecht, welches sowohl eine 
beschleunigte Durchführung der Enteignung er- 
möglicht, als auch ausreichende rechtsstaatliche Si- 
cherheiten bietet, ist weder als Landes- noch als 
Bundesrecht vorhanden. Es müßte also in jedem 
Falle geschaffen werden. Da aber die Länder frü- 
hestens nach Verabschiedung des Baulandbeschaf- 
fungsgesetzes hierzu geeignetes Verfahrensrecht 
hätten schaffen können, wäre zwangsläufig eine 
weitere Verzögerung bis zur praktischen Wirk- 
samkeit des Gesetzes eingetreten. 

Zunächst hielten jedoch die Länder auch diesen 
Bedenken gegenüber an ihrer ursprünglichen Auf- 
fassung fest. Um ein Scheitern des Gesetzes, das 
bekanntlich der Zustimmung des Bundesrates be- 
darf, zu verhindern, wurde eine dem Interesse aller 
Beteiligten gerecht werdende Kompromißlösung 
gesucht. Die nunmehr unter Mitwirkung von Ver- 
tretern des Bundesrates gefundene Lösung geht 
dahin, daß die Länder nach § 52 befugt sind, künf- 
tig zu erlassendes Landesverfahrensrecht an Stelle 
des im Baulandbeschaffungsgesetz enthaltenen Ver- 
fahrensrechtes anzuwenden. 


IV. Aufbau des Gesetzes 

Das Gesetz gliedert sich in sechs Abschnitte, de- 
ren erster die Zulässigkeit der Enteignung regelt. 
Der zweite Abschnitt regelt die Entschädigung, der 
dritte das Verwaltungsverfahren, der vierte das 
Gerichtsverfahren und der fünfte die Ausführung 
des Enteignungsbeschlusses. Der letzte Abschnitt 
enthält die Übergangs- und Schlußbestimmungen. 


V. Übersicht über den Inhalt des Gesetzes 
1. Enteignungszweck und -Voraussetzungen 
a) Die verfassungsrechtliche Grundlage 

Die verfassungsrechtliche Grundlage des Enteig- 
nungsrechtes ist Art. 14 Abs. 3 GG. Danach darf die 
Enteignung — dies ist die formelle Voraussetzung 
— nur durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes 
erfolgen. An den Inhalt der Enteignungsgesetze 



stellt das Grundgesetz besonders strenge Anforde- 
rungen. Dies ist erforderlich, weil die Enteignung 
einen nur ausnahmsweise gestatteten Eingriff in 
das durch Art. 14 Abs. 1 GG ausdrücklich geschütz- 
te Eigentum und die diesem gleichgestellten priva- 
ten Vermögensrechte darstellt. 

Der zweite — materielle — verfassungsrechtliche 
Grundsatz besagt, daß die Enteignung nur zum 
Wohle der Allgemeinheit zulässig ist. Recht ver- 
standen bedeutet dies, daß der Eingriff in die 
Rechtssphäre des einzelnen im Interesse der All- 
gemeinheit erforderlich ist. Die Enteignung muß 
die ultima ratio bleiben; sie darf nicht zum Werk- 
zeug für Maßnahmen werden, deren Ziel auch auf 
andere Weise zu erreichen ist. Die hiermit gestellte 
Frage ist in ihren Grundzügen durch den Gesetz- 
geber zu entscheiden. Er hat die Aufgabe, im Rah- 
men der Generalklausel des Grundgesetzes die 
Enteignungszwecke und -Voraussetzungen tatbe- 
bestandsmäßig festzulegen. Dies ergibt sich zwin- 
gend aus Art. 20 Abs. 3 GG. Hier ist das Prinzip 
der Rechtsstaatlichkeit, welches das gesamte Grund- 
gesetz beherrscht, zum Ausdruck gebracht. Auf den 
Fall des Enteignungsrechtes angewandt bedeutet 
dies, daß die der Verwaltung zu gewährenden Ent- 
eignungsbefugnisse in klarer, eindeutiger Weise 
durch Gesetz zu bestimmen und zu begrenzen sind. 
Dabei dürfen einerseits die Eingriffsbefugnisse 
nicht weiter erstreckt werden, als im Hinblici auf 
anerkannte Zwecke erforderlich ist; andererseits 
müssen die Eingriffsbefugnisse gerade so weit ge- 
hen, daß der Gesetzeszweck auch tatsächlich er- 
reicht werden kann. Öffentliche und individuelle 
Interessen bedürfen der sorgsamen Abwägung. 

Vor dieser Aufgabe steht der Gesetzgeber mit 
der Verabschiedung des Baulandbeschaffungsge- 
setzes für den konkreten von diesem Gesetz zu 
regelnden Bereich. 

b) Baulandbeschaffung ein zulässiger Enteignungs- 
zweck 

Die erste grundsätzliche Frage ist, ob die Enteig- 
nung zum Zwecke der Baulandbeschaffung dem 
Wohle der Allgemeinheit, so wie das Grundgesetz 
diesen Begriff versteht, dient. Diese Frage ist zu 
bejahen. Die Wohnungsnot ist trotz aller bisherigen 
Bemühungen um Linderung noch immer brennend. 
Bewirtschaftungsmaßnahmen vermögen den Man- 
gel wohl im besten Falle nach dem Prinzip der ge- 
rechten Beteiligung aller zu verteilen, nicht aber 
zu beheben. Behoben werden kann die Wohnungs- 
not nur durch die Schaffung des benötigten Wohn- 
raums — durch Neubau oder Wiederherstellung 
zerstörten und beschädigten Wohnraums. Das hier- 
zu erforderliche Bauland jedoch steht oft nicht zur 
Verfügung. Dies hat seinen Grund sowohl in der 
mangelnden Bereitschaft vieler Besitzer, Land ab- 
zugeben, als auch in der Tatsache, daß den Ge- 
meinden entgegen einer weitverbreiteten, jedoch 
irrigen Auffasung nach den ersten Jahren der An- 
wendung des Ersten Wohnungsbaugesetzes ein eige- 
ner hierfür einsetzbarer Bodenvorrat kaum noch 


oder überhaupt nicht mehr zur Verfügung steht. 
Hat der Baulandmangel aber ein Ausmaß erreicht, 
daß die Fortsetzung der zur Linderung der Woh- 
nungsnot gebotenen Bautätigkeit gefährdet ist, so 
muß die Abwägung der Individualinteressen und 
der Interessen der Allgemeinheit zu dem Ergebnis 
führen, daß es generell gesehen zulässig ist, Bau- 
land im Wege der Enteignung zu beschaffen. 

c) Enteignung zugunsten Dritter 

Wird die Bereitstellung des benötigten Baulandes 
für Wohnungszwecke als dem Wohle der Allge- 
meinheit dienend betrachtet, so ergibt sich die 
weitere Frage, ob die Enteignung auch dann noch 
zulässig ist, wenn sie zugunsten von Privatperso- 
nen erfolgen soll. Das klassische Enteignungsrecht 
kannte derartige Privatpersonen begünstigende 
Maßnahmen nicht. Es kannte lediglich die Enteig- 
nung zugunsten eines dem Allgemeinwohl dienen- 
den Unternehmens. Der Wohnungsbau und das 
Eigentum an den geschaffenen Wohnungen sind 
und müssen in aller Regel eine private Angelegen- 
heit bleiben. Auf die private Initiative kann nicht 
verzichtet werden. Wird aber der Wohnungsbau 
an sich als dem gemeinen Wohl dienend betrachtet 
und soll der Wohnungsbau nichtstaatlich bleiben, 
so kann auch die Enteignung zugunsten von Privat- 
personen nicht unzulässig sein. Das Gesetz zieht aus 
diesen Erwägungen die Konsequenz und läßt die 
Enteignung geeigneten Baulandes zugunsten eines 
jeden zu, der seine alsbaldigen Bauabsichten zu 
realisieren in der Lage ist. 

d) Inhalt des ersten Abschnittes 

In den einzelnen Bestimmungen des ersten Ab- 
schnittes legt das Gesetz die Zulässigkeitsvoraus- 
setzungen für die Baulandenteignung fest. Als be- 
sonders wichtig und im Rahmen eines allgemeinen 
Überblickes erwähnenswert erscheinen folgende 
Bestimmungen: § 1, der als Gesetzeszwecke nicht 
nur die Förderung des Wohnungsbaues, sondern 
darüber hinaus die Verbindung breiterer Volks- 
schichten mit dem Grund und Boden und die Er- 
haltung und Förderung einer geordneten Bebauung 
herausstellt; §§ 4 und 7, die dem von der Enteig- 
nung Betroffenen rechtsstaatlich gebotene Schutz- 
und Einwendungsrechte gewähren; § 5, der be- 
sonders klar herausstellt, daß die Enteignung die 
ultima ratio bleiben muß; § 6, der vorsieht, daß 
zugunsten einer Gemeinde enteignet werden kann, 
wenn die Gemeinde das Gelände zum Zwecke der 
Baureifmachung benötigt. 

2. Enteignungsentschädigung 
a) Verfassungsrechtliche Grundlagen 

Art. 14 Abs. 3 Satz 2 GG schreibt vor, daß die 
Enteigmmg nur gegen Entschädigung zulässig ist. 
Insoweit geht das Grundgesetz über die entspre- 
chende Vorschrift der Weimarer Verfassung hinaus. 
Art. 153 der Weimarer Verfassung eröffnete dem 
Reichsgesetzgeber die Möglichkeit, eine Entschadi- 
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gung auszuschließen. Dies ist nach dem Grundge- 
setz nicht mehr zulässig. Wenn auch der Bundes- 
tag in seiner Entschließung vom 28. März 1950 ge- 
gebenenfalls eine Änderung des Grundgesetzes er- 
wog, so fand sich doch in den gesamten vorparla- 
mentarischen und parlamentarischen Beratungen 
über dieses Gesetz keine Stimme für eine Ände- 
rung des Grundgesetzes in der Richtung, daß der 
Grundsatz der Entschädigungspflicht für den Fall 
der Baulandenteignung angegriffen werden solle. 

Die Regelung der Entschädigungsfrage erwies sich 
jedoch als außerordentlich schwierig. Das Grund- 
gesetz schreibt vor, daß Art und Ausmaß der Ent- 
schädigung durch Gesetz zu regeln sind. Es war 
daher nicht möglich, nach dem Vorbild des bishe- 
rigen Enteignungsrechtes lediglich eine kurz und 
generell gefaßte, z. B. das Grundgesetz insoweit 
lediglich wiederholende Bestimmung über die Ent- 
schädigung aufzunehmen. Es waren vielmehr kon- 
krete Bestimmungen über Art und Ausmaß der 
Entschädigung erforderlich. 

b) Die Art der Entschädigung 

Grundsätzlich wurde an der Verpflichtung zur 
Zahlung in einer Kapitalsumme festgehalten, da 
diese Entschädigungsart in aller Regel am ehesten 
geeignet ist, die gestörte Vermögenslage des Be- 
U'üiienen auszugleichen. Nur unter einschränken- 
den Voraussetzungen läßt das Gesetz andere Ent- 
schädigungsarten zu. Die wichtigste ist die der 
Entschädigung in Land, die sich, soweit sie im bis- 
herigen Recht vorgesehen war, bewährt hat und 
in geeigneten Fällen die unmittelbarste und wirk- 
samste Form der Entschädigung darstellen kann. 
Als weitere Ausnahme von der Entschädigung in 
einer Kapitalsumme ist die Entschädigung durch die 
Einräumung von Teileigentum, Wohnungseigentum, 
Dauerwohnrecht und Dauernutzungsrecht vorgese- 
hen, wenn der Enteignete dies beantragt. Bei der 
Belastung eines Grundstückes mit einem Erbbau- 
recht ergibt sich die Entschädigung in der Form 
wiederkehrender Leistungen, nämlich des Erbbau- 
zinses, aus der rechtlichen Konstruktion des Erb- 
baurechts. 

Die Regierungsvorlage sah in Anbetracht der 
angespannten Finanzlage der Gemeinden eine Son- 
derregelung vor: Danach sollte es im Falle der 
Enteignung zugunsten einer Gemeinde zulässig 
sein, Ratenzahlungen festzusetzen. Die Ausschüsse 
konnten sich den gegen diese Bestimmung erhobe- 
nen Bedenken nicht verschließen. Es ist zwar nicht 
von der Hand zu weisen, daß die Gemeinden sich 
vor allem infolge der durch den Wiederaufbau 
ausgelösten Verpflichtungen teilweise in erhebli- 
chen wirtschaftlichen Schwierigkeiten befinden und 
nur seiten in der Lage sein dürften, die zur Bau- 
reifmachung und Erschließung erforderlichen Mit- 
tel bereitzusteilen. Andererseits kann es jedoch 
dem Enteigneten nicht zugemutet werden, daß er 
als Einzelperson der Gemeinde einen Kredit für 
diese Zwecke zur Verfügung stellt, indem ihm 
lediglich ein Anspruch auf Teilzahlungen zugebilligt 


wird. Diese Bedenken konnten auch nicht dadurch 
ausgeräumt werden, daß etwa bestimmte Wert- 
papiere zur einstweiligen Abgeltung des Entschä- 
digungsanspruches angeboten würden. Unter dem 
Gesichtspunkt der gleichartigen Behandlung gleich- 
artiger Tatbestände entschieden sich die Aus- 
schüsse zur Streichung der Sondervorschrift. 

c) Die Höhe der Entschädigung 

Als sehr schwierig erwies sich verständlicherweise 
die Regelung der Entschädigungshöhe. Die in dem 
Bundestagsbeschluß vom 29. März 1950 geforderte 
„günstige“, d. h. für den Baulandbewerber gün- 
stige, Preisregelung ließ sich in dieser Form kaum 
verwirklichen, da das Grundgesetz die Festsetzung 
der Entschädigung unter Abwägung der Interessen 
der Allgemeinheit und aller Beteiligten verlangt. 
Gerechte Entschädigung gebietet das Grundgesetz. 
Dies bedeutet aber, daß die Entschädigung auch 
den berechtigten Belangen des Enteigneten ent- 
snrechen muß. Nach langen und sehr gründlichen 
Beratungen gelangten die Ausschüsse hinsichtlich 
der Höhe der Entschädigung zu den in § 10 fest- 
gelegten Ergebnissen: Bei der Festsetzung der Ent- 
schädigung ist von den Stopp-Preisen von 1936 
auszugehen. In der Zwischenzeit eingetretene Ver- 
änderungen der Wertverhältnisse sind zu berück- 
sichtigen, soweit sie auf der veränderten Kaufkraft 
der Mark, nicht aber soweit auf der Möglichkeit 
einer erhöhten baulichen Ausnutzbarkeit beruhen. 
In keinem Falle darf die Entschädigung den ge- 
meinen Wert übersteigen. 

3, Das Enteignungsverfahren 

Das administrative Verfahren ist im dritten Ab- 
schnitt des Gesetzes geregelt. Aus den bereits oben 
(vgl. B III 2 dieses Berichts) dargelegten Gründen 
hielten die Ausschüsse eine bundesrechtliche Rege- 
lung des Enteignungsverfahrensrechtes jedenfalls 
solange für unbedingt geboten, als nicht die Länder 
über ein auf die Bedürfnisse dieses Gesetzes zuge- 
schnittenes oder voll geeignetes Verfahren verfü- 
gen, welches mit der gleichen Schnelligkeit, Wirk- 
samkeit und Rechtsstaatlichkeit durchführbar ist. 
Diese drei genannten Attribute stellen die Ziele 
dar, die das Baulandbeschaffungsgesetz mit seinen 
dritten Teil verfolgt. 

Dem Gesichtspunkt einer möglichst großen Si- 
cherheit für den Betroffenen folgend, sah das klas- 
sische Enteignungsrecht ein sehr förmliches und 
daher langwieriges Verfahren vor, welches in meh- 
rere jeweils von verschiedenen Stellen durchzufüh- 
rende Abschnitte (Verleihung des Enteignungs- 
rechtes, Planfeststellungsverfahren und Entschädi- 
gungsfeststellungsverfahren) unterteilt war. 

Das Baulandbeschaffungsgesetz vereinfacht das 
Verfahren bis zu dem äußersten unter Wahrung 
der Rechtssicherheit vertretbaren Ausmaße und 
entkleidet es soweit als möglich von überflüssigen 
Förmlichkeiten. Deshalb verzichtet das Gesetz auf 
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eine Unterteilung des Verfahrens in mehrere Ab- 
schnitte, weist es vielmehr in einem Zuge einer 
Behörde zu, die im Regelfälle in einer einzigen 
Entscheidung, dem Enteignungsbeschluß über alle 
mit dem konkreten Fall zusammenhängenden Fra- 
gen und Anträge zu entscheiden hat: nämlich die 
Zulässigkeit der Enteignung, deren Umfang, die 
Entschädigung und gegebenenfalls eine Ersatzland- 
enteignung. Der Verfahrensbeschleunigung dienen 
weiterhin die Möglichkeit der Vertreterbestellung 
für abwesende, nicht auffindbare und feststellbare 
Beteiligte, kurze Einwendungs- und Rechtsmittel- 
fristen, Ausschlußfristen für die Geltendmachung 
bestimmter Rechte und mittelbar die Möglichkeit 
der Aufhebung des Enteignungsbeschlusses, wenn 
der Begünstigte nicht fristgemäß seiner Entschädi- 
gungspflicht nachkommt. 

Auf der anderen Seite sind trotz der gebotenen 
Beschleunigung des Verfahrens die rechtsstaatlich 
erforderlichen Sicherungen für die Beteiligten nicht 
vernachlässigt. Das Mindestmaß rechtlicher Sicher- 
heiten im Enteignungsverfahren ist dahin zusam- 
menzufassen, daß jedem Beteiligten, soweit er zu 
ermitteln ist, von der Einleitung des Verfahrens 
Kenntnis gegeben wird, daß die nicht von Amts 
wegen feststellbaren Beteiligten die Möglichkeit 
der Kenntnisnahme durch öffentliche Bekanntma- 
chung erhalten, daß jedem, auch dem rechtsun- 
kundigen Beteiligten, die Möglichkeit geboten wird, 
seine Rechte wirksam zu vertreten, daß der Ent- 
eignete davor geschützt wird, seine Rechte ohne 
Sicherheit für die Entschädigung zu verlieren, und 
daß die Möglichkeit der gerichtlichen Überprüfung 
der Verwaltungsentscheidung offensteht. 

4. Der Rechtsschutz 

Der vierte Abschnitt des Gesetzes regelt das 
Gerichtsverfahren in Baulandenteignungssachen. 
Auch hier waren im Prinzip dieselben Gesichts- 
punkte wie bei dem administrativen Verfahren zu 
berücksichtigen: möglichste Beschleunigung des 
Verfahrens auf der einen und Gewährleistung 
rechtsstaatlicher Sicherheiten für die Beteiligten 
auf der anderen Seite. Der Lösung dieser Fragen 
stehen durch die Verfahrensvorschrift des Art. 14 
Abs. 3 Satz 4 GG gewisse Schvv^ierigkeiten dadurch 
im Wege, daß hier wiegen der Streitigkeiten um die 
Entschädigung die Zuständigkeit der Zivilgerichte 
vorgeschrieben ist, während die Entscheidung über 
die Zulässigkeit der Enteignung nach Einführung 
der verwaltungsgerichtlichen Generalklausel zur 
Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte gehört. 
Nach geltendem Recht ergibt sich daher in Enteig- 
nungssachen eine zu erheblichen Verzögerungen 
führende Zweigleisigkeit des Gerichtsverfahrens 
dahin, daß zunächst eine rechtskräftige Entschei- 
dung der Verwaltungsgerichte vorliegen muß, ehe 
das Zivilgerichtsverfahren durchgeführt werden 
kann. Bei Ausschöpfung aller Rechtsschutzmöglich- 
keiten können daher — bei entsprechendem Streit- 
wert — sechs Gerichte mit derselben Enteignung be- 
faßt werden. Da die zu entscheidenden Streitfragen 


aufgeteilt sind, ergibt sich aus dieser Vielzahl von 
Rechtsmitteln durchaus nicht eine erhöhte Rechts- 
sicherheit für die Beteiligten, sondern lediglich 
eine erhebliche Verfahrensverzögerung. Das Be- 
streben mußte daher eine Vereinheitlichung der 
Rechtsbehelfe mit dem Ziele sein, zumindest einen 
nur einspurigen Rechtsweg vorzusehen. 

Der Rechtsnatur der Enteignung nach wären an 
sich die Verwaltungsgerichte auch zur Entschei- 
dung im Entschädigungsstreit berufen. Der Zu- 
weisung des Entschädigungsstreites an die Verwal- 
tungsgerichte steht jedoch die Vorschrift des Art. 14 
Abs. 3 Satz 4 GG entgegen. Dabei kann kein ernst- 
hafter Zweifel daran bestehen, daß das Grundgesetz 
mit dem Begriff der „ordentlichen Gerichte“ die 
Zivilgerichte meint. Die heutige wissenschaftliche 
Terminologie bezeichnet zwar die Verwaltungsge- 
richte, nachdem sie in ihrer Besetzung, Organisation 
und ihrem Verfahren den Zivilgerichten vollkom- 
men gleichwertig sind, auch als „ordentliche Ge- 
richte.“ Diese Feststellung hilft jedoch angesichts des 
erkennbar klaren Willens des Grundgesetzgebers 
nicht weiter, selbst wenn man der wohl richtigen An- 
sicht folgt, daß die Bestimmung des Art. 14 Abs. 3 
Satz 4 GG ihre Motivation in einem zwar histo- 
risch erklärlichen, aber heute nicht mehr berechtig- 
ten Mißtrauen gegen die Verwaltungsgerichte fin- 
det. Aus diesen Gründen lag der Gedanke an eine 
Grundgesetzänderung, zumal sie rein formaler Natur 
wäre, nahe. Die Verfassungsänderung, die zwar bei 
der Entschließung vom 28. März 1950 noch erwo- 
gen worden war, wurde jedoch von der Regierung 
und der Mehrheit der Ausschußmitglieder für un- 
tunlich erachtet, während der Bundesrat, wie aus 
seiner bereits jetzt erkennbar gewordenen Stel- 
lungnahme zu einem entsprechenden Antrag der 
Hansestadt Hamburg ersichtlich, einer Änderung 
des Art. 14 Abs. 3 Satz 4 GG zuneigt. 

Soll indes die Verfassung nicht geändert werden, 
so bleibt, wenn man die Einspurigkeit und Be- 
schleunigung des Rechtsmittelverfahrens anstrebt, 
nur die Einführung eines neuen einheitlich den 
Zivilgerichten zuzuweisenden Rechtsmittels. Diese 
in der Regierungsvorlage entwickelte Lösung trägt 
ausgesprochenen Kompromißcharakter. Als Kom- 
promiß erschien sie auch den Ausschüssen unter 
dem Gesichtspunkt tragbar, daß sie gegenüber der 
bisherigen Zweispurigkeit des Rechtsweges das 
geringere Übel ist. 

Um den mit Fragen des Öffentlichen Rechtes nur 
ausnahmsweise befaßten Zivilgerichten die Erfah- 
rungen der Verwaltungsgerichte zunutze zu ma- 
chen, sieht das Gesetz die bei den Landgerichten 
bzw. Oberlandesgerichten zu bildenden Bauland- 
kammern bzw. -Senate vor, die mit je drei Zivil- 
richtern und zwei Verwaltungsrichtern zu besetzen 
sind. Die Ausschüsse haben sich mit dem von ver- 
schiedenen Seiten erhobenen Bedenken ausein- 
andergesetzt, ob die Baulandkammern und -Senate 
in dieser Besetzung und als „ordentliche Gerichte“ 
im Sinne des Art. 14 Abs. 3 Satz 4 GG zu betrach- 
ten seien. Nach eingehenden Beratungen und unter 
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Berücksichtigung der vom Bundesjustizministerium 
eingeholten gutachtlichen Stellungnahme wurde 
die gestellte Frage im Ergebnis unbedenklich be- 
jaht. 

Der Rechtsmittelzug wurde auf zwei Instan- 
zen beschränkt. Der erste gegen die Entscheidung 
der Enteignungsbehörde zugelassene Rechtsbehelf 
ist der „Antrag auf gerichtliche Entscheidung“, 
über den die Baulandkammer durch Urteil ent- 
scheidet. Gegen das Urteil der Baulandkammer ist 
die Revision an den Baulandsenat zulässig. An 
Stelle des Baulandsenats entscheidet in Fragen von 
grundsätzlicher Bedeutung der Bundesgerichtshof. 

5. Vollzug der Enteignung 

Aus dem fünften Abschnitt des Gesetzes sei in 
dieser einleitenden Übersicht besonders auf das 
Rechtsinstitut der Ausführungsanordnung hinge- 
wiesen. Durch die besonders zu erlassende, nicht 
im Enteignungsbeschluß enthaltene Ausführungs- 
anordnung soll sichergestellt werden, daß die Ent- 
eignung erst dann vollzogen wird, wenn die Ent- 
eignungsentscheidung rechtskräftig ist und die Ent- 
schädigung geleistet oder sichergestellt ist. Nur in 
Fällen besonderer Dringlichkeit kann eine vorzei- 
tige Besitzeinweisung erfolgen, wie dies auch be- 
reits in den älteren Enteignungsgesetzen vorge- 
sehen ist. Ausgesprochen rechtsstaatlicher Natur 
ist die Rückenteignung an den Enteigneten, die für 
den Fall vorgesehen ist, daß der Begünstigte den 
Enteignungszweck nicht fristgemäß erfüllt. 

C. Die Einzelbestimmungen des Gesetzes 

ERSTER ABSCHNITT 

Zulässigkeit der Enteignung 

Zu § 1: 

Absatz 1 stellt in seinem ersten Halbsatz den all- 
gemeinen Zweck der Baulandbeschaffung heraus. 
Dieser ist in dreifacher Hinsicht festgelegt. Die 
Förderung des Wohnungsbaues ist das ursprüng- 
liche in dem Bundestagsbeschluß vom 28. März 1950 
zum Ausdruck gebrachte Gesetzesmotiv. Das Ziel 
der Verbindung breiterer Volksschichten mit dem 
Grund und Boden — übernommen aus § 1 des 
CDU-Entv7urfes — betont die sozial- und staats- 
politische Funktion des Wohnungsbaues vor allem 
für Heimatlose und Vertriebene. Der Grundsatz 
geordneter Bebauung entspricht der Einordnung 
des Baulandbeschaffungsgesetzes in das Baurecht. 
Auch das Baulandbeschaffungsgesetz soll in seiner 
Anwendung dazu beitragen, daß die bauliche Ord- 
nung gewahrt bleibt. Die näheren zur Erfüllung 
dieses Zieles getroffenen Bestimmungen enthalten 
§§ 3 und 53. 

Der zweite Halbsatz des ersten Absatzes stellt 
klar, daß die Enteignung die ultima ratio bleiben 
muß. Sie kann, v/ie im § 5 im einzelnen festgelegt, 
nur Platz greifen, wenn ein freihändiger Erwerb 


oder eine Bereitstellung von Bauland durch die 
in § 12 des Ersten Wohnungsbaugesetzes verpflich- 
teten Körperschaften des öffentlichen Rechtes nicht 
möglich ist. Durch die Verweisung auf § 12 des 
Ersten Wohnungsbaugesetzes wird die Verbindung 
zu diesem Gesetz hergestellt, wobei jedoch darauf 
hinzuweisen ist, daß sich Rechtsansprüche aus den 
in § 12 des Ersten Wohnungsbaugesetzes festge- 
legten Grundsätzen nicht herleiten lassen. 

Die Umschreibung der nach dem Gesetz zulässi- 
gen Enteignungsmaßnahmen in Abs. 2 verzichtet 
im Gegensatz zur Regierungsvorlage bewußt auf 
eine Definition des Enteignuiigsbegriffes. Dadurch 
soll — - einem Wunsche des Bundesrates entspre- 
chend — die Gefahr einer einengenden Rückwir- 
kung auf bestehende und möglicherweise weiter- 
gehende enteignungsrechtliche Handhaben im Lan- 
desrecht verhindert werden. Zugleich wird auf 
diese Weise eine Präjudizierung der Weiterentwick- 
lung des Enteignungsrechtes vermieden. 

Der dem Abs. 2 unausgesprochen zugrunde gelegte 
Enteignungsbegriff geht vom klassischen Enteig- 
nungsbegriff aus, erweitert diesen jedoch in mehr- 
facher Hinsicht. Neben der Entziehung des Vollrech- 
tes ist auch dessen Beschränkung zulässig, wodurch 
die in der Praxis oft geübte Bestellung von Erbbau- 
rechten ermöglicht wird. Das Gesetz läßt erforder- 
lichenfalls auch die Entziehung und Beschränkung 
beschränkt dinglicher Rechte zu, soweit diese einer 
beabsichtigten Bebauung im Wege stehen. Schließ- 
lich unterliegen dem enteignungsrechtlichen Ein- 
griff auch nichtdingliche Rechte, wie z. B. Miete 
und Pacht. 

Zu § 2: 

Nach Art. 14 Abs. 3 GG ist die Enteignung nur 
zum Wohle der Allgemeinheit zulässig. Dieser Ver- 
fassungsgrundsatz steht über dem Gesetz und be- 
durfte infolgedessen nicht der Wiederholung. Wenn 
auclv § 2 die zulässigen Enteignungszwecke fest- 
legt, so liegt darin zwar die Entscheidung des Ge- 
setzgebers, daß diese Zwecke im allgemeinen die 
Enteignung rechtfertigen; gleichwohl bedarf es bei 
der Anwendung des Gesetzes im Einzelfalle der 
Prüfung, ob das konkrete Vorhaben, zu dessen 
Zweclc enteignet werden soll, dem Wohle der All- 
gemeinheit dient. Dabei kann jedoch davon aus- 
gegangen werden, daß in der heutigen Situation 
jede zur Linderung der Wohnungsnot beitragende 
Maßnahme dem Wohle der Allgemeinheit dient. 

Die Förderung des Wohnungsbaues soll jedoch 
nicht auf die Bereitstellung des Baulandes im eng- 
sten Sinne beschränkt bleiben. Es ist gewährleistet, 
daß die Baulandbeschaffung nach Maßgabe dieses 
Gesetzes auch für solche Wohn- und Siedlungs- 
formen wirksam wird, die der Förderung würdig 
sind. § 2 Buchst, b gestattet deshalb auch die Be- 
schaffung des Garten- und Wirtschaftslandes in 
dem jeweils üblichen Umfange (z. B. bei der Klein- 
siedlung — bei Einfamilienhäusern mit Nutzgarten 
etc.) zu. Ebenso ist die Beschaffung des für Neben- 
anlagen benötigten Landes gestattet. 
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Das Gesetz läßt die Enteignung auch für ge- 
mischt genutzte Gebäude zu, soweit diese überwie- 
gend Wohnzwecken dienen. Dabei ist von einem 
Vergleich der Flächen, nicht von den Nutzungs- 
oder Mietwerten derselben auszugehen. 

Die Enteignung ist nicht gerechtfertigt, wenn die 
Wohnungsgröße einen Umfang erreicht, der der 
öffentlichen Förderung nicht mehr würdig ist. Da- 
her wurde in Anlehnung an die Bestimmungen des 
Ersten Wohnungsbaugesetzes {§ 7 Abs. 2) eine feste 
Grenze für die Flächengröße der einzelnen Woh- 
nungen (120 qm) festgesetzt. Die Notwendigkeit, 
diese Begrenzung im Einzelfalle zu überschreiten, 
kann sich aus wirtschaftlichen Gründen z. B. bei 
Wiederaufbauten unter Verwendung erhaltener 
Fundamente ergeben. Auch in derartigen Fällen ist 
die Enteignung zulässig. 

Die Regierungsvorlage sah in § 2 Abs. 2 

eine einengende Vorschrift des Inhaltes vor, 
daß die Enteignung unzulässig sei, wenn ^ die 
„Aufwendigkeit“ der zu errichtenden Gebäude 
nicht mit Gründen des Allgemeinwohls ge- 
rechtfertigt werden könne. Der Begriff der Auf- 
wendigkeit erschien jedoch nicht hinreichend prä- 
zise. Es wurde auch nicht für zweckmäßig erachtet, 
die Klärung dieses Begriffes der Praxis und Recht- 
sprechung zu überlassen. Wenn aus diesen Grün- 
den in dem vorliegenden Entwurf auf die Über- 
nahme des in der Regierungsvorlage verwandten 
Begriffes der Aufwendigkeit verzichtet wurde, so 
folgt gleichwohl aus Art. 14 Abs. 3 GG, daß für 
besonders luxuriöse Bauvorhaben die Enteignung 
nicht in Betracht kommt. Demjenigen, der ein be- 
sonders aufwendiges Bauwerk zu errichten beab- 
sichtigt, muß zugemutet werden, das Bauland frei- 
händig zu erwerben. 

Buchstabe c läßt die Enteignung auf Grund die- 
ses Gesetzes auch für die Beschaffung der Gemein- 
bedarfstlächen zu. Damit soll ermöglicht werden, 
daß das Gesamtgelände auch hinsichtlich der '‘Ge- 
meinbedarfsflächen in einem denselben materiel- 
len und formellen Vorschriften unterliegenden Ver- 
fahren enteignet werden kann. Ob dies geschehen 
soll, ist den zuständigen Behörden freigestellt. Da- 
her kann die Enteignung für die Gemeinbedarfs- 
flächen auch weiterhin auf Grund der Landesge- 
setze durchgeführt werden, wenn dieses günstiger 
oder zweckmäßiger erscheint. 

Schließlich ist die Enteignung zur Bescliaffung 
von Ersatzland zulässig. Auch insoweit werden 
keine Bedenken getragen, die verfassungsrechtliche 
Zulässigkeit zu bejahen. Der mittelbare Zweck der 
Ersatzlandbeschaffung ist die Förderung des Woh- 
nungsbaues. Der unmittelbare Zweck ist die Exi- 
stenzerhaltung des Enteigneten. Beides dient dem 
Gemeinwohl (vgl. im übrigen § 8). 

Zu § 3: 

§ 3 bezeichnet die Grundstücke, deren Enteignung 
zulässig ist, ohne daß der in Absatz 1 wiedergege- 
benen Aufzählung die Bedeutung einer verbind- 
lichen Rangordnung zukommt. 


Der Enteignung unterliegen wegen des in der 
Bebauung bestehenden Enteignungszwecks selbst- 
verständlich in erster Linie unbebaute Grundstücke. 

Daneben stehen die in Ziffer b erwähnten 
Trümmergrundstücke, deren Wiederbebauung be- 
sonders dringlich zu wünschen ist. Auf eine genaue 
Definition des Begriffes der Trümmergrundstücke, 
wie sie etwa in den Enttrümmerungsgesetzen, der 
Berechnungsverordnung oder der VO PR 75/52 
enthalten ist, wurde bewußt verzichtet und an 
Stelle dessen eine allgemeine Formulierung ge- 
wählt, deren Handhabung der Praxis unbedenklich 
überlassen bleiben kann. 

Auch Grundstücke mit geringfügiger Bebauung 
müssen der zulässigen baulichen Ausnützung zuge- 
führt werden können. Die in Buchstabe c zweiter 
Halbsatz aufgeführte nähere Umschreibung will 
keine erschöpfende, sondern eine lediglich beispiel- 
hafte sein. 

Absatz 2 verdeutlicht den engen Zusammenhang 
der Baulandbeschaffung mit dem Planungsrecbt, 
dessen Ziel die Herbeiführung und Erhaltung einer 
geordneten Bebauung ist. Eine geregelte Bebauung 
ist gewährleistet, wenn Grundstücke in Gebieten 
und zu solchen Zwecken enteignet werden, die den 
förmlich festgestellten Fluchtlinien oder Bebau- 
ungsplänen entsprechen (Buchstabe a). 

Bei dem derzeitigen Stand des Planungsrechtes ist 
jedoch die Aufstellung förmlicher Pläne nicht über- 
all vorgeschrieben und erfolgt. In diesen Fällen 
scheidet daher die Anknüpfung an die städtebau- 
lichen Pläne aus. Es ist vielmehr eine Einzelprü- 
fung dahingehend erforderlich, ob die beabsichtigte 
Verwendung mit einer geordneten baulichen Ent- 
wicklung des Gemeindegebiets vereinbar ist. Die 
Entscheidung darüber steht der für die Ortspla- 
nung zuständigen Aufsichtsbehörde zu. Diese wird 
ihrer Entscheidung in aller Regel die Stellung- 
nahme der Gemeinde zugrunde legen. Um diese 
beschleunigt herbeizuführen, sieht § 19 vor, daß der 
Enteignungsantrag bei der Gemeinde einzubringen 
ist und die Gemeinde den Antrag mit ihrer Stel- 
lungnahme an die Enteignungsbehörde weiterzu- 
leiten hat. 

Wegen der Möglichkeiten, auch den Natur- 
schutzbestimmungen unterworfene Grundstücke 
der Baulandbesdiaffung zu unterwerfen, sei auf 
§ 53 hingewiesen. 

Zu § 4: 

Diese Vorschrift enthält — dem Grundgedanken 
des Art. 14 GG entsprechend — Schutzbestimmun- 
gen zugunsten des in Anspruch genommenen 
Eigentümers. Leitender Grundsatz ist, daß nicht 
weiter, als zur Erfüllung des Enteignungszweckes 
erforderlich, in die Rechtssphäre und die wirtschaft- 
lichen Interessen des Eigentümers eingegriffen 
werden soll. Deshalb wird dem Eigentümer unter 
bestimmten Voraussetzungen ein Wahlrecht zwi- 
schen der Entziehung des Vollrechts und der Eigen- 
tumsbeschränkung durch Bestellung geeigneter be- 
schränkt dinglicher Rechte (z. B. Erbbaurecht) ein- 
geräumt. 
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Absatz 1 geht von dem Fall der ursprünglich 
beabsichtigten Vollenteignung (Entziehung des 
Eigentums) aus. Hier kann der Eigentümer die Be- 
lastung mit einem dinglichen Recht verlangen, 
wenn dies zur Verwirklichung des Enteignungs- 
zweckes ausreicht, z. B. bei der Enteignung zugun- 
sten eines Einzelbauvorhabens. Genügt dem durch 
die Enteignung zu begünstigenden Antragsteller 
die objektiv ausreichende Bestellung eines be- 
schränkt dinglichen Rechtes nicht, so steht es ihm 
frei, seinen Enteignungsantrag zurückzuziehen. Die 
Bestellung beschränkt dinglicher Rechte kommt 
nicht in Betracht für Gemeinbedarfsflächen, da 
z. B. für die Freilegung des Straßenlandes ein Erb- 
baurecht nicht ausreicht, sondern die Übertragung 
des Eigentums erforderlich ist. Ähnlich liegt der 
Fall, wenn zur Abrundung einer im Eigentum 
eines Wohnungsbauunternehmens stehenden zu- 
sammenhängenden Fläche für ein geschlossenes 
Siedlungsvorhaben oder ein Großbauvorhaben ent- 
eignet werden muß. Hier wird es in aller Regel 
aus dem Gesichtspunkt der Klarheit der Rechts- 
verhältnisse erforderlich sein, das Eigentum zu 
entziehen. In diesen Fällen müßte das Verlangen 
des Eigentümers nach Absatz 1 zurückgewiesen 
werden. 

Absatz 2 geht davon aus, daß ursprünglich die 
Belastung des Grundstücks mit einem beschränkt 
dinglichen Recht beabsichtigt war. Hier kann der 
Eigentümer die Eigentumsentziehung verlangen, 
wenn die Eigentumsbeschränkung für ihn unbillig 
ist. Dies ist z. B. dann der Fall, wenn es den be- 
gründeten wirtschaftlichen Interessen des Eigen- 
tümers widerspricht, auf den Erbbauzins verwiesen 
zu werden, und er etwa nachweist, die bei Voll- 
enteignung zu gewährende Entschädigung für den 
Erwerb eines anderen Grundstücks oder eine an- 
derweitige Kapitalanlage verwenden zu wollen. 

Absatz 3 bringt die bereits dem klassischen Ent- 
eignungsrecht geläufige Vorschrift, daß der Eigen- 
tümer die Ausdehnung der Enteignung auf den 
baulich oder wirtschaftlich nicht mehr verwertba- 
ren Restbesitz verlangen kann. 

Bei Vorliegen der in den Absätzen 1 bis 3 fest- 
gelegten Voraussetzungen hat der Eigentümer 
einen echten Rechtsanspruch auf die Berücksich- 
tigung seiner Anträge. Insoweit ist für Ermessens- 
entscheidungen der Enteignungsbehörde kein 
Raum. 

Zu § 5: 

Diese Vorschrift dient der Verwirklichung des 
aus Art. 14 GG sprechenden Grundsatzes, daß die 
Enteignung die ultima ratio bleiben muß. Sie kann 
nur Platz greifen, wenn der Baulandbedarf im 
konkreten Fall auf andere Art und Weise nicht er- 
worben werden kann. Zulässigkeitsvoraussetzung 
der Enteignung ist daher der vom Antragsteller zu 
erbringende Nachweis, daß er sich ernsthaft, jedoch 
vergeblich um den freihändigen Erwerb bemüht 
hat. Die Bemühungen brauchen sich indes nur auf 
den Erwerb anderen geeigneten Geländes zu be- 
ziehen. Welches Gelände geeignet im Sinne dieser 


Vorschrift ist, ergibt sich in planerischer Hinsicht 
aus § 3 Abs. 2. Geeignet muß das Gelände aber 
auch insbesondere für das beabsichtigte Bauvor- 
haben des Antragstellers sein. So wäre die Enteig- 
nung z. B. dann zulässig, wenn das Bauvorhaben in 
der Errichtung einer geschlossenen Siedlung be- 
steht, freihändig aber nur eine Anzahl zerstreut 
liegender Grundstücke zu erwerben ist. 

Hinsichtlich des Geländes, um dessen freihändi- 
gen Erwerb der Bauwillige sich bemüht haben 
muß, bringt Absatz 2 insoweit eine Einschrän- 
kung, als der die Enteignung eines Trümmergrund- 
stückes Begehrende sich nur um den freihändigen 
Erwerb anderer Grundstücke dieser Art zu bemü- 
hen braucht. Wer ein Trümmergrundstück zu be- 
bauen beabsichtigt, soll nicht in unerschlossene 
Außengebiete verwiesen werden, solange noch 
Trümmergrundstücke zur Verfügung stehen. Der 
Zweck dieser Vorschrift ist städtebaulicher Natur. 
Überzeugende Gründe vor allem der volkswirt- 
schaftlich gebotenen Ausnützung der vorhandenen 
Versorgungsleitungen und Verkehrswege sprechen 
für die bevorzugte Wiederbebauung der zerstörten 
Stadtkerne und die Schließung der Baulücken. 
Diesem Ziel soll im Rahmen seiner Möglichkeiten 
auch das Baulandbeschaffungsgesetz dienen. 

Der Preis, dessen Zahlung im Falle des freihän- 
digen Erwerbs dem Bauwilligen zuzumuten ist, er- 
gibt sich aus § 10. Der Bauwiilige hat sich daher 
auch dann vergeblich bemüht, wenn er anderes ge- 
eignetes Gelände nur zu einem die nach § 10 zu 
leistende Entschädigung überschreitenden Preis 
freihändig erwerben könnte. Daß als Vergleichs- 
preis nur die Enteignungsentschädigung nach den 
Grundsätzen des § 10 in Betracht kommt, ergibt 
sich aus dem mittelbar mit dem Gesetz ange- 
strebten allgemeinen Zweck, nämlich den Grund- 
stücksverkehr zum Zwecke einer Mehrung des Woh- 
nungsbaus zu beleben, ohne zugleich eine unge- 
rechtfertigte Erhöhung der Baulandpreise auf dem 
freien Markt hervorzurufen. 

Über die Art, in der der Bauwillige den Nach- 
weis der erfolglosen Bemühung zu führen hat, wur- 
den besondere Vorschriften für entbehrlich erach- 
tet. Die Entscheidung darüber ist in das pflichtge- 
mäße Ermessen der Enteignungsbehörde gestellt. 
Der Bauwillige wird konkrete Bemühungen, z. B. 
ernsthafte Kaufverhandlungen mit Grundstücks- 
eigentümern nachweisen müssen. 

Zu § 6: 

Diese Vorschrift umschreibt den Kreis der Er- 
werbsberechtigten. Der Gesetzeszweck, die Herbei- 
führung einer beschleunigten Bebauung, verlangt, 
daß nur zugunsten eines solchen Bauwilligen ent- 
eignet werden darf, der das Grundstück binnen 
eines Jahres der Bebauung zuführen wird. Daß er 
dies tatsächlich will und kann, hat der Bauwillige 
in geeigneter Weise nachzuweisen. Bewerben sich 
mehrere Antragsteller um die Enteignung eines 
Grundstücks, so soll bei im übrigen gleichen Vor- 
aussetzungen derjenige bevorzugt werden, der noch 
kein Grundeigentum besitzt. 
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Im übrigen kommt jeder Bauwillige — gleich, 
ob natürliche oder juristische Person — in Betracht. 
Ein Rechtsanspruch steht jedoch — dies ist ein all- 
gemein enteignungsrechtlicher Grundsatz — kei- 
nem Bewerber zu (vgl. Abs. 4). 

Einem Mißbrauch der Enteignung seitens des 
durch sie Begünstigten wirkt die Vorschrift des 
Abs. 2 entgegen. Erfüllt der Bauwillige innerhalb 
der bestimmten Frist nicht den Enteignungszweck, 
d. h. beginnt er nicht binnen eines Jahres mit den 
Bauarbeiten (oder läßt er den begonnenen Bau 
länger als ein Jahr stilliegen), so kann er in einem 
gegen ihn gerichteten Enteignungsverfahren den 
Abwendungsanspruch des § 7 nicht geltend machen. 
Er muß also, wenn er den Enteignungszweck nicht 
erfüllt, damit rechnen, daß das erworbene Grund- 
stück in einem neuen Enteignungsverfahren zu- 
gunsten eines anderen Bauwilligen enteignet wird. 
Dies gilt selbst dann, wenn der Enteignungsbe- 
günstigte inzwischen ernsthaft bauwillig geworden 
sein sollte. 

Auch kann auf Antrag des Enteigneten gegen 
den Enteignungsbegünstigten das Rückenteignungs- 
verfahren nach § 51 eingeleitet werden. Aus diesen 
beiden Vorschriften spricht der Gedanke, daß der 
durch den Zwangseingriff der Enteignung Begün- 
stigte den Enteignungszweck tatsächlich erfüllen 
muß; andernfalls würde sich die Enteignung nach- 
träglich als ungerechtfertigt erweisen. 

Absatz 3 enthält eine Sonderregelung zugunsten 
der Gemeinde. Will sie selbst bauen, so gelten die 
allgemeinen Vorschriften der Absätze 1 und 2. Da- 
gegen kann zu ihren Gunsten auch enteignet wer- 
den, wenn sie das Gelände baureif machen will. Je- 
doch muß sie das enteignete Gelände, soweit es 
nicht im Rahmen der Erschließung für Gemein- 
bedarfsflächen benötigt wird, binnen zwei Jahren 
nach dem Eigentumsübergang an Bauwillige oder 
als Ersatzland veräußern. Findet eine Veräußerung 
an Bauwillige statt, so müssen diese in der Lage 
sein, das Grundstück binnen eines Jahres zu be- 
bauen. Die Gemeinde darf bei der Weiterveräuße- 
rung keinen Gewinn erzielen, selbstverständlich je- 
doch die Erschließungskosten und sonstige Aufwen- 
dungen berücksichtigen, soweit diese nicht auf an- 
dere Art und Weise nach kommunalabgabenrecht- 
lichen Gesichtspunkten umgelegt werden. Die für 
die Erschließung eingeräumte Zweijahresfrist dürfte 
im allgemeinen ausreichen, zumal die Einleitung des 
Enteignungsverfahrens von dem Antrag der Ge- 
meinde abhängig ist und die Gemieinde somit in die 
Lage versetzt wird, erst dann die Enteignung zu 
betreiben, wenn die sachlichen und wirtschaftlichen 
Voraussetzungen für die Erschließung gegeben sind. 
In Sonderfällen ist jedoch nach Anhörung des Ent- 
eigneten eine Verläneferung der Frist um weitere 
zwei Jahre zulässig. Die Sonderregelung zugunsten 
der Gemeinden verfolgt den Zweck, die baulichen 
Erschließungsmaßnahmen zu erleichtern und da- 
mit die spätere schnelle Bebauung des Geländes 
vorzubereiten. 


Zu § 7: 

Diese Vorschrift enthält eine — ihrer inneren Moti- 
vation nach derjenigen des § 5 vergleichbare — 
Schutzvorschrift für den Eigentümer: das soge- 
nannte Abwendungsrecht. Dieses vear dem bisheri- 
gen Enteignungsrecht (abgesehen von der Bestim- 
mung des § 50 Abs. 1 des Hamburger Aufbaugeset- 
zes) unbekannt. Der Umstand, daß das bisherige 
Enteignungsrecht eine gleichartige Bestimmung 
nicht kannte, ergibt sich daraus, daß die Zwecke, 
zu deren Erfüllung im klassischen Enteignungsrecht 
enteignet wurde (z. B. Eisenbahn, Schulen, Stra- 
ßen etc. etc.) vom einzelnen Eigentümer aus offen- 
sichtlichen Gründen nicht erfüllt werden konnten. 
Anders verhält es sich bei der Baulandenteignung, 
deren Zweck, nämlich die Bebauung, der zu enteig- 
nende Eigentümer an sich durchaus erfüllen kann. 
Ob der Eigentümer oder ein durch die Enteignung 
zu begünstigender Dritter das betreffende Grund- 
stück der baurechtlich zulässigen Bebauung zu- 
führt, ist vom Standpunkt des öffentlichen Inter- 
esses aus betrachtet im allgemeinen gleichgültig. 
Das Öffentliche Interesse ist jedoch zur Linderung 
der brennenden Wohnungsnot auf eine baldige 
Bebauung gerichtet. Wird dieser Zweck vom Eigen- 
tümer in gleicher Weise wie von dem die Enteig- 
nung begehrenden Dritten erfüllt, so würde im 
übrigen die Enteignung nicht mehr durch den 
Art. 14 GG gedeckt werden, da das Gem.einwohl 
die Enteignung in diesem Falle nicht erfordert. 

Von diesen Ervvüigungen ausgehend ermöglicht 
die Vorschrift des Absatzes 1 dem Eigentümer die 
Abwendung der Enteignung, wenn er der Enteig- 
nung widerspricht und glaubhaft macht, daß er das 
Grundstück binnen angemessener Frist selber im 
baurechtlich zulässigen Ausmaße bebauen und mit 
den Bauarbeiten binnen einem Jahr beginnen wird. 
Um den unter Umständen kapitalstärkeren Enteig- 
nungsantragsteller nicht gegenüber dem Eigen- 
tümer zu bevorzugen, ist nach Absatz 1 Satz 2 zu 
unterstellen, daß dem Eigentümer bei Wohnbauten 
die üblichen öffentlichen Mittel gewährt werden, 
wenn die Voraussetzungen hierfür vorliegen. 

Es sind zwei Fristen zu beachten: die eine ist im 
Gesetz genau bezeichnet, nämlich die bis zum Bau- 
beginn. Sie beträgt (wie die des § 6) grund- 
sätzlich ein Jahr, kann jedoch unter Umständen 
auf drei Jahre verlängert werden, wenn Tatsachen 
die sichere Annahme rechtfertigen, daß der Eigen- 
tümer binnen dieser Zeit mit den Bauarbeiten be- 
ginnt. Das dürfte z. B. dann der Fall sein, wenn 
der Eigentümer einen in drei Jahren • zuteilungs- 
reifen Bausparvertrag abgeschlossen hat oder durch 
Vorlage entsprechender Kapitalansammlungsver- 
träge nachweist, daß er bis zu diesem Zeitpunkt 
das erforderliche Eigenkapital angespart hat. 

Die zweite in Absatz 1 genannte Frist ist die bis 
zur Baufertigstellung. Diese Frist konnte wegen 
der für die verschiedenen Bauvorhaben unter- 
schiedlichen Bauzeiten nicht konkret festgelegt wer- 
den. Der Begriff der im Gesetz verwandten „ange- 
messenen Frist“ will besagen, daß der Eigentümer 
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nicht nur binnen eines Jahres mit den Bauarbeiten 
beginnen, sondern die Bauarbeiten in zügiger Be- 
schleunigung zu Ende führen muß. Dies erschien, 
um einen Mißbrauch des Abwendungsrechts zu ver- 
hindern, erforderlich. Einem Mißbrauch des Ab- 
wendungsrechts wird weiterhin dadurch entgegen- 
gewirkt, daß der Bauherr das Grundstück in dem 
baurechtlich zulässigen Maße bebauen muß. Der 
Widerspruch gegen die Enteignung kann daher 
z. B. nicht darauf gestützt werden, daß der Fhgen- 
tümer auf einem zur zweigeschossigen Bebauung 
zugelassenen Grundstück eine Gartenlaube oder 
im Gebiet viergeschossiger Bebauung ein einge- 
schossiges Haus errichten will. Ebensowenig kann 
das Abwendungsrecht dann eingreifen, wenn der 
Eigentümer ein zur Bebauung in voller Straßen- 
front geeignetes und zugelassenes Grundstück nur 
zu einem Teil der Grundstücksbreite bebauen will. 

Einem Mißbrauch des Abwendungsrechts wird 
schließlich dadurch gesteuert, daß der Eigentümer 
im Falle eines neuen Enteignungsverfahrens die 
Enteignung nicht wieder abwenden kann, wenn er 
nicht binnen eines Jahres mit den Bauarbeiten be- 
gonnen oder die Bauarbeiten länger als ein Jahr 
unterbrochen hat. Der Verlust des Abwendungs- 
rechtes tritt nicht ein, wenn die Frist aus vom 
Eigentümer nicht zu vertretenden Gründen nur 
unerheblich überschritten oder über einen recht- 
zeitig und ordnungsgemäß gestellten Antrag auE 
Bewilligung öffentlicher Mittel noch nicht entschie- 
den worden ist. Während im ersten Falle selbst 
eine unverschuldete, aber erhebliche Überschreitung 
der Frist zum Verlust des Abwendungsrechtes 
führt, ist dies bei einer durch Verzögerung in der 
Gewährung öffentlicher Mittel bedingte Fristüber- 
schreitung nicht der Fall. Die öffentliche Hand 
kann dem Eigentümer nicht eine in ihren eigenen 
Verwaltungsbereich fallende Verzögerung, gleich 
welchen Umfanges, zur Last legen. 

Aus den eingangs dargelegten allgemeinen Ge- 
sichtspunkten über das Abwendungsrecht ergibt 
sich die in Absatz 3 getroffene Vorschrift, daß das 
Abwendungsrecht nicht Platz greifen kann bei Ent- 
eignungszwecken, die vom Eigentümer nicht erfüllt 
werden können, nämlich bei der Gemeinbedarfs- 
flächenbeschaffung nach § 2 Buchstabe c. 

Derselbe Gedanke liegt dem Absatz 4 zugrunde, 
der das Abwendungsrecht dann ausschließt, wenn 
die öffentlichen Interessen an einer alsbaldigen 
Bebauung überwiegen oder ein großes zusammen- 
hängendes Bauvorhaben ohne Inanspruchnahme 
des Grundstücks nicht ausführbar ist. Im letztge- 
nannten Fall kann sich jedoch der Eigentümer, 
wenn dies nach der Natur des Vorhabens möglich 
ist, mit seinem Grundstück an dem Bauvorhaben 
beteiligen und die Bebauung dem Antragsteller 
übertragen. In diesem Fall muß sich indes der 
Eigentümer in angemessenem Umfange an der 
Finanzierung beteiligen. 

Das Abwendungsrecht stellt, soweit dessen Vor- 
aussetzungen vorliegen, einen echten Rechtsan- 


spruch des Eigentümers dar. Dieses Recht steht 
selbstverständlich auch z. B. dem Inhaber eines 
Erbbaurechts oder eines anderen zur Bebauung be- 
rechtigenden Rechtes zu, wenn dieses enteignet 
werden soll. 

Die in das Gesetz aufgenommenen, das Abv/en- 
dungsrecht einengenden Vorschriften erschienen 
zur Vermeidung von Mißbräuchen, die leicht zu 
einer völligen Entwertung des Gesetzes hätten füh- 
ren können, erforderlich. Es bedeutet ohne Zwei- 
fel eine gewisse Härte, einen Eigentümer zu ent- 
eignen, der zv/ar den ernsten Willen zur Bebauung 
hat, diesen aber erst nach den vorgesehenen Fri- 
sten verwirklichen kann. Hier mußte jedoch eine 
Abwägung der öffentlichen und individuellen In- 
teressen zu der im Gesetz niedergelegten Lösung 
führen. Sie führt indes in keinem Fall zu einem 
untragbaren Ergebnis; denn das Gesetz ermöglicht 
es auch dem Enteigneten, der sein Grundstück ver- 
loren hat, sobald er wirtschaftlich zur Verwirk- 
lichung von Bauabsichten in der Lage ist, ein neues 
Grundstück im Wege der Enteignung zu erwerben. 

Zu § 8: 

Unter bestimmten einengenden Voraussetzungen 
kann Ersatzland im Wege der Enteignung beschafft 
werden. Die erste Voraussetzung ist, daß eine Ent- 
schädigung in Land nach § 16 festgesetzt werden 
soll. Weitere Voraussetzung ist, daß der Entschä- 
digungsberechtigte mit seiner Berufs- oder Er- 
werbstätigkeit auf das zu enteignende Grundstück 
angewiesen ist (vgl. § 16 Abs. 2). Auch hier kann 
die Enteignung entsprechend dem Charakter der 
Enteignung als eines letzten Ausweges nur dann in 
Betracht kommen, wenn geeignetes Gelände v/eder 
dem Enteignungsbegünstigten gehört noch zu an- 
gemessenen Preisen freihändig erworben werden 
kann. Da der Enteignungszweck hier nicht die Be- 
bauung ist, scheidet die Anwendung der §§ 3 und 
6 aus. Im übrigen gelten die Vorschriften des Ge- 
setzes sinngemäß. 

Der Ersatzlandcnteignung unterliegen nicht sol- 
che Grundstücke, auf die der Eigentümer mit sei- 
ner Berufs- oder Erwerbstätigkeit angewiesen ist 
oder deren Enteignung eine unbillige Härte be- 
deuten würde. Dies ergibt sich aus dem Grundge- 
danken der Ersatzlandenteignung, die gerade dazu 
bestimmt ist, den Enteignungseingriff in seinen 
Auswirkungen für den Enteigneten zu mildern. Die 
durch die Enteignung für den Betroffenen entste- 
hende Belastung darf daher nicht lediglich auf eine 
andere Person überbürdet werden. 

Absatz 3 bringt den bereits im geltenden Ent- 
eignungsrecht herrschenden Grundsatz zum Aus- 
druck, daß zur Erfülhmg öffentlich-rechtlicher Auf- 
gaben benötigtes Gelände nicht enteignet werden 
darf, erweitert diesen Grundsatz für die Frsatz- 
landenteignung jedoch dahin, daß der Schutz auch 
solchen Körperschaften des öffentlichen Rechts zu- 
teil wird, die nicht mit der Wahrnehmung hoheit- 
licher Funktionen betraut sind. Für die eigentliche 
Baulandbeschaffung gilt dieser erweiterte Schutz 
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jedoch nicht. Hier sind nur diejenigen Grundstücke 
öffentlich-rechtlicher Körperschaften vor ‘der Ent- 
eignung geschützt, die zur Erfüllung hoheitlicher 
Aufgaben benötigt werden und diesen Zwecken 
bereits gewidmet sind. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Entschädigung 

Zu § 9; 

Die Absätze 1 und 2 bestimmen zunächst, wer 
entschädigungspflichtig und -berechtigt ist. Soweit 
die enteigneten Rechte in das Vermögen eines an- 
deren übergehen, liegt es auf der Hand, daß der 
Begünstigte entschädigungspflichtig ist. Dies gilt 
aber auch für den Fall, in dem eine Übertragung 
nicht in Betracht kommt, sondern dingliche oder 
obligatorische Rechte lediglich entzogen werden, 
wenn z. B. das einer Bebauung entgegenstehende 
Erbbau-, Miet- oder Pachtrecht einem Dritten 
enteignet wird, um die Bebauung durch den Eigen- 
tümer zu ermöglichen. 

Auf der anderen Seite ist entschädigungsberech- 
tigt, wer durch die Enteignung ein Recht verliert 
oder in diesem beeinträchtigt wird. 

Das Gesetz wiederholt in Absatz 1 die Verfas- 
sungsvorschrift (Art. 14 Abs. 3 GG), nach welcher 
die Entschädigung unter gerechter Abwägung der 
Interessen der Allgemeinheit und der Beteiligten 
festzusetzen ist. Diese Interessenabwägung dürfte 
indes in aller Regel zu dem Ergebnis führen, daß 
der objektive Wert das Mindestmaß der Entschädi- 
gung darstellt. Dieser Fall ist in § 10 geregelt. 
Darüber hinaus kann eine Entschädigung für an- 
dere durch die Enteignung eintretende Vermögens- 
nachteile nach Maßgabe des § 11 in Betracht kom- 
men. Ausgeschlossen in jedem Falle sind die Lieb- 
haber- und Affektionswerte, d. h. solche lediglich 
subjektiven Werteinschätzungen, die der realen, 
wirtschaftlich meßbaren Grundlage entbehren. 

Aus dem Grundsatz, daß die Entschädigung dazu 
bestimmt ist, die gestörte Vermögenslage des Ent- 
eigneten auszugleichen, folgt, daß durdi die Ent- 
eignung ausgelöste, dem Enteigneten zuwachsende 
Vermögensvorteile zu einer entsprechenden Minde- 
rung der Entschädigung führen. Dabei darf jedoch 
der objektive Wert nicht unterschritten werden. 

Absatz 3 beantwortet die in den bisherigen Ent- 
eignungsgesetzen meist offengelassene Frage nach 
dem für die Entschädigungsbemessung maßgeb- 
lichen Zeitpunkt. Maßgeblich ist der Zustand des 
Grundstücks zu dem Zeitpunkt der Entscheidung 
der Enteignungsbehörde bzw., soweit eine vorzei- 
tige Besitzeinweisung stattfindet, der Zeitpunkt, 
in dem diese wirksam wird. 

Absatz 4 regelt die Pflicht zur Verzinsung von 
Geldentschädigungen. Die Geldentschädigung ist 
von dem in Absatz 3 bestimmten Zeitpunkt ab zu 
verzinsen. Eine Verzinsungspflicht besteht nicht, 


soweit die Entschädigung in der Form wiederkeh- 
render Leistungen zu erbringen ist; denn die wie- 
derkehrenden Leistungen werden anders als eine 
Kapitalsumme, in periodischen Zeitabständen, fäl- 
lig. Eine Verzinsung scheidet hier begrifflich aus, 
es sei denn im Verzugsfall für die einzelne Leistung. 

Zu § 10: 

Der Bundestag verlangte mit seiner Entschlie- 
ßung vom 28. März 1950 eine zu „günstigen Prei- 
sen“ mögliche Entschädigung. Damit war offenbar 
eine für den Baulanderwerber günstige Regelung 
gemeint, um auch auf diese Weise eine Erleichte- 
rung und Förderung des Wohnungsbaues zu bewir- 
ken. Das Grundgesetz schreibt indes über die Be- 
messung der Enteignungsentschädigung vor, daß 
diese unter gerechter Abwägung der Interessen der 
Beteiligten und der Allgemeinheit zu bestimmen 
ist. Aus dieser den Gerechtigkeitsgedanken aus- 
drücklich betonenden Vorschrift ergibt sich, daß 
eine lediglich oder überwiegend auf das Interesse 
eines Beteiligten abgestellte Entschädigungsrege- 
lung nicht verwirklicht werden kann. Es mußte da- 
her eine auf der Grundlage des geltenden Verfas- 
sungsrechtes stehende Lösung gefunden werden, 
die zugleich den für die Praxis erforderlichen Grad 
der klaren Konkretisierung erreichte. Dem stellten 
sich in der Natur der Sache liegende erhebliche 
Schwierigkeiten in den Weg, die nicht zuletzt durch 
die innerhalb des Beratungszeitraums erfolgten 
preisrechtlichen Maßnahmen eine zusätzliche Er- 
schwerung und Komplizierung erlitten. Daher nahm 
die Erörterung über die Bemessungsgrundlage für 
die Entschädigung in den Ausschußberatungen 
einen besonders breiten Raum ein. 

Im Laufe der Beratungen wurde erwogen, ob es 
zulässig sei, bei der Festsetzung der Entschädigung 
die wirtschaftliche Lage der Beteiligten oder den 
Enteignungszweck zu berücksiclitigen. Die damit 
gestellte Frage wurde im Ergebnis verneint. Eine 
derartige differenzierte Entschädigungsregelung 
würde dem Grundsatz der Gerechtigkeit widerspre- 
chen. Von dem wirtschaftlich besser gestellten Ent- 
eignungsbegünstigten kann auf dem Umwege über 
eine höhere Enteignungsentschädigung keine sozial- 
motivierte Zuschußleistung zugunsten des wirt- 
schaftlich schlechter gestellten Enteigneten ver- 
langt werden. Ebensowenig kann es dem Enteigne- 
ten zugemutet werden, sich nur deshalb mit einer 
geringeren Entschädigung zu begnügen, weil der 
Baulanderwerber wirtschaftlich schwächer ist. 
Auch der Enteignungszweck kann insoweit keine 
Berücksichtigung finden. Eine in der Minderung 
der Entschädigung bestehende Sonderleistung des 
Enteigneten z. B. für den sozialen Wohnungsbau 
kann auf diesem Wege nicht gefordert werden. 
Leistungen dieser Art, für sozial Schwache und für 
bestimmte im öffentlichen Interesse liegende Zwecke 
müssen von der Gemeinschaft bereitgestellt werden 
und nach dem Grundsatz der Gleichheit von allen 
Abgabepflichtigen aufgebracht, nicht aber können 
sie dem zufällig von der Enteignung Betroffenen 
aufgebürdet werden. 
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Um die Entschädigungsbemessung auf eine kon- 
krete Basis zu stellen, wurden verschiedene Be- 
messungsgrundlagen in Vorschlag gebracht: Ein- 
heitswert (gegebenenfalls mit bestimmten Zuschlä- 
gen), Beleihungswert, Stopppreis (gegebenenfalls 
mit Zuschlägen), Ertragswert, gemeiner Wert. 

Der Einheitswert schied als Bemessungsgrund- 
lage deshalb aus, weil er lediglich eine in einem 
summarischen Verfahren ermittelte Steuerbemes- 
sungsgrundlage ist und damit keine den Einzelfall 
verläßlich bewertende Grundlage bieten kann. Es 
kommt hinzu, daß der Einheitswert in einem unter- 
schiedlichen Ausmaße unter dem derzeitigen ge- 
meinen Wert liegt. Der demgegenüber erhobene 
Einwand, daß, wer in der Vergangenheit wegen 
eines zu geringen Einheitswertes zuwenig Steuern 
bezahlt habe, sich dies auch bei der Festsetzung der 
Entschädigung entgegenhalten lassen müsse, konnte 
nicht durchgreifen; denn die Einheitswerte werden 
einerseits von Amts wegen festgestellt; andererseits 
sind die zum Ausgleich der niedrigen Einheitswerte 
erhöhten Hebesätze zu berücksichtigen. 

Der Beleihungswert kam nicht in Betracht, weil 
es für diesen keine einheitliche und verläßliche Er- 
mittlungsmethode gibt. 

Auch eine starre Übernahme des Stopppreises er- 
schien nicht vertretbar. Soweit es sich um bebaute 
Grundstücke handelt, was hier insbesondere für 
die Trümmergrundstücke von Bedeutung ist, wurde 
durcli die VO PR 75/52 die bisher bestehende 
Preisbindung ohnehin aufgehoben. Insoweit er- 
schien es daher aus Gründen der Gerechtigkeit 
nicht angängig, für den Fall der Enteignung eine 
im Gegensatz zu der allgemeinen stehende Sonder- 
regelung zu treffen. Für unbebaute Grundstücke 
gelten jedoch die Preisbindungen bekanntlich weiter. 
Auch hier erschien es indes nicht vertretbar, an den 
Nominalpreisen des Stichtages festzuhalten. 

Absatz 1 bestimmt daher, daß von den Wertver- 
hältnissen am Stichtage auszugehen ist. Dabei sind 
Wertveränderungen, die ihren Ursprung in den 
Veränderungen der Kaufkraft der Mark haben, zu 
berücksichtigen. Keine Berücksichtigung dagegen 
dürfen diejenigen Werterhöhungen finden, die 
ihre Ursache in der Möglichkeit einer veränderten 
Nutzung oder der Aussicht hierauf haben. Damit 
stellt das Gesetz sich eindeutig auf den Standpunkt, 
daß die Widmungsänderungen und Erwartungs- 
werte bei der Wertermittlung auszuschließen sind. 
Solche Wertsteigerungen, deren Entstehung aller- 
dings nicht verhindert werden kann, gehen nicht 
auf Leistungen oder Aufwendungen des Eigen- 
tümers zurück. Sie sollen daher auch nicht zu einer 
Erhöhung der Entschädigung führen. Dies gilt 
selbstverständlich nicht, wenn der Eigentümer die 
Werterhöhungen durch eigene Leistung oder Auf- 
wendungen herbeigeführt hat. 

Mit dieser Regelung will das Gesetz den Weg 
für eine spätere Abschöpfung der Wertsteigerung 
offenhalten, ohne daß damit zu der Frage der Wert- 


steigerungsabschÖpfung selbst Stellung genommen 
wird. 

Absatz 2 schreibt vor, daß bei der auf der Grund- 
lage des Absatzes 1 ermittelten Entschädigung der 
gemeine Wert nicht überschritten werden darf. Es 
liegt auf der Hand, daß im Rahmen der Enteig- 
nung keine die im freien Grundstücksverkehr er- 
zielbaren Preise überschreitenden Entschädigungen 
gewährt werden können. Daß, soweit Preisbindun- 
gen bestehen, diese auch für die Entschädigungs- 
höhe verbindlich sind, war, da selbstverständlich, 
einer besonderen Erwähnung im Gesetz nicht be- 
dürftig. Der in Absatz 2 getroffenen Regelung, daß 
der gemeine Wert nicht überschritten werden darf, 
kommt praktische Bedeutung vor allem in den Fäl- 
len zu, in denen der verneine Wert unter dem ge- 
setzlich zulässigen Höchstpreis liegt. Damit ist 
zugleich festgelegt, daß der Stopppreis nicht etwa 
die untere Grenze darstellt. 

Der letzte Satz des Absatzes 1 bringt die bereits 
dem klassischen Enteignungsrecht geläufige Rege- 
lung, daß nach Einleitung des Enteignungsverfah- 
rens durch bauliche usw. Maßnahmen des Eigen- 
tümers bewirkte Werterhöhungen dann unberück- 
sichtigt bleiben müssen, wenn die Enteignungs- 
behörde nicht zugestimmt hat. Insoweit nämlich 
ist ein Schutzbedürfnis des von der Enteignung 
Betroffenen nicht anzuerkennen. 

Absatz 3 trifft eine Sonderregelung für die Be- 
rücksichtigung von Bauwerken bei der Festsetzung 
der Entschädigung. Für ordnungsmäßig genehmigte 
Bauwerke ist in jedem Falle Entschädigung zu ge- 
währen. Dagegen ist für Bauwerke, deren entschä- 
digungsloser Abbruch nach den jeweils geltenden 
baurechtlichen Bestimmungen gefordert werden 
kann, Entschädigung nur dann und insoweit zu ge- 
währen, als dies aus Billigkeitsgründen geboten 
ist. Hier handelt es sich um die sowohl formell als 
auch materiell baurechtswidrigen Bauwerke, d. h. 
solche, die in ihrer Ausführung nicht den bauauf- 
sichtlichen Bestimmungen entsprechen und für die 
entweder keine Bauerlaubnis erteilt oder eine wi- 
derruflich erteilte Erlaubnis zulässigerweise wider- 
rufen worden oder aber eine befristete Erlaubnis 
durch Zeitablauf erloschen ist. 

Bei befristeten Bauwerken ist, wenn die Frist 
noch nicht abgelaufen ist, die Entschädigung nach 
dem Verhältnis der noch nicht abgelaufenen 
zu der gesamten Frist festzusetzen. Diese Regelung 
gilt jedoch nur, wenn nach Ablauf der Frist der 
entschädigungslose Abbruch gefordert werden 
könnte. 

Absatz 4 stellt klar, daß bei der dem Eigentümer 
zu gewährenden Entschädigung solche durch die 
Rechte Dritter begründete Wertminderungen be- 
rücksichtigt werden, für die eine gesonderte Ent- 
schädigung nach § 12 festzusetzen ist (Altenteilsbe- 
rechtigte sowie obligatorische Rechte etc.). Das 
gleiche gilt, soweit diese Rechte aufrechterhalten 
oder gleichartige Rechte nach § 17 am Ersatzland 
begründet werden. 
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Absatz 5 war notwendig, um bei der Entschädi- 
gung von selbständig enteigneten dinglichen und 
obligatorischen Rechten eine Minderung der dem 
früheren Rechtsinhaber zustehenden Entschädigung 
im Wege der Interessenabwägung auszuschließen. 
Hier ist in jedem Falle der gemeine Wert der ent- 
eigneten Rechte zu entschädigen. 

Zu § 11: 

Soweit dem Enteigneten über den Verlust des 
enteigneten Rechtes hinaus ein wirtschaftlicher 
Schaden zugefügt wird, muß auch hierfür Entschä- 
digung gewährt werden, um die durch die Enteig- 
nung mit ihren I olgeerscheinungen ausgelöste Stö- 
rung der wirtschaftlichen Lage des Betroffenen 
wieder auszugleichen. Auch diese Entschädigung 
ist unter gerechter Interessenabwägung festzusetzen. 
Der Entschädigungsanspruch nach § 11 steht nicht 
nur dem Hauptberechtigten, sondern auch den Ne- 
benberechtigten (vgl. § 12) gegen den Enteignungs- 
begünstigten zu. 

Die Gev/ährung einer Entschädigung nach § 11 
kommt nur insoweit in Betracht, als die zusätz- 
lichen Vermögensnachteile nicht schon bei der 
Festsetzung der Entschädigung für den Rechts- 
verlust (§ 10 Abs. 4) berücksichtigt sind. Dies 
gilt z. B. für den Ertrag des Grundstücks, dessen 
Wert in der Entschädigung für den Eigentumsver- 
lust enthalten ist. Es muß sich also insoweit um 
andere Arten von Vermögensnachteilen handeln. 
Die Buchst, a und b geben hierfür einige Beispiele, 
die sich an das bisherige Enteignungsrecht anleh- 
nen, jedoch nicht als erschöpfender Katalog zu 
werten sind. 

Zu § 12: 

Die hier genannten Rechte sind im Gegensatz zu 
den in § 13 erwähnten nicht auf Befriedigung aus 
dem Erlös gerichtet. Diese Rechte können für ihre 
Inhaber einen höheren Wert besitzen als die Be- 
einträchtigung für das belastete Grundstück. So 
kann z. B. ein Miet- oder Pachtrecht für dessen In- 
haber einen den Miet- bzw. Pachtzins überschreiten- 
den Wert haben. Eine Grunddienstbarkeit kann 
unter Umständen den Eigentümer nur geringfügig 
belasten, gleichwohl aber einen hohen wirtschaft- 
lichen Wert für den Inhaber bedeuten. Daher ist 
die Entschädigung für diese Rechte gesondert fest- 
zusetzen und von dem Enteignungsbegünstigten 
unmittelbar an die Rechtsinhaber, die sogenann- 
ten „Neben}3erechtigten‘k zu leisten. Dies gilt selbst- 
verständlich nur, soweit die Rechtsinhaber nicht 
durch die Begründung gleichartiger Rechte am Er- 
satzland (vgl. § 17) entschädigt oder die Rechte auf- 
rechterhalten werden. Die an die Nebenberechtig- 
ten zu leistende gesonderte Entschädigung ist ge- 
mäß § 10 Abs. 4 bei der Festsetzung der dem 
Eigentümer zu gewährenden Entschädigung zü be- 
rücksichtigen. Diese Berücksichtigung kann — dem 
Leitgedanken des § 12 folgend — jedoch nicht ein- 
fach auf die Weise erfolgen, daß die Hauptentschä- 
digung im Wege der mathematischen Subtraktion 


um den Betrag der gesonderten Entschädigung nach 
§ 12 gekürzt wird. Vielmehr ist im Rahmen des § 10 
Abs. 4 die Wertminderung unabhängig von der nach 
§ 12 festzusetzenden Entschädigung selbständig zu 
ermitteln. 

Zu § 13: 

Die in § 13 erfaßten Grundpfandrechte sind 
ihrem Inhalt nach auf Befriedigung aus dem Er- 
lös des Grundstücks gerichtet. Ihr Wert ist also in 
dem als Entschädigung festgesetzten Wert des 
Grundstücks enthalten. Konsequenterweise werden 
die Inhaber dieser Rechte auf die Entschädigung 
für den Rechtsverlust, die dem Enteigneten zu ge- 
währen ist, angewiesen. 

Die verfahrensrechtlichen Sonderregelungen für 
die Sicherung und Verwirklichung dieser gegen den 
Entschädigungsberechtigten gerichteten Ansprüche 
sind in §§ 47, 48 enthalten. 

Zu § 14; 

Den Regelfall der Entschädigung bildet die Zah- 
lung einer Kapitalsumme. Diese ist in bar zu ent- 
richten und, sofern dies nicht zum Fälligkeitstermin 
geschieht, gemäß § 9 Abs. 4 zu verzinsen. 

Bei der Begründung von Erbbaurechten ist die 
Entschädigung, wie in der Natur dieses Rechtes 
liegend, durch Zahlung des Erbbauzinses zu leisten 
(Abs. 2). 

Von diesen Grundsätzen abweichende Entschädi- 
gungsregelungen sind in §§ 15, 16 und 17 vorge- 
sehen. 

Darüber hinausgehende abweichende Modalitäten 
der Entschädigungsleistung sind durchaus möglich, 
können aber nicht gegen den Willen der Beteilig- 
ten festgesetzt werden. Bei freier Vereinbarung der 
Beteiligten sind dementsprechend auch wiederkeh- 
rende Leistungen oder Teilzahlungen zulässig. Hin- 
sichtlich der wiederkehrenden Leistungen legt § 9 
Abs. 4 fest, daß keine Verzinsungspflicht besteht. 
Hingegen besteht eine solche bei der Vereinbarung 
von Teilzahlungen. 

Zu § 15: 

Die Entschädigung durch Bestellung oder Über- 
tragung von Wohnungseigentum, Teileigentum, 
Dauerwohnrecht oder Dauernutzungsrecht ist in 

§ 15 geregelt. Voraussetzung ist in formeller Hin- 
sicht der Antrag des Entschädigungsberechtigten; 
in materieller Hinsicht ist Voraussetzung, daß der 
durch die Enteignung Begünstigte über ein zur Be- 
stellung oder Übertragung derartiger Rechte ge- 
eignetes Grundstück verfügt; Absatz 3 sieht vor, daß 
wegen der Kompliziertheit dieser Entschädigungs- 
art zunächst der Weg der Vereinbarung zwischen 
den Beteiligten beschritten werden soll. Erst wenn 
diese erfolglos versucht ist, setzt die Enteignungs- 
behörde auf Antrag des Entschädigungsberechtig- 
ten den Inhalt der als Entschädigung zu gewähren- 
den Rechte fest. Diese Rechte werden alsdann dem 
Entschädigungspflichtigen im Wege der Enteig- 


14 



nung entzogen und auf den Entschädigungsberech- 
tigten übertragen. Der Antrag nach Absatz 3 muß 
innerhalb der Sechsmonatsfrist des Abs. 4 gestellt 
v/erden. Nach Ablauf dieser Frist kann der Ent- 
schädigungsberechtigte seinen Anspruch auf Über- 
tragung der gemäß Abs. 3 bestimmten Rechte aller- 
dings noch im Rahmen der normalen Zv/angsvoll- 
streckung durchsetzen. Dabei steht der rechts- 
kräftige Enteignungsbeschluß einem Vollstreckungs- 
titel gleich. 

Zu § 16: 

Die Entschädigung in Land findet sich bereits 
in einer Reihe älterer Enteignungsgesetze sowie in 
den meisten Aufbaugesetzen der Länder. Sie ge- 
stattet, die einschneidenden Wirkungen der Ent- 
eignung zum großen Teile zu mildern. Sie hat sich 
bewährt und soll daher beibehalten werden. 

Die Entschädigung in Land setzt in jedem Falle 
den Antrag eines der Beteiligten voraus. Diesem 
Anträge muß entsprochen werden, wenn durch die 
Enteignung der Bestand eines landwirtschaftlich 
oder gärtnerisch genutzten Familienbetriebes ge- 
fährdet wird. 

Dem Antrag muß ferner stattgegeben werden, 
wenn ein im Eigentum einer Religionsgesellscliaft 
stehendes Trümmergrundstück, v/elches vor der 
Zerstörung unmittelbar kirchlichen Zwecken ge- 
dient hatte, enteignet wird. In diesem Falle ist 
Land an einer Stelle zuzuweisen, die für die Wie- 
dererrichtung des zerstörten kirchlichen Gebäudes 
geeignet ist. 

Eine Sonderregelung bei der Enteignung klein- 
gärtnerisch genutzten Geländes enthält Abs. 4. In- 
haltlich entspricht sie der im Falle der Kündigung 
aus Gründen des öffentlichen Interesses eingreifen- 
den Regelung des § 3 der Verordnung über Kün- 
digungsschutz und anderer kleingartenrechtlichcr 
Vorschriften in der Fassung vom 15. Dezember 1944 
(Reichsgesetzbl. I S. 347). Da die Geldentschädigung 
sich nach den allgemeinen Vorschriften dieses Ge- 
setzes richtet, war in Absatz 4 die sinngemäße An- 
wendung des § 3 der Verordnung vom 15. Dezem- 
ber 1944 nur hinsichtlich der Ersatzlandgewährung 
umzuschreiben. Zur Vereinfachung des Verfahrens 
sind die in der erwähnten Verordnung vorge- 
sehenen behördlichen Entscheidungen für den An- 
wendungsbereich dieses Gesetzes der Enteignungs- 
behörde übertragen. Bei dieser Sonderregelung 
der Entschädigung für Kleingärtner ließen sich 
die Ausschüsse von folgender Erwägung leiten: 
Im Falle der außerordentlichen Kündigung 
nach § 1 Abs. 2 Buchst, d der Verordnung vom 
15. Dezember 1944, d. h. wenn das Kleingartenge- 
lände aus Gründen des Gemeinwohls benötigt wird, 
stehen dem Kleingärtner die Entschädigungsan- 
sprüche des § 3 der Verordnung vom 15. Dezember 
1944 zu. Dies gilt insbesondere dann, wenn das Ge- 
lände zu Wohnungsbauzwecken benötigt wird. Es 
erscheint nicht gerechtfertigt, dem Kleingärtner die 
Rechtswohltat des § 3 der erwähnten Verordnung 


für den Fall der Enteignung zu versagen, wenn sie 
ihm für den Fall der außerordentlichen Kündigung 
gewährt wird. Im Interesse der Gleichbehandlung 
gleichartiger Tatbestände erschien daher die Re- 
gelung des § 16 Abs. 4 geboten. 

Absatz 5 schreibt im Interesse der Verfahrens- 
beschleunigung vor, daß die auf die Entschädigung 
in Land gerichteten Anträge vor Beginn der münd- 
lichen Verhandlung gestellt v/erden müssen. 

Absatz 6 regelt die Frage der Ausgleichszahlun- 
gen, sofern das Ersatzland einen höheren oder ge- 
ringeren Wert als das enteignete Grundstück hat. 

Zn § 17: 

§ 17 folgt ausnahmsweise dem sonst im Enteig- 
nungsrecht nicht anwendbaren Prinzip der Natu- 
ralrestitution dahin, daß die Inhaber diriglicher 
und oMigaloriseher Rechte, soweit die Hauptent- 
schädigung in Land festgesetzt wird, durch Begrün- 
dung gleichartiger Rechte am Ersatzland entschä- 
digt werden sollen. Soweit durch Ersatzland ent- 
schädigt wird, kommt die Gewährung von Geldent- 
schäcligungen an die Inhaber der in §§ 12 und 13 
genannten Rechte nur ausnahmsweise in Betracht, 
nämlich dann, wenn die Begründung gleichartiger 
Rechte am Ersatzland wegen des Inhalts der be- 
treffenden Rechte nicht möglich ist (z. B. bei einer 
Grunddienstbarkeit) oder aber auf diesem Wege 
eine den berechtigten wirtschaftlichen Interessen 
der Rechtsinhaber entsprechende Schadloshallung 
nicht erreicht werden kann. 


DRITTER ABSCHNITT 
Durchführung der Enteignung 

Zu § 18; 

In Übereinstimmung mit dem klassischen Enteig- 
nungsrecht, der Behebungsverordnung und einigen 
Aufbaugesetzen ist in § 18 die höhere Vcr\vaItuo.gs- 
behördc als zur Durchführung des Enteignungs- 
verfahrens zuständig bezeichnet, wie dies auch die 
Regierungsvorlage vorsah. 

Die Ausschüsse haben sich eingehend mit der 
Frage auseinandergesetzt, ob — wie u. a. vom 
Deutschen Städtetag vorgeschlagen — an Stelle der 
höheren die untere Verwaltungsbehörde als Trä- 
ger des Enteignungsverfahrens vorzuziehen sei. 

Gegen die untere Verwaltungsbehörde wurde die 
aus der oft gegebenen Selbstbeteiligung der Stadt- 
oder Landkreisverwaltung sich ergebende Gefahr, 
die Besorgnis der Untätigkeit aus lokal oder per- 
sönlich motivierten Anlässen und der Mangel an 
fachlich qualifizierten Personen für die Besetzung 
der Enteignungsbehörde geltend gemacht. Für die 
untere Verwaltungsbehörde w'urden deren örtliche 
Nähe, die Vertrautheit mit den lokalen Verhält- 
nissen und die geringere, eine beschleunigte Erle- 
digung zulassende Anzahl einzelner Verfahren ins 
Feld geführt. 
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Für die höhere Verwaltungsbehörde wurde an- 
geführt, daß hier eine objektive, lokalen Einflüssen 
weitgehend entzogene Handhabung unbedenklich 
gewährleistet ersdiien. Die Ausschüsse traten die- 
sem Argument bei und halten unter Abwägung 
aller Gesichtspunkte trotz gewisser nicht ausge- 
räumter Bedenken die höhere Verwaltungsbehörde 
im Regelfall für die zur Durchführung des Enteig- 
nungsverfahrens am besten geeignete Behörde. 

Satz 2 des ersten Absatzes läßt den Ländern die 
Möglichkeit offen, eine andere Verwaltungsbe- 
hörde als Enteignungsbehörde zu bestimmen, wenn 
dies im Hinblick auf die in einzelnen Ländern mit 
abweichenden Regelungen gemachten Erfahrungen 
zweckmäßig erscheint. Es ist daher zulässig, z. B. 
sowohl den Gemeindevorstand (wie z. B. in § 15 
des hessischen Aufbaugesetzes) wie die Ministerial- 
instanz (wie z. B. in § 49 des Hamburger Aufbau- 
gesetzes) als Enteignungsbehörde zu bestimmen. 
Das in der Regierungsvorlage vorgesehene ein- 
engende Attribut, daß nur eine „staatliche“ Ver- 
waltungsbehörde bestimmt werden dürfe, wurde, 
um den Ländern möglichst freie Hand zu geben, 
gestrichen. Es folgt jedoch aus dem Wesen der Ent- 
eignung als eines nur dem Staat zustehenden Rech- 
tes, daß eine nichtstaatliche — gemeindliche — Be- 
hörde nur im Wege der Auftragsverwaltung zur 
Enteignungsbehörde bestimmt werden kann. Dieser 
Gedanke kommt auch in Absatz 3 Satz 5 zum Aus- 
druck, wo vorgeschrieben ist, daß die Enteignungs- 
behörde an die Weisungen der fachlich zuständigen 
obersten Landesbehörde gebunden ist. 

Absatz 2 regelt die örtliche Zuständigkeit, um 
Kompetenzkonflikte auszuschalten. 

Absatz 3 schafft keine neue Behörde, sondern 
schreibt lediglich eine bestimmte Zusammensetzung 
vor, um einerseits die ausreichende fachliche Be- 
fähigung des Leiters der Enteignungsbehörde zu 
sichern und unter Hinzuziehung sachlich erfahre- 
ner Beisitzer das Laienelement zu stärken. Die 
Enteignungsbehörde entscheidet als Kollegialbe- 
hörde, wobei für Beratung und Abstimmung die 
einschlägigen Vorschriften des GVG anwendbar 
sind. Sie ist jedoch weisungsgebunden. Soweit im 
Einzelfalle Weisungen erteilt sind, scheidet inso- 
weit eine Beratung und Abstimmung aus. 

Die Enteignungsbehörde ist nicht nur für die Ent- 
scheidung über die Zulässigkeit der Enteignung, 
sondern auch für die Festsetzung der Entschädigung 
zuständig. Ein besondere Entschädigungsfest- 
setzungsbehörde, wie sie einzelne landesrechtliche 
Vorschriften kennen, ist nicht vorgesehen, weil 
die Einschaltung einer weiteren Behörde notwen- 
dig zu einer Verlängerung des Verfahrens führen 
müßte. Bei der Zusammensetzung der Enteignungs- 
behörde nach Absatz 2 kann diese unbedenklich 
als zur Entscheidung über die Art und Höhe der 
Entschädigung geeignet betrachtet werden. Aus die- 
sen Gründen wurde auch ein in Entschädigungs- 
fragen beratendes Gremium (wie in § 54 des Auf- 
baugesetzes des Landes Schleswig-Holstein) für 
entbehrlich gehalten. 


Zu § 19: 

Der Enteignungsantrag ist bei der Gemeinde 
einzureichen. Diese Regelung entspricht dem gel- 
tenden Enteignungsrecht. Uber Form und Inhalt 
des Enteignungsantrages enthält das Gesetz keine 
Vorschriften. Der Antrag muß jedoch alle zur Be- 
urteilung des Sachverhalts notwendigen Angaben 
enthalten. 

Ein bestimmtes Grundstück kann, braucht aber 
nicht bezeichnet zu sein. Jedoch muß aus dem An- 
trag hervorgehen, ein Grundstück welcher Art, Lage 
und Größe beschafft werden soll. Des weiteren 
muß der Antragsteller gemäß § 6 Abs. 1 seine 
ernste und alsbald realisierbare Bauabsicht und 
gemäß § 5 sein vergebliches Bemühen um den frei- 
händigen Erwerb eines geeigneten Grundstücks 
nachweisen. 

Die Gemeinde hat zu dem Antrag Stellung zu 
nehmen. Dabei wird den Gesichtspunkten des § 3 
besondere Bedeutung zukommen. 

Die Vorschrift, daß die Gemeinde den Antrag 
binnen vier Wochen der Enteignungsbehörde vor- 
legen muß, dient der Verfahrensbeschleunigung. 

Zu § 20: 

Diese in der Regierungsvorlage nicht vorgesehene 
Vorschrift enthält die zur Vorbereitung der Ent- 
scheidung erforderlichen Befugnisse, auf den für 
die Enteignung in Betracht kommenden Grund- 
stücken Ermittlungen anzustellen. Satz 2 regelt 
den Ersatz dabei entstehender Schäden, die von 
dem Antragsteller, in dessen Interesse die Enteig- 
nungsbehörde tätig geworden ist, auszugleichen 
sind. 

Zu § 21: 

Diese dem § 9 des Gesetzes über die Zwangsver- 
steigerung und Zwangsverwaltung nachgebildete 
Vorschrift bringt die im bisherigen Enteignungs- 
recht nur vereinzelt aufzufindende Umschreibung 
des Kreises der am Enteignungsverfahren Betei- 
ligten. Der Vorzug dieser Regelung liegt in der 
dadurch bedingten Erleichterung des Verfahrens 
sowie vor allem in der Klarstellung, welche Per- 
sonen zur Einlegung eines Rechtsmittels befugt 
sind. 

Zu § 22: 

Diese allgemeine Vorschrift über die Durchfüh- 
rung und Vorbereitung des Enteignungsverfahrens 
dient der Verfahrensbeschleunigung. Dies gilt auch 
für die auf Anregung des Rechts ausschusses auf- 
genommene Verpflichtung zur Belehrung des 
Eigentümers über das ihm nach § 7 zustehende 
Abwendungsrecht. Dadurch soll der Eigentümer 
einerseits auf diese ihm zustehende Schutzvor- 
schrift aufmerksam gemacht werden, andererseits 
soll es ihm ermöglicht werden, sich so bald als 
möglich darüber schlüssig zu werden, ob er von 
dieser Schutzvorschrift Gebrauch machen will und 
kann. 


16 



Die Verpflichtung, bereits im vorbereitenden Sta- 
dium allen sachlich interessierten Behörden die 
Möglichkeit zur Stellungnahme zu geben, verfolgt 
den Zweck, bereits zu einem möglichst frühen Zeit- 
punkt der Enteignung etwa entgegenstehende Ge- 
sichtspunkte zur Kenntnis der Enteignungsbehörde 
zu bringen. In Betracht kommen je nach Lage des 
Falles z. B. die für die Ortsplanung zuständige Auf- 
sichtsbehörde, Naturschutz-, Berg-, Energieauf- 
sichts-, Wasser aufsich tsbehörde (vgl. §§ 3 und 53). 
Die Preisbehörde muß in jedem Falle gehört wer- 
den, um zu ermitteln, ob für das zu enteignende 
Grundstück eine Preisminderung besteht. Die 
Landwirtschaftsbehörde muß bei der Enteignung 
von gärtnerisch oder landwirtschaftlich genutzten 
Grundstücken in den Außengebieten gehört werden. 

Zu § 23: 

Die hier getroffenen Vorschriften über die öffent- 
liche Bekanntmachung der Einleitung des Enteig- 
nungsverfahrens, die Ladung der Beteiligten zur 
mündlichen Verhandlung und die Benachrichtigung 
des Grundbuchamtes entsprechen im wesentlichen 
dem bisherigen Enteignungsrecht. Die Bestimmun- 
gen der Buchstaben c und d des Absatzes 2 — mit 
der Aufforderung, Einwendungen bereits vor der 
mündlichen Verhandlung zu erklären, und dem Hin- 
weis, daß auch bei Nichterscheinen über die ge- 
stellten Anträge entschieden werden kann — dürf- 
ten wesentlich zur Verfahrensbeschleunigung bei- 
tragen. 

Von der in den Beratungen nach dem Beispiel 
älterer Enteignungsgesetze erwogenen Eintragung 
eines Enteignungsvermerks in das Grundbuch 
wurde wegen der Überlastung der Grundbuchämter 
Abstand genommen, zumal dem Enteignungsver- 
merk bei der jetzt möglichen beschleunigten Durch- 
führung des Enteignungsverfahrens eine wesent- 
lich geringere Bedeutung zukommen dürfte. 

Zu § 24: 

Im Gegensatz zu der Regierungsvorlage, die die 
Bestellung eines Vertreters durch die Enteignungs- 
behörde vorsah, wurde an der für diese Aufgabe 
bestehenden allgemeinen Zuständigkeit des Vor- 
mundschaftsgerichtes festgehalten. Diese über die 
einschlägigen bürgerlich-rechtlichen Vorschriften 
hinausgehende Bestimmung über die Bestellung 
eines Vertreters für abwesende, unbekannte oder 
ungewisse Beteiligte kann vor allem im Bereich 
stark zerstörter Städte zur Verfahrensbeschleuni- 
gung beitragen, zumal die dem Vormundschaftsge- 
richt zur Erledigung gestellte Frist mit zwei Wochen 
sehr kurz bemessen ist. 

Zu § 25: 

Auch diese Vorschrift dient der Verfahrensver- 
einfachung und -beschleunigung, indem die ge- 
setzlichen Vertreter, Vormünder und Pfleger von 
allen Genehmigungserfordernissen (z. B. nach 
§§ 1821, 1824, 1829 und 1832 BGB) befreit werden. 
Diese Befreiung kann unbedenklich vertreten wer- 


den, weil in dem amtlichen, unter der Leitung eines 
rechtskundigen Vorsitzenden stehenden Enteig- 
nungsverfahren der Gefahr einer ungerechtfertig- 
ten Benachteiligung des Mündels keine praktische 
Bedeutung zukommen kann. 

Zu § 26: 

Diese Vorschrift bringt im Interesse der Ver- 
fahrensbeschleunigung Ausschlußfristen für die An- 
träge nach §§ 4 und 15 Nr. 2. Diese Anträge kön- 
nen nur bis zum Schluß der letzten mündlichen 
Verhandlung gestellt werden. 

Zu § 27: 

Die in der Regierungsvorlage vorgesehene Re- 
gelung für die Finip'unpf erschien den Ausschüssen 
zu formal und kompliziert. Die Vorschriften wur- 
den daher wesentlich vereinfacht, wobei an der 
Förderung und Erleichterung der Einigung zwi- 
schen den Beteiligten festzuhalten war. 

Zu § 28: 

Diese Vorschrift behandelt den Fall, in dem die 
Einigung lediglich über den Rechtsübergang er- 
zielt wird. Hier nimmt das Verfahren hinsichtlich 
der Festsetzung der Entschädigung seinen üblichen 
Fortgang. 

Zu § 29: 

Diese Bestimmung bringt als einen der wesent- 
lichen Gedanken der Verfahrensvorschriften den 
Grundsatz zum Ausdruck, daß die Enteignungsbe- 
hörde in einer einzigen Entscheidung über alle im 
Zusammenhang mit dem schwebenden Enteig- 
nungsverfahren gestellten Anträge zu befinden hat. 
Ebensowenig wie dem Enteignungsverfahren eine 
Verleihung des Enteignungsrechtes durch eine 
übergeordnete Behörde vorgeschaltet ist, ist das 
Verfahren selbst in weitere Abschnitte eingeteilt. 
Der das Verwaltungsverfahren abschließende Ent- 
eignungsbeschluß entscheidet über die Zulässigkeit, 
den Umfang und die Folgen der Enteignung ein- 
schließlich der Entschädigung und der Ersatzland- 
enteignung, falls diese stattfindet. 

Absatz 2 macht eine zusätzliche Entscheidung der 
Preisbehörde entbehrlich, soweit von der Enteig- 
nung der Preisbindung unterliegende Grundstücke 
betroffen sind. Die Ausnahmegenehmigung der 
Preisbehörde gilt in diesem Falle als durch den 
Enteignungsbeschluß erteilt. Bedenken gegen diese 
Vereinfachung können deshalb nicht bestehen, weil 
in derartigen Fällen die Stellungnahme der Preis- 
behörde zuvor eingeholt werden muß (vgl. § 22 
Abs. 1 letzter Satz). 

Zu § 30: 

§ 30 enthält die notwendigen Vorschriften über 
Form und Inhalt des Enteignungsbeschlusses. Aus 
Gründen der Rechtssicherheit ist wegen der ein- 
schneidenden Wirkungen der Enteignung Schrift- 
form und Zustellung des Beschlusses vorgeschrie- 
ben. Die Rechtsmittelbelehrung ist erforderlich, um 
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zu verhindern, daß einer der Beteiligten aus 
Rechtunkenntnis einen ihm zustebcnden Rechtsbe- 
helf einbüßt. 

Der Enteignungsbeschluß gibt den alten und 
neuen Rechtszustand, die begünstigten und be- 
lasteten Personen sowie die Art und Höhe der 
Entschädigung wieder, so daß alle Entscheidungen 
der Enteignungsbehörde, gleich für und gegen 
welchen der verschiedenen Beteiligten sie ergan- 
gen sind, in einer auch äußerlich einheitlichen Ur- 
kunde enthalten sind. 

Der in §§ 29 und 30 geregelte Enteignungsbe- 
schluß ist in seinen Rechtswirkungen mit dem Ent- 
eignungsbesc^luß des klassischen Enteignungsrech- 
tes, der die Übereignung und die Besitzeinweisung 
enthielt, nicht identisch. Der Enteignungsbeschluß 
dieses Gesetzes enthält zwar die Entscheidung über 
alle mit der Enteignung zusammenhängenden Fra- 
gen, stellt aber noch nicht deren Vollzug dar. Der 
Vollzug ist vielmehr der Ausführungsanordnung 
(vgl. § 45) Vorbehalten. 

Zu § 31: 

Die bereits den älteren Enteignungsgesetzen be- 
kannte vorzeitige Besitzeinweisung wurde beibe- 
halten, obgleich es zweifelhaft erscheint, ob diesem 
Institut vor allem wegen der Frage der Beleihbar- 
keit im Wohnungsbau praktische Bedeutung zu- 
kommen wird. Immerhin kann die vorzeitige Be- 
sitzeinweisung in Fällen, in denen es auf die Be- 
leihung des Grundstücks nicht ankommt (z.’^. bei 
der Enteignung einer in eine zusammenhängende 
Fläche eingebetteten Kleinparzelle), zweckmäßig 
sein und eine beschleunigte Durchführung des Bau- 
vorhabens ermöglidien ohne Rüdcsicht auf den Ab- 
schluß eines etwa schwebenden Rechtsmittel Ver- 
fahrens. 


VIERTER ABSCHNITT 

Anfechtung der Entscheidungen der 
Enteignungsbehörde 

Zu § 32: 

Als Rechtsmittel gegen alle Entscheidungen der 
Enteignungsbehörde ist die Anrufung des Land- 
gerichts — Kammer für Baulandsachen — vorge- 
sehen. Von der ursprünglich in der Regierungs- 
vorlage vorgesehenen Bezeichnung des Rechtsmit- 
tels als „Einspruch“ v/urde Abstand genommen 
und statt dessen die den rechtsförmlichen Cha- 
rakter stärker betonende Bezeichnung als ».Antrag 
auf gericlitliche Entscheidung“ gew'ärilt. Der An- 
trag auf gerichtliche Entscheidung ist binnen der 
zur Verfahrensbesclileunigung auf zwei Wochen 
bemessenen Frist seit Zustellung der anzufechten- 
den Entscheidung bei der Enteignungsbehörde ein- 
zureichen, die den Antrag unverzüglich dem zu- 
ständigen Landgericht vorzulegen hat. 


Zu § 33: 

Auf Anregung des Rechtsausschusses wurde die 
in § 28 Abs. 4 der Regierungsvorlage enthaltene 
Vorschrift in einem besonderen Paragraphen ver- 
selbständigt. Inhaltlich ist die Vorschrift über die 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand den §§ 233, 
234 ZPO angeglichen. 

Zu § 34: 

Diese Vorschrift regelt die Örtliche Zuständigkeit 
der Landgerichte und ermächtigt die Länder, den 
Zuständigkeitsbereich eines Landgerichts — Kam- 
mer für Baulandsachen — auf den Bereich mehre- 
rer Landgerichtsbezirke auszudehnen; dadurch 
wird die Notwendigkeit, bei jedem Landgericht eine 
Baulandkammer einzurichten, vermieden und eine 
Anpassung an den tatsächlichen Arbeitsanfall so- 
wie zugleich eine qualifizierte Besetzung der Bau- 
landkammern ermöglicht. 

Zu § 35: 

Die Baulandkammern sind mit drei Zivilrichtern 
des Landgerichts (einschließlich des Vorsitzenden) 
und zwei auf die Dauer von drei Jahren bestellten 
Verwaltungsrichtern besetzt. Durch die Hinzuzie- 
hung der Verwaltungsrichter soll deren fachliche 
Erfahrung nutzbar gemadit werden, zumal die zu 
entscheidenden Fragen ausschließlich öffentlich- 
rechtlicher Natur sind. 

Die Bestellung der Verwaltungsrichter erfolgt 
auf einen Zeitraum von drei Jahren, um einerseits 
die erforderliche Unabhängigkeit der Verwaltungs- 
richter zu gewährleisten und andererseits für die 
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedern der 
Baulandkammern möglichst günstige Voraussetzun- 
gen zu sciiaffen. Einer besonderen Vorschrift über 
die Zuteilung der Verwaltungsrichter an die Land- 
gerichte bedurfte es nicht, da insoweit § 63 GVG 
eingreift. 

Zu § 36: 

Auf das Verfahren in Baulandsachen sind die Be- 
stimmungen der ZPO sinngemäß anzuwenden. Je- 
doch herrscht allgemein im Verfahren in Bauland- 
sachen der Untersuchungsgrundsatz. In Bauland- 
sachen gilt, um dem Rechtsuchenden die eigene Ver- 
tretung seiner Belange zu ermöglichen, wie vor 
den Verwaltungsgerichten kein Anwaltszwang. 

Zu § 37: 

Das Streitverfahren in Baulandsachen kennt 
keine Parteistellung nach Kläger und Beklagten, 
sondern nur „Beteiligte“, Diese Regelung ergab sich 
notwendig aus der Eigenart der zu entscheidenden 
Rechtsverhältnisse. Im Streit um die Zulässigkeit 
der Enteignung wäre nach der innerhalb des Ver- 
waltungsstreitverfahrens geläufigen Konstruktion 
die Enteignungsbehörde Beklagte, während im 
Entschädigungsstreit entweder der Entschädigungs- 
berechtigte oder -verpflichtete Beklagter wäre. Die 
übrigen am Verfahren Beteiligteh müßten entwe- 
der der einen oder der anderen Partei, unter Um- 



ständen sogar ihrer Interessenlage nach mit ver- 
schiedenen Anträgen beiden Parteien beitreten. 
Eine sachgemäße Lösung für diese dem Enteig- 
nungsverfahren typischen Komplizierungen ließ 
sich im Rahmen der zivilprozessualen Vorschriften 
nicht finden, weshalb der im Gesetz gewählte Weg 
zweckmäßig erschien. 

Zu § 38: 

In gewissem Umfange stehen der Enteignungs- 
behörde Ermessensentscheidungen zu. Diese kön- 
nen — wie im Verwaltungsstreitverfahren — der 
gerichtlichen Nachprüfung nur insoweit unterwor- 
fen werden, als Ermessensmißbrauch oder Ermes- 
sensüberschreitung gerügt werden. 

Nicht als Ermessensentscheidungen im Sinne des 
§ 38 gelten, obgleich sie es ihrer Natur nach sind, 
die Entscheidungen über die Höhe der Ersatzlei- 
stung nach § 31 Abs. 6 oder einer Ausgleichszah- 
lung nach § 16 Abs. 3. In diesen Fällen braucht die 
gerichtliche Anfechtung demgemäß nicht auf Er- 
messensmißbrauch oder -Überschreitung gestützt 
zu werden. 

Zu § 39: 

Diese Vorschrift enthält eine Sicherung zugun- 
sten des von der vorzeitigen Besitzeinweisung Be- 
troffenen. Hat dieser gegen die vorzeitige Besitz- 
einweisung das Gericht angerufen, so sind Zwangs- 
maßnahmen zur Durchsetzung der Besitzeinwei- 
sung nur mit Zustimmung des Gerichtes zulässig, 
bei dem die Sache anhängig ist. Hat der Betroffene 
dagegen keinen Antrag auf gerichtliche Entschei- 
dung gestellt, so ist die vorzeitige Besitzeinweisung 
nach den einschlägigen iandesrechtlichen Vorschrif- 
ten im Verwaltungszwangsverfahren vollstreckbar. 

Zu § 40: 

Während die Regierungsvorlage die gerichtliche 
Entscheidung als „Beschluß“ bezeichnete, wurde 
von den Ausschüssen der Bezeichnung als „Urteil“ 
der Vorzug gegeben, um auch darin die Vollwer- 
tigkeit des Gerichtsverfahrens zum Ausdruck zu 
bringen. 

Bei seinem Urteil hat das Gericht im Rahmen 
der von den Beteiligten gestellten Anträge Ent- 
scheidungsfreiheit. Es darf jedoch über den jeweils 
weitestgehenden Antrag der Beteiligten nicht hin- 
ausgehen. Das den Enteignungsbeschluß ändernde 
Urteil tritt an die Stelle des Beschlusses der Ent- 
eignungsbehörde. 

Ergibt sich eine wesentliche Änderung des Ge- 
genstandes der Enteignung, so kann die Sache zur 
erneuten Entscheidung an die alsdann an die Auf- 
fassung des Gerichtes gebundene Enteignungsbe- 
hörde zurückverwiesen werden. 

Ein Teilurteil soll, wenn nicht alle Anträge ent- 
scheidungsreif sind, nur im Ausnahmefall erlassen 
werden, nämlich dann, wenn dies der Verfahrens- 
beschleunigung dient. Im allgemeinen dürfte der 


Verfahrensbeschleunigung allerdings mit einer Ent- 
scheidung über alle Anträge, da diese regelmäßig 
in einer engen Verbindung miteinander stehen, ge- 
dient sein. Die Bestimmung über das Teiiurteil 
wurde in die Form einer Soll-Vorschrift gekleidet, 
um in dieser Hinsicht im Falle der Verletzung kei- 
nen Revisionsgrund zu schaffen. 

Ändert das Gericht den Enteignungsbeschluß, 
so ist das an die Stelle des Enteignungsbeschlusses 
tretende Urteil allen Beteiligten zuzustellen. Bei 
einer Änderung des Enteignungsgegenstandes und 
sofern hinsichtlich des Grundstückes ein Zwangs- 
vüllstreckungsverfahrcn schwebt, ist dem Voll- 
streckungsgericht von dem Urteil Kenntnis zu 
geben. 

Zu § 41: 

Diese der Verfahrensbeschleunigung dienende 
Vorschrift gewährleistet, daß das Gerichtsverfah- 
ren durch die Säumnis eines Beteiligten keine Ver- 
zögerungen erleidet. Im Falle des Ausbleibens eines 
Beteiligten, der seinen Antrag bereits in einer frü- 
heren mündlichen Verhandlung gestellt hat, kann 
ohne weiteres nach Lage der Akten entschieden 
werden. Bleibt der Beteiligte, der den Antrag auf 
gerichtliche Entscheidung gestellt hat, aus, so be- 
darf es des Antrages eines der übrigen Beteiligten 
oder der Enteignungsbehordo zur Entscheidung 
nach Lage der Akten. 

Die in Absatz 3 enthaltenen Verweisungen auf 
Bestimmungen der Zivilprozeßordnung bringen 
nähere Verfahrensvorschriften in Anlehnung an 
das für das Versäumnisurteil geltende Verfahren. 

Zu § 42: 

Da zu dem gemäß § 36 Abs. 1 dieses Gesetzes 
sinngemäß anzuwendenden zivilprozessualen Vor- 
schriften auch die §§ 91 ff. ZPO gehören, sind Son- 
dervorschriften über Prozeßkosten nur insoweit er- 
forderlich, als sich dies aus der besonderen Kon- 
struktion des Verfahrens vor den Baulandkammern 
und -Senaten ergibt. 

Für den Fall des Obsiegens desjenigen Beteilig- 
ten, der den Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
gestellt hat, schreibt Absatz 1 vor, daß die Ent- 
eignungsbehörde die Kosten des Verfahrens zu 
tragen hat. Dies gilt jedoch nur, wenn keiner der 
übrigen Beteiligten Anträge im Widersprucli zu 
dem die gerichtliche Entscheidung begehrenden 
Beteiligten gestellt hat. 

Sind widerstreitende Anträge gestellt, so regelt 
sich die Kostentragung nach §§ 91 ff. ZPO. 

Absatz 2 ermöglicht eine Ermessensentscheidung 
des Gerichtes über die Erstattung der Kosten eines 
Beteiligten, der zur Hauptsache keine Anträge ge- 
stellt hat. 

Zu § 43: 

Als zweitinstanzliches Rechtsmittel ist die Re- 
vision vorgesehen, über die das Oberlandesgericht 
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— Senat für Baulandsachen — entscheidet. In die- 
ser Instanz können, wie die Bezeichnung des 
Rechtsmittels und die Verweisung auf die §§ 548 
bis 566 ZPO klarstellen, nur Rechtsfragen über- 
prüft werden. 

Die Revision ist unzulässig, wenn der Wert des 
Streitgegenstandes unter 50 DM liegt oder das erst- 
instanzliche Urteil auf Rück Verweisung an die Ent- 
eignungsbehörde lautet. Im letztgenannten Falle 
wurde die Revision zur Verfahrensabkürzung des- 
halb ausgeschlossen, weil ohnehin gegen die er- 
neute Entscheidung der Enteignungsbehörde der 
Antrag auf gerichtliche Entscheidung gestellt wer- 
den kann. 

Für die Besetzung der Baulandsenate gelten die 
für die Baulandkammern getroffenen Bestimmun- 
gen sinngemäß, d. h. die Baulandsenate bestehen 
aus drei Richtern des Oberlandesgerichts und zwei 
Verwaltungsrichtern. 

Die Abkürzung der Revisions- und Begründungs- 
frist auf je zwei Wochen dient der Verfahrensbe- 
schleunigung. 

Die Vorschrift des Abs. 4, die in bestimmten 
Sonderfällen die Entscheidung der Revision an 
Stelle des Oberlandesgerichts durch den Bundes- 
gerichtshof vorsieht, dient der bundeseinheitlichen 
Fortentwicklung des Baulandenteignungsrechtes. 

Die in Absatz 5 vorgesehene Erhöhung der Ge- 
richtskosten in der Revisionsinstanz soll einer 
mutwilligen Ausschöpfung des Rechtsmittelzuges 
entgegenwirken. 

Zu § 44: 

Diese Vorschrift dient der Erleichterung der in 
jedem Stadium des Verfahrens, also auch noch 
innerhalb des Gerichtsverfahrens, anzustrebenden 

Einigung. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Ausführung des Enteignungsbeschlusses 
Zu §§ 45, 46; 

Der allgemeine Grundsatz des Enteignungsrech- 
tes, daß die dingliche Rechtsänderung erst nach 
Klärung aller Einzelfragen und nach Zahlung der 
Entschädigung eintritt, findet im Baulandbeschaf- 
fungsgesetz besonders klaren Ausdruck. Den förm- 
lichen Abschluß des Enteignungsverfahrens bildet 
die dem bisherigen Enteignungsrecht nicht geläu- 
fige Ausführungsanordnung. Sie darf erst erlassen 
werden, wenn die Enteignungsentscheidung (ent- 
weder in der Form des Enteignungsbesdilusses 
oder einer Rechtsmittelentscheidung) rechtskräftig 
ist und die Entschädigung geleistet ist. Das letzt- 
genannte Erfordernis entfällt natürlich, soweit die 
Entschädigung nach dem Inhalt der Enteignungs- 
entscheidung erst zu einem späteren Zeitpunkt 


fällig ist (z. B. im Falle des § 15, bei der Bewilli- 
gung von Ratenzahlungen, im Falle der Begrün- 
dung eines Erbbaurechts und bei anderweitiger 
Vereinbarung wiederkehrender Leistungen). Als 
Bewirkung der Entschädigungsleistung gilt auch 
die Hinterlegung, soweit diese zulässig ist (vgl. 
§ 47). 

Die Wirkung der Ausführungsanordnung geht 
dahin, daß der neue Rechtszustand mit dem in der 
Ausführungsanordnung festgesetzten Tage eintritt 
Die Rechtsänderung tritt ohne Grundbucheintra- 
gung ein; das Grundbuch ist zu berichtigen. 

Zu § 47; 

Diese Vorschrift strebt die Sicherung der Ent- 
schädigungsberechtigten im Verhältnis zueinander 
an. Wenn mehrere Entschädigungsberechtigte sich 
über die Verteilung der Entschädigung noch nicht 
geeinigt haben, ist diese zu hinterlegen. 

Zu § 48: 

Im Streitfälle kann jeder Beteiligte seinen An- 
spruch auf die hinterlegte Entschädigungssumme 
im normalen zivilprozessualen Verfahren geltend 
machen; er kann jedoch auch den Weg des in Ab- 
satz 2 näher geregelten gerichtlichen Verteilungs- 
verfahrens wählen. 

Zu § 49: 

Diese Vorschrift schreibt die Kostenfreiheit für 
die Fertigung aller von der Enteignungsbehörde 
verlangten Grundbuchauszüge und sonstigen Un- 
terlagen vor. 

Zu § 50: 

Auf Antrag eines Entschädigungsberechtigten 
kann der Enteignungsbeschluß durch die Enteig- 
nungsbehörde aufgehoben werden, wenn der Ent- 
schädigungspflichtige nach Eintritt der Rechtskraft 
der Enteignungsentscheidung in Verzug gerät und 
die Ausführungsanordnung nach § 45 noch nicht 
erlassen ist. Auf diese Weise ist weitgehend ge- 
währleistet, daß nur ein ausreichend leistungsfähi- 
ger Antragsteller das Enteignungsverfahren be- 
treibt. Zugleich wird im Interesse des Enteigneten 
ein wirksamer Druck auf die Zahlung der Ent- 
schädigung zum Fälligkeitstermin ausgeübt. 

Zu § 51: 

Die Ausschüsse befaßten sich eingehend mit der 
Frage, ob im Falle der Nichterfüllung des Enteig- 
nungszwecks entweder ein obligatorischer Rückge- 
währanspruch oder der in der Regierungsvorlage 
vorgesehene Weg der Rückenteignung zu wählen 
sei. 

Darüber, daß dem Enteigneten für diesen Fall 
überhaupt ein irgendwie gearteter Anspruch zuzu- 
billigen sei, bestand von vornherein Einigkeit, ein- 
mal aus rechtsstaatlichen Gesichtspunkten im In- 
teresse des Enteigneten, zum andern, um einen 
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Druck auf den Erwerber dahin auszuüben, den 
Enteignungszweck auch tatsächlich zu erfüllen. 

Nach längeren Beratungen entschieden sich die 
Ausschüsse für die Beibehaltung der Regierungs- 
vorlage, da die Rückenteignung der in der Praxis 
am wenigsten komplizierte und wirksamste Weg 
ist. Die Rückenteignung vermeidet gewisse bei dem 
Wiederkaufsrecht auftauchende Schwierigkeiten 
im Konkurs- und Zwangsvollstreckungsverfahren. 
Sie gestattet auch eine reibungslose Abwicklung 
in den Fällen, in denen der enteignete Gegenstand 
— z. B. infolge von Grenz» oder Zuschnittsände- 
rungen — nicht in der gleichen Form zurückge- 
geben werden kann. 

Soweit die Voraussetzungen des Abs. 1 vorliegen 
und die Rückenteignung nicht nach Maßgabe des 
Abs. 2 ausgeschlossen ist, steht dem Enteigneten ein 
echter Rechtsanspruch zu. Eine Ermessensentschei- 
dung ist lediglich im Rahmen des Abs. 4 zugelassen. 


SECHSTER ABSCHNITT 

Zusatz-, Übergangs- und Schlußbestimmungen 
Zu § 52: 

Diese Bestimmung hält dem Landesgesetzgeber 
die Möglichkeit offen, die Verfahrensvorschriften 
dieses Gesetzes durch künftig zu erlassendes Lan- 
desrecht zu ersetzen. Vgl. im übrigen Ziffer B V 3 
dieses Berichtes. 

Zu § 53: 

§ 53 ermöglicht die Lockerung der Landschafts- 
schutzbestimmungen (vgl. § 19 Reichsnaturschutz- 
gesetz vom 26. Juni 1938 — Reichsgesetzbl. I S. 821), 
sofern es im Rahmen einer geordneten baulichen 
Entwicklung des Gemeindegebietes erforderlich ist, 
bislang mit Baubeschränkungen belegte Gebiets- 
teile der baulichen Nutzung zuzuführen. Die Auf- 
hebung der die Bebauung hindernden Landschafts- 
schutzanordnungen kann entweder durch die Fest- 
setzung förmlicher Fluchtlinien-, Bebauungs- usw. 
-pläne oder durch die Einzelentscheidung nach § 3 
Abs. 2 Buchst, b erfolgen. In beiden Fällen obliegt 
die Entscheidung der für die Ortsplanung zustän- 
digen Aufsichtsbehörde im Benehmen mit der Na- 
turschutzbehörde. 

Zu § 54: 

Die Feststellung, daß die Hansestadt Hamburg 
zugleich als Staat und Gemeinde gilt, ist im Hin- 
blick auf die mehrfache Erwähnung der Gemeinden 
im Gesetz erforderlich. 

Zu § 55: 

Zur Rechtsvereinheitlichung sind die Entschädi- 
gungs- und Verfahrensvorschriften dieses Gesetzes 
auch bei der Landbeschaffung für Kleingärten an- 
zuwenden. Damit sind zugleich die von verschie- 


dener Seite gegen die einschlägigen Bestimmungen 
der Dritten Notverordnung erhobenen verfassungs- 
und staatsrechtlichen Bedenken ausgeräumt. 

Der Aufrechterhaltung früherer Vorschriften über 
die Landbeschaffung für Kleinsiedlungen bedarf es 
nicht, da insoweit jetzt § 2 Buchst, a und b ein- 
greift. Der Klarheit halber wurde deshalb in § 55 
Abs. 2 vorgeschrieben, daß für die Landbeschaffung 
im Rahmen der Kleinsiedlung nur noch die Be- 
stimmungen dieses Gesetzes anzuwenden sind. 

Zu § 56: 

Diese Vorschrift erstrebt den Anwendungsbereich 
des Gesetzes auf zwei weitere in rechtlicher Hin- 
sicht untereinander verwandte Tatbestände. In 
beiden Fällen handelt es sich um auf fremdem 
Grund und Boden errichtete Bauwerke. Zweck der 
Regelung ist die Entwirrung unklarer Rechtsver- 
hältnisse. 

Das in Absatz 1 geregelte, nach seinem voraus- 
sichtlich wichtigsten Anwendungsfall sogenannte 
„Lex Salzgitter“ erfaßt solche baulichen und andere 
Maßnahmen, die im Hinblick und im Vertrauen auf 
eine zulässige Enteignung durchgeführt sind. Hier 
ist zur nachträglichen Bereinigung der dinglichen 
Rechtsverhältnisse die Durchführung der Enteig- 
nung, d. h. die Übertragung des bebauten Gelän- 
des auf den Bauherrn, nach den Bestimmungen 
dieses Gesetzes zulässig. Voraussetzung ist jedoch, 
daß 1. die Enteignung nach den im Zeitpunkt der 
Bebauung geltenden Gesetzen zulässig war, 2. die 
Bebauung nicht nach dem Währungsstichtag er- 
folge, 3. es sich um Bauwerke und Anlagen 
handelt, für die nach § 2 Buchst, a bis c dieses Ge- 
setzes Gelände enteignet werden darf und 4. 
die bereits durchgeführte Bebauung mit einer ge- 
ordneten baulichen Entwicklung des Gemeindege- 
bietes vereinbar ist. 

Der in Absatz 2 geregelte Tatbestand erfaßt in 
der Hauptsache die im Rahmen der 1943 einge- 
leiteten Behelfsheimaktion für Luftkriegsbetrof- 
fene errichteten Behelfsheime. Auch hier ist die 
nachträgliche Übereignung des Baugrundstückes 
auf den Bauherrn im Wege der Enteignung zuläs- 
sig, wenn die errichteten Gebäude als Dauerbauten 
anzusehen sind und den bauaufsichtlichen Vor- 
schriften entsprechen. Das bedeutet, daß die soge- 
nannten „wilden“ Behelfsheimbauten, die die ge- 
ordnete bauliche Entwicklung des Gemeindegebie- 
tes stören und den Bauordnungsvorschriften nicht 
entsprechen, in Absatz 2 nicht erfaßt werden. 

Absatz 3 schreibt vor, daß bei der Ermittlung der 
Entschädigung der Wert der Gebäude usw. außer 
Ansatz bleibt. Diese Vorschrift war erforderlich, 
weil es oft zweifelhaft ist, ob der Bauherr gemäß 
§ 95 BGB Eigentümer des Bauwerks geblieben oder 
das Eigentum an dem Bauwerk nach § 94 BGB auf 
den Grundeigentümer übergegangen ist. Ein^' in 
dieser Hinsicht jeweils auf die dingliche Rechts- 
lage des Einzelfalls abgestellte Prüfung würde das 
Enteignungsverfahren unnötig komplizieren (vgl. 
§§ 94, 946, 951 BGB). 
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Zu § 57: 

In verfahrensrechtlicher Hinsicht ist der Über- 
gang vom alten auf das neue Recht dahin geregelt, 
daß schwebende Enteignungs- und Gerichtsverfah- 
ren nach dem bisherigen Recht abzuwickeln sind. 
Auf Grund des bisherigen Rechts ergangene Ent- 
eignungsentscheidungen (der Verwaltungsbehörden) 
unterliegen der gerichtlichen Nachprüfung nach 
den Bestimmungen dieses Gesetzes, soweit das Ge- 
richtsverfahren noch nicht eingeleitet ist. Die An- 
fechtung der Enteignungsentscheidung nach den 
yorschriften dieses Gesetzes kommt weder im 
Übergangsstadium noch später dann in Betracht, 


wenn es sich um die Beschaffung von Gemeinde- 
bedarfsflächen nach Landesrecht handelt. 

Zu § 58: 

Die durch dieses Gesetz entbehrlich gewordenen 
bzw. überholten Vorschriften der Behebungsver- 
ordnung und des § 45 der Verordnung vom 19. Juli 
1940 waren aufzuheben und § 28 des Reichsheim- 
stättengesetzes anzupassen. 

Bonn, den 22. Mai 1953 

Jacobi 

Berichterstatter 


2. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

a) dem Gesetzentwurf in der nachstehenden Fas- 
sung mit der Überschrift „Entwurf eines Bau- 
landbeschaffungsgesetzes“ zuzustimmen, 

b) die zu diesem Gesetzentwurf eingegangenen 
Petitionen für erledigt zu erklären. 

Bonn, den 22. Mai 1953 

Der Aussdiuß 
für Bau und Bodenrecht 

Meyer (Bremen) Jacobi 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 3 6. Ausschusses 


Entwurf eines Baulandbeschaffungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Zulässigkeit der Enteignung 

§ 1 

(1) ZurEörderung des Wohnungsbaues und 
zur Verbindung breiter Volksschichten mit 
dem Grund und Boden im Rahmen einer 
geordneten Bebauung kann das erforderliche 
Gelände nach den Vorschriften dieses Ge- 
setzes beschafft werden, soweit es nicht frei- 
händig oder nach § 12 des Ersten Wohnungs- 
baugesetzes vom 24. April 1950 (Bundes- 
gesetzbl. S. 83) zu erwerben ist. 

(2) Zu diesem Zwecke ist es nach Maßgabe 
der folgenden Vorschriften zulässig, durch 
Enteignung 

a) Eigentum an GrundstüAen oder Grund- 
stücksteilen zu entziehen oder zu belasten, 

b) andere Rechte an Grundstücken sowie 
Rechte, die zum Erwerb, zum Besitz oder 
zur Nutzung von Grundstücken berech- 
tigen oder die Benutzung von Grund- 
stücken beschränken, zu entziehen. 

Die Enteignung muß dem Wohle der Allge- 
meinheit dienen. 

(3) Die für das Eigentum an Grundstücken 
geltenden Vorschriften dieses Gesetzes gelten 
sinngemäß für die anderen, in Absatz 2 
Buchst, b bezeichneten Rechte. 

§ 2 

Die Enteignung ist nur zulässig zur Be- 
schaffung 


a) von Gelände für Gebäude, deren Nutz- 
fläche ausschließlich oder überwiegend 
Wohnzwecken dient; dabei darf die ein- 
zelne Wohnung keine größere Wohn- 
fläche als 120 qm haben, wenn nicht im 
Einzelfall die wirtschaftliche Grundriß- 
gestaltung eine größere Wohnfläche recht- 
fertigt, 

b) des für diese Gebäude üblichen Garten- 
und Wirtchaftslandes sowie der Elächen 
für die zu ihnen gehörigen Neben- 
anlagen, 

c) von Gelände für öffentliche Gebäude, 
andere Öffentliche bauliche Anlagen oder 
örtliche öffentliche Verkehrs- und Grün- 
flächen; das Gelände für diese Zwecke 
kann auch auf Grund landesrechtlicher 
Vorschriften beschafft werden, 

d) von Ersatzland nach Maßgabe des § 8. 

§ 3 

(1) Der Enteignung für die in § 2 Buchst, a 

und b genannten Zwecke unterliegen nur 

a) unbebaute Grundstücke, 

b) Grundstücke, auf denen die früher vor- 
handenen Gebäude zerstört oder beschä- 
digt sind, 

c) Grundstücke mit geringfügiger Bebauung; 
als geringfügig ist namentlidi eine Bebau- 
ung anzusehen, die erheblich unter dem 
Maß der zulässigen oder üblichen Be- 
bauung liegt oder nach ihrem Umfang die 
Verpflichtung zur Leistung von Anlieger- 
beiträgen nicht auslöst oder in behelfs- 
mäßiger Bauart errichtet oder nur auf 
Widerruf genehmigt ist. 

(2) Die Enteignung ist in diesen Eällen nur 

zulässig, wenn 
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a) die beabsichtigte Verwendung in Flucht- 
linienplänen, Bebauungsplänen oder ähn- 
lichen förmlich festgestellten städtebau- 
lichen Plänen vorgesehen oder zugelassen 
ist oder 

b) die beabsichtigte Verwendung nach 
pflichtmäßigem Ermessen der für die 
Ortsplanung zuständigen Aufsichtsbehörde 
mit einer geordneten baulichen Entwick- 
lung des Gemeindegebiets vereinbar ist. 
Bei der planerischen Prüfung sollen die 
beabsichtigte Entwicklung des städtebau- 
lichen Aufbaues der Gemeinde als Ganzes 
die sozialen und kulturellen Bedürfnisse 
der Bevölkerung sowie die Erfordernisse 
der Land- und Forstwirtschaft, des Berg- 
baues, der Energie- und Wasserwirtschaft, 
des Gewerbes, des Verkehrs und der Land- 
schaftsgestaltung berücksichtigt werden. 

§ 4 

(1) Soll das Eigentum an einem Grund- 
stück entzogen werden, so kann der Eigen- 
tümer an Stelle der Entziehung die Belastung 
des Grundstücks mit einem dinglichen Recht 
verlangen, wenn diese Belastung zur Ver- 
wirklichung des Enteignungszweckes aus- 
reicht. 

(2) Soll ein Grundstück mit einem ding- 
lichen Recht belastet werden, so kann der 
Eigentümer an Stelle der Belastung die Ent- 
ziehung des Eigentums an dem Grundstück 
verlangen, wenn die Belastung mit dem ding- 
lichen Recht für ihn unbillig ist. 

(3) Soll ein räumlich oder wirtschaftlich 
zusammenhängender Grundbesitz nur zu 
einem Teil enteignet werden, so kann der 
Eigentümer die Ausdehnung der Enteignung 
auf den Restbesitz insoweit verlangen, als 
dieser nicht mehr baulich verwertet oder wirt- 
schaftlich genutzt werden kann. 

§ 5 

(1) Die Enteignung ist nur zulässig, wenn 
nach pflichtmäßigem Ermessen der Enteig- 
nungsbehörde der Nachweis erbracht ist, daß 
der Antragsteller sich ernsthaft um den frei- 
händigen Erwerb von geignetem Gelände für 
das Bauvorhaben zu einem den Grundsätzen 
des § 10 entsprechenden Preise vergeblich be- 
müht hat. 

(2) Wird die Enteignung von Gelände be- 
antragt, dessen Bebauung oder Wiederbebau- 
ung ohne Kosten für die erste Erschließung 
möglich ist, so genügt es, wenn sich der Nach- 


weis nach Absatz 1 darauf bezieht, daß solches 
geeignetes Gelände nicht auf andere Weise er- 
worben werden kann. 

§ 6 

(1) Die Enteignung ist nur zu Gunsten 
eines Bauwilligen zulässig, der in der Lage ist, 
das Grundstück binnen eines Jahres für einen 
im § 2 bezeichneten Zweck zu verwenden. 
Dienen die Bauvorhaben mehrerer Bau- 
williger in gleicher Weise den durch dieses 
Gesetz geförderten Zwecken, so soll nach 
Möglichkeit derjenige Bauwillige berücksich- 
tigt werden, der kein Grundeigentum besitzt. 

(2) Ist binnen der Frist mit dem Bau nicht 
ernsthaft begonnen oder liegt der begonnene 
Bau länger als ein Jahr still, so kann der 
durch die Enteignung Begünstigte oder sein 
Rechtsnachfolger der Enteignung zu Gunsten 
eines anderen nicht widersprechen (§ 7). 

(3) Die Enteignung zu Gunsten einer Ge- 
meinde Ist auch zulässig, wenn die Gemeinde 
nachweist, daß sie Gelände der Wiederbebau- 
ung zuführen oder baureif machen wird. Sie 
hat In diesem Falle das entelgnete Gelände, 
soweit es nicht für die in § 2 Buchst, c ge- 
nannten Zwecke benötigt wird, binnen zwei 
Jahren nach der Besitzeinweisung als Bauland 
an Bauwillige im Sinne des Absatzes 1 oder 
als Ersatzland ohne Gewinn zu veräußern. 
An Stelle der Veräußerung genügt die Be- 
stellung eines Erbbaurechtes, wenn der Bau- 
willige sie beantragt und seine wirtschaft- 
lichen Verhältnisse dies erfordern. Die Frist 
kann von der Enteignungsbehörde aus be- 
sonderen Gründen bis zur Gesamtdauer von 
vier Jahren verlängert werden; der Ent- 
elgnete Ist vor der Entscheidung über die 
Verlängerung zu hören. 

(4) Ein Rechtsanspruch auf Enteignung be- 
steht nicht. 

§ 7 

(1) Der Eigentümer kann die Enteignung 
dadurch abwenden, daß er vor Beginn der 
mündlichen Verhandlung (§ 23) schriftlich 
oder zur Niederschrift der Enteignungs- 
behörde der Enteignung widerspricht und 
glaubhaft macht, daß er das Grundstück In 
dem nach den baurechtlichen Festsetzungen 
zulässigen Ausmaß binnen angemessener Frist 
bebauen und mit den Bauarbeiten binnen 
eines Jahres beginnen wird. Dabei ist zu 
unterstellen, daß der Eigentümer bei Wohn- 
bauten die öffentlichen Förderungsmittel in 
der zulässigen Höhe erhalten kann, wenn 
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keine Gründe ersichtlich sind, die nach für 
den öffentlich geförderten sozialen Woh- 
nungsbau geltenden Vorschriften einer Be- 
willigung öffentlicher Mittel entgegenstehen. 
Die Enteignungsbehörde kann nach ihrem 
pflichtmäßigen Ermessen die Abwendung 
auch dann zulassen, wenn Tatsachen die 
sichere Annahme rechtfertigen, daß der 
Eigentümer mit den Bauarbeiten binnen 
dreier Jahre beginnen wird. 

(2) Hat der Eigentümer binnen der nach 
Absatz 1 maßgebenden Frist mit dem Bau 
nicht ernsthaft begonnen oder liegt der be- 
gonnene Bau länger als ein Jahr still, so 
kann die Enteignung in einem neuen Ver- 
fahren nicht wieder abgewenden werden, es 
sei denn, daß der Eigentümer die Frist aus 
von ihm nicht zu vertretenden Gründen 
nur unerheblich überschritten hat oder über 
einen rechtzeitig und ordnungsmäßig ge- 
stellten • Antrag auf Bewilligung öffentlicher 
Mittel noch nicht entschieden ist. 

(3) Die Vorschrift des Absatzes 1 ist nicht 
anzuwenden, wenn die Enteignung zu den in 

§ 2 Buchst, c genannten Zwecken erfolgen 

„^11 

öUil. 

(4) Die Enteignungsbehörde kann den 
Widerspruch des Eigentümers zurückweisen, 
wenn 

a) die öffentlichen Interessen an einer als- 
baldigen Bebauung des Grundstücks 
überwiegen oder 

b) ein größeres zusammenhängendes Bau- 
vorhaben ohne dieses Grundstück nicht 
ausführbar ist; der Widerspruch kann 
nicht zurückgewiesen werden, wenn der 
Eigentümer sich mit seinem Grundstück 
an diesem Bauvorhaben beteiligt und die 
Bebauung des Grundstücks dem Antrag- 
steller überträgt. 

S 8 

(1) Soll die Entschädigung eines Eigen- 
tümers, der mit seiner Berufs- oder Er- 
werbstätigkeit ganz oder zum Teil auf das 
zu enteignende Grundstück angewiesen ist, 
in Land festgesetzt werden, so können un- 
bebaute Grundstücke als Ersatzland enteignet 
werden, wenn hierzu geeignetes Gelände 
weder zu einem den Grundsätzen des § 10 
entsprechenden Preise ohne Enteignung er- 
worben werden kann, noch dem durch die 
Enteignung Begünstigten zur Verfügung 
steht. Hierbei gelten die Vorschriften dieses 
Gesetzes mit Ausnahme der §§ 3 und 6 


sinngemäß. Zur Entschädigung des Eigen- 
tümers des Ersatzlandes ist derjenige ver- 
pflichtet, zu dessen Gunsten das Bauland 
enteignet wird. 

(2) Grundbesitz, auf den der Eigentümer 
mit seiner Berufs- oder Erwerbstätigkeit an- 
gewiesen Ist oder dessen Enteignung für ihn 
aus anderen Gründen eine unbillige Härte 
bedeutet, darf nicht als Ersatzland enteignet 
werden. 

(3) Grundbesitz von Körperschaften des 
öffentlichen Rechts unterliegt nicht der Ent- 
eignung als Ersatzland, wenn er zur Erfül- 
lung der ihnen obliegenden Aufgaben be- 
nötigt wird. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Entschädigung 

§ 9 

(1) Der durch die Enteignung Begünstigte 
hat Entschädigung zu leisten. Die Entschädi- 
gung Ist unter gerechter Abwägung der Inter- 
essen der Allgemeinheit und der Beteiligten 
festzusetzen. Sie umfaßt nach Maßgabe der 
§§ 10 und 11 die Entschädigung für 

a) den durch die Enteignung eintretenden 
Rechtsverlust, 

b) andere durch die Enteignung eintretende 
Vermögensnacheile. 

(2) Entschädigung kann verlangen, wer in 
seinem Recht durck die Enteignung beein- 
trächtigt wird. Vermögensvorteile, die dem 
Entschädigungsberechtigten infolge der Ent- 
eignung entstehen, sind bei der Festsetzung 
der Entschädigung zu berücksichtigen. 

(3) Für die Bemessung der Entschädi- 
gung ist der Zustand des Grundstücks in 
dem Zeitpunkt maßgebend, in dem die 
Enteignungsbehörde über den Enteignungs- 
antrag entscheidet (§ 29). In den Fällen der 
vorzeitigen Besitzeinweisung ist der Zustand 
in dem Zeitpunkt maßgebend, in dem sie 
wirksam wird (§31 Abs. 1 Satz 3). 

(4) Der durch die Enteignung Begünstigte 
hat Geldentschädigungen außer wieder- 
kehrenden Leistungen von dem in Absatz 3 
bezeichneten Zeitpunkt an mit dem für zu- 
letzt ausgegebene Hypothekenpfandbriefe 
auf dem Kapitalmarkt üblichen Nominal- 
zinsfuß zu verzinsen. 
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§ 10 

(1) Bei der Ermittlung des Wertes eines von 
der Enteignung betroffenen Grundstücks ist 
von den Wertverhältnissen am 17. Oktober 
1936 auszugehen. Die seitdem eingetretenen 
Änderungen in den Wertverhältnissen sind zu 
berücksichtigen, jedoch bleiben Werterhöhun- 
gen des Grundstücks unberücksichtigt, die durch 
die Möglichkeit einer Änderung der Nutzung 
oder die Aussicht hierauf entstanden sind oder 
entstehen, es sei denn, daß der Eigentümer 
für diese Werterhöhung Kapital oder Arbeit 
aufgewendet hat. Nicht zu berücksichtigen sind 
ferner werterhöhende Veränderungen, die nach 
der Einleitung des Enteignungsverfahrens vor- 
genommen werden, wenn die Enteignungs- 
behörde der Veränderung nicht zugestimmt 
hat. 

(2) Die Entschädigung darf den im Zeit- 
punkt der Enteignung im gewöhnlichen Ge- 
schäftsverkehr zu erzielenden Preis (gemeiner 
Wert) nicht übersteigen. 

(3) Eine Entschädigung für Bauwerke, deren 
entschädigungsloser Abbruch nach dem jeweils 
geltenden Redit gefordert werden kann, ist 
nur zu gewähren, wenn es aus Gründen der 
Billigkeit geboten ist. Ist bei befristet zugelas- 
senen Bauwerken, deren Abbruch nach Ablauf 
der Frist verlangt werden kann, die Frist noch 
nicht abgelaufen, so ist die Entschädigung für 
das Bauwerk nach dem Verhältnis der rest- 
lichen Frist zu der gesamten Frist zu bemessen. 

(4) Wird der Wert des Eigentums an dem 
Grundstück durch Rechte Dritter gemindert, 
die aufrechterhalten oder die gesondert ent- 
schädigt werden, so ist dies bei der Festsetzung 
der Entschädigung für das Eigentum an dem 
Grundstück zu berücksichtigen. 

(5) Bei der Festsetzung der Entschädigung 
für andere Rechte Ist der gemeine Wert zu- 
grunde zu legen. 

§ 11 

Wegen anderer durch die Enteignung ein- 
tretender Vermögensnachteile (§ 9 Abs. 1 
Buchst, b) sind Entschädigungen insbesondere 
fcstzusetzen für 

a) den vorübergehenden oder dauernden 
Verlust, den der von der Enteignung Be- 
troffene in seinem Erwerb erleidet, jedoch 
nur bis zu dem Betrag des Aufwands, der 
erforderlich Ist, um ein anderes Grundstück 
in der gleichen Weise wie das zu enteig- 
nende Grundstück zu nutzen oder zu ge- 
brauchen, 


b) die Wertminderung, die durch Enteignung 
eines Grundstückteiles oder eines Teiles 
eines räumlich oder wirtschaftlich zusam- 
menhängenden Grundbesitzes bei dem 
anderen Teil oder durch Enteignung eines 
Rechts an einem Grundstück bei einem an- 
deren Grundstück entsteht, soweit die Wert- 
minderung nicht schon bei der Festsetzung 
der Entschädigung nach Buchstabe a be- 
rücksichtigt ist. 

§ 12 

Bei der Enteignung eines Grundstücks sind 
gesondert zu entschädigen: 

a) Altenteilsberechtigte sowie die Inhaber 
von Dienstbarkeiten, wenn ihre Rechte 
nicht gemäß § 29 aufrechterhalten werden, 

b) Inhaber von persönlichen Rechten, die zum 
Besitz oder zur Nutzung des Grundstücks 
berechtigen, wenn der Berechtigte Im Be- 
sitz des Grundstücks ist. 

§ 13 

Bei der Enteignung eines Grundstücks haben 
Entschädigungsberechtigte, die nicht gesondert 
entschädigt werden, Anspruch auf Ersatz des 
Wertes ihres Rechtes aus der Geldentschädi- 
gung für das Eigentum an dem Grundstück, 
soweit sich ihr Recht auf dieses erstreckt. Das 
gilt entsprechend für die Geldentschädigungen, 
die für den durch die Enteignung eintretenden 
Rechtsverlust in anderen Fällen oder für Wert- 
minderungen des Restbesitzes nach § 11 
Buchst, b festgesetzt werden. 

§ 14 

(1) Soweit dieses Gesetz nichts anderes be- 
stimmt, ist die Entschädigung in einer Kapital- 
summe zu leisten. 

(2) Für Erbbaurechte ist die Entschädigung 
In einem Erbbauzins zu leisten. 

§ 15 

(1) Dem Eigentümer eines zu enteignenden 
Grundstücks kann nach Maßgabe der Ab- 
sätze 2 und 3 für den Rechtsverlust Ersatz 
durch Bestellung oder Übertragung von Woh- 
nungseigentum, Teileigentum, Dauerwohn- 
recht oder Dauernutzungsrecht an diesem oder 
einem anderen Grundstück, das dem durch die 
Enteignung Begünstigten gehört oder von 
Eigentum an einem mit Eigenheimen oder 
Kleinsiedlungen bebauten oder zu bebauenden 
Teil eines solchen Grundstücks gewährt 
werden. 
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(2) Die Enteignungsbehörde kann zu diesem 
Zweck, wenn der Eigentümer es unter Bezeich- 
nung eines in Absatz 1 genannten Rechts be- 
antragt, im Enteignungsbeschluß neben der 
Festsetzung der Entschädigung dem Begünstig- 
ten aufgeben, dem Antragsteller binnen einer 
bestimmten Frist ein Recht der bezeichneten 
Art zum Erwerb anzubieten. 

(3) Einigt der Begünstigte sich mit dem An- 
tragsteller nicht binnen der bestimmten Frist 
über die Übertragung eines Rechts der bezeich- 
neten Art, so wird ihm auf Antrag des Antrag- 
stellers zu dessen Gunsten ein solches Recht 
durch Enteignung entzogen. Soweit der Inhalt 
des Rechts durch Vereinbarung bestimmt wer- 
den kann, setzt die Enteignungsbehörde den 
Inhalt fest. Die Vorschriften dieses Gesetzes 
über das Verfahren und die Entschädigung 
sind sinngemäß anzuwenden. 

(4) Der Antrag nach Absatz 3 kann nur 
innerhalb von 6 Monaten nach Ablauf der be- 
stimmten Frist gestellt werden. § 203 Abs. 2 
des Bürgerlichen Gesetzbuches gilt entspre- 
chend. 

§ 16 

(1) Die Entschädigung kann auf Antrag ganz 
oder teilweise in Land festgesetzt werden, 
wenn diese Art der Entschädigung unter ge- 
rechter Abwägung der Interessen der Allge- 
meinheit und der Beteiligten nach pflichtmäßi- 
gem Ermessen der Enteignungsbehörde billig 
ist. 

(2) Wird durch die Enteignung der Bestand 
eines landwirtschaftlidi oder gärtnerisch ge- 
nutzten Familienbetriebes gefährdet, so muß 
auf Antrag Ersatzland zugewiesen werden. 
Wird ein Familienbetrieb auf Pachtland ge- 
führt, so kann der Eigentümer den Anspruch 
auf Ersatzland nur zu dem Zwecke geltend 
machen, das Ersatzland dem Pächter als Pacht- 
land zu überlassen. 

(3) Auf Antrag muß ferner Ersatzland an 
geeigneter Stelle zugewiesen werden, wenn ein 
im Eigentum einer Religionsgesellschaft des 
öffentlichen Rechts stehendes Trümmer grund- 
stück (§ 3 Abs. 1 Buchst, b) enteignet wird und 
das früher vorhanden gewesene Gebäude bis 
zur Zerstörung unmittelbar kirchlichen Zwek- 
ken gedient hatte. Sind in einem Bebauungs- 
plan oder in einem ähnlichen förmlich festge- 
stellten städtebaulichen Plan Flächen für die 
gleichen Zwecke, denen das zerstörte Gebäude 
gedient hatte, an anderer geeigneter Stelle vor- 
gesehen, so kann die Zuweisung dieser Flächen 
als Ersatzland veranlagt werden, 


(4) Wird im Wege der Enteignung ein 
Pachtverhältnis über kleingärtnerisch dauernd 
genutztes Land aufgehoben, so finden hinsicht- 
lich der Bereitstellung von Ersatzland die Be- 
stimmungen des § 3 der Verordnung über 
Kündigungsschutz und andere kleingarten- 
rechtliche Vorschriften in der Fassung der Ver- 
ordnung vom 15. Dezember 1944 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 347) sinngemäß mit der Maß- 
gabe Anwendung, daß die in dieser Bestim- 
mung vorgesehenen behördlichen Entscheidun- 
gen durch die Enteignungsbehörde getroffen 
werden. 

(5) Anträge nach den Absätzen 1 bis 4 müs- 
sen vor Beginn der mündlichen Verhandlung 
schriftlich oder zur Niederschrift der Enteig- 
nungsbehörde gestellt werden. 

(6) Hat das Ersatzland einen geringeren 
Wert als das zu enteignende Grundstück, so ist 
eine dem Wertunterschied entsprechende zu- 
sätzliche Geldentschädigung festzusetzen. Hat 
das Ersatzland einen höheren Wert als das 
zu enteignende Grundstück, so ist festzusetzen, 
daß der Entschädigungsberechtigte an den 
durch die Enteignung Begünstigten eine dem 
Wertunterschied entsprechende Ausgleichszah- 
lung zu leisten hat. Die zusätzliche Geldent- 
schädigung und die Ausgleichszahlung sind nach 
Maßgabe der §§ 9 bis 11 zu bemessen. 

§ 17 

Wird die Entschädigung in Land festgesetzt, 
so sollen die Inhaber dinglicher Rechte ganz 
oder teilweise durch Begründung gleicher 
Rechte an dem Ersatzland entschädigt werden. 
Soweit dies nicht möglich ist oder nicht aus- 
reicht, ist eine gesonderte Entschädigung in 
Geld festzusetzen; das gilt für die in § 13 be- 
zeichneten Berechtigten nur, soweit ihre Rechte 
nicht durch eine dem Eigentümer gemäß § 16 
Abs. 6 zu gewährende zusätzliche Geldentschä- 
digung gedeckt werden. 


DRITTER ABSCHNITT 

Durchführung der Enteignung 

§ 18 

(1) Die Enteignung wird von der höheren 
Verwaltungsbehörde durchgeführt (Enteig- 
nungsbehörde). Die Länder können eine an- 
dere Verwaltungsbehörde als Enteignungsbe- 
hörde bestimmen. 
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(2) örtlich zuständig ist diejenige Enteig- 
nungsbehörde, in deren Bezirk das von der 
Enteignung betroffene Grundstück liegt. Wenn 
das zu enteignende Grundstück In den Bezir- 
ken mehrerer Enteignungsbehörden Hegt oder 
die Entschädigung In Land festgesetzt werden 
soll, das nach § 8 beschafft werden muß, so 
bestimmt die gemeinsame übergeordnete Lan- 
desbehörde die örtlich zuständige Enteignungs- 
behörde, 

(3) Die Enteignungsbehörde entscheidet in 
der Besetzung mit einem Vorsitzenden und 
zwei Beisitzern. Vorsitzender ist der Leiter 
der Enteignungsbehörde oder ein von ihm be- 
stimmter Beamter seiner Dienststelle. Der Vor- 
sitzende muß die Befähigung zum Richteramt 
oder zum höheren Verwaltungsdienst haben. 
Die Beisitzer werden von der zuständigen 
obersten Landesbehörde auf die Dauer von 
zwei Jahren bestellt. Die Enteignungsbehörde 
ist an die Weisungen der zuständigen obersten 
Fachaiifsichtsbehörde gebunden. Im übrigen 
entscheidet sie mit Stimmenmehrheit; die 
§§ 193, 194, 195, § 196 Abs. 2, §§ 197, 198 
des Gerichtsverfassungsgesetzes sind sinngemäß 
anzuwenden. 

§ 19 

Der Enteignungsantrag Ist bei der Gemeinde, 
in deren Gemarkung das zu enteignende 
Grundstück liegt, einzureldien. Die Gemeinde 
legt ihn mit ihrer Stellungnahme binnen vier 
Wochen der Enteignungsbehörde vor. 

§ 20 

Die Beauftragten der Enteignungsbehörde 
sind berechtigt, bereits vor Einleitung eines 
Enteienungsverfahrens nach sdirlftlldier Be- 
nachrichtigung des Besitzers Grundstücke, die 
für die in § 2 genannten Zwecke in Betracht 
kommen, zu betreten und dort Vermessungen, 
Untersuchungen der Bodenbeschaffenheit und 
sonstige Vorarbeiten vorzunehmen, die für 
die Entscheidung über die Eignung des Ge- 
ländes notwendig sind. Für dabei entstehende 
Schäden ist der Betroffene von dem Antrag- 
steller, in dessen Interesse die Enteignungsbe- 
hörd^- tätig geworden ist, unverzüglich zu ent- 
schädigen. Kommt eine Einigung über Art und 
Höhe der Entschädigung nicht zustande, so 
setzt die Enteignungsbehörde diese Entschädi- 
gung fest. 

§ 21 

(1) In dem Enteignungsverfahren sind Be- 
teiligte: 


a) der Antragsteller, 

b) diejenigen, für welche ein Recht an dem 
Grundstück oder an einem das Grundstüdc 
belastenden Recht im Grundbuch eingetra- 
gen oder durch Eintragung gesichert ist, 

c) Inhaber eines nicht Im Grundbuch einge- 
tragenen Rechts an dem Grundstück oder 
an einem das Grundstück belastenden 
Recht, eines Anspruchs mit dem Recht auf 
Befriedigung aus dem Grundstück oder eines 
persönlichen Rechts, das zum Erwerb, zum 
Besitz oder zur Nutzung des Grundstücks 
berechtigt oder die Nutzung des Grund- 
stücks beschränkt, 

d) wenn Ersatzland bereitgestellt wird, die 
Inhaber der in Buchstaben b und c genann- 
ten Rechte hinsichtlich des Ersatzlandes, 

e) die Gemeinde. 

(2) Die in Absatz 1 Buchstabe c bezelchne- 
ten Personen werden in dem Zeitpunkt Be- 
teiligte, in dem die Anmeldung Ihres Rechts 
der Enteignungsbehörde zugeht. Die Anmel- 
dung kann spätestens in der letzten mündli- 
chen Verhandlung mit den Beteiligten erfol- 
gen. 

(3) Bestehen Zweifel an einem angemeldeten 
Recht, so hat die Enteignungsbehörde dem An- 
meldenden unverzüglich eine Frist zur Glaub- 
haftmachung seines Rechts zu setzen. Nach 
fruchtlosem Ablauf der Frist ist er nicht mehr 
zu beteiligen. 

(4) Der im Grundbuch eingetragene Gläubi- 
ger einer Hypothek, Grundschuld oder Ren- 
tenschuld, für die ein Brief erteilt ist, hat auf 
Verlangen der Enteignungsbehörde eine Er- 
klärung darüber abzugeben, ob diese Hypo- 
thek, Grundschuld oder Rentenschuld auf 
einen anderen übertragen worden ist. 

§ 22 

(1) Das Enteignungsverfahren soll beschleu- 
nigt durchgeführt werden. Die Enteignungsbe- 
hörde soll schon vor der mündlichen Verhand- 
lung alle Anordnungen treffen, die erforder- 
lich sind, um das Verfahren tunlichst In einem 
Verhandlungstermin zu erledigen. Sie soll Ins- 
besondere den Eigentümer des betroffenen 
Grundstücks schon vor der Ladung zur münd- 
lichen Verhandlung unter Mitteilung des 
Wortlautes des ^ 7 über das Widerspruchsrecht 
belehren. Sie soll den gesamten Sachverhalt, 
soweit er für das Enteignungsverfahren von 
Bedeutung ist, ermitteln und dem Eigentümer 
sowie den Behörden, für deren Geschäftsbereich 
die Enteignung von Bedeutung ist, Gelegen- 
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heit zur Äußerung geben. Die zuständige Preis- 
behörde ist über die Höhe des gesetzlich zu- 
lässigen Preises für das von der Enteignung 
betroffene Grundstück zu hören. 

(2) Sollen landwirtschaftlich oder gärtnerisch 
genutzte Grundstücke, die außerhalb eines im 
Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen, 
enteignet werden, so hat sich die Enteignungs- 
behörde mit der zuständigen Landwirtschafts- 
behörde ins Benehmen zu setzen. 

§ 23 

(1) Das Enteignungsverfahren wird durch 
Anberaumung eines Termins zu einer münd- 
lichen Verhandlung mit den Beteiligten einge- 
leitet. Zu der mündlichen Verhandlung sind 
der Antragsteller, der Eigentümer des betrof- 
fenen Grundstücks, die sonstigen aus dem 
Grundbuch ersichtlichen Beteiligten und die 
Gemeinde zu laden. Die Ladung ist zuzustel- 
len. Die Ladungsfrist beträgt zwei Wochen. 

(2) Die Ladung muß enthalten: 

a) die Bezeichnung des Antragstellers und des 
betroffenen Grundstücks, 

b) den wesentlichen Inhalt des Enteignungs- 
antrages mit dem Hinweis, daß der An- 
trag mit den ihm beigefügten Unterlagen 
bei der Enteignungsbehörde eingesehen 
werden kann, 

c) die Aufforderung, etwaige Einwendungen 
gegen den Enteignungsantrag möglldhst 
vor der mündlichen Verhandlung bei der 
Enteignungsbehörde schriftlich einzurei- 
chen oder zur Niederschrift zu erklären, 

d) den Hinweis, daß auch bei Nichterschei- 
nen über den Enteignungsantrag und an- 
dere Im Verfahren zu erledigende Anträge 
entschieden werden kann. 

(3) Die Ladung von Personen, deren Beteili- 
gung auf einem Antrag zum Zwecke der Er- 
satzlandentelenung beruht, muß außer dem in 
Absatz 2 vorgeschriebenen Inhalt auch die Be- 
zeichnung des Eigentümers, dessen Entschädi- 
gung In Land beantragt ist, und des Grund- 
stücks, für das die Entschädigung in Land ge- 
währt werden soll, enthalten. 

(4) Die Einleitung des Enteignungsverfah- 
rens ist unter Bezeichnung des betroffenen 
Grundstücks und des im Grundbuch als Eigen- 
tümer Eingetragenen sowie des ersten Termins 
der mündlichen Verhandlung mit den Beteilig- 
ten in ortsüblicher Weise In der Gemeinde öf- 
fentlich bekanntzumachen. In der Bekannt- 


machung sind alle Beteiligten aufzufordern, 
ihre Rechte spätestens in der mündlichen Ver- 
handlung wahrzunehmen mit dem Hinweis, 
daß auch bei Nichterscheinen über den Ent- 
eignungsantrag und andere Im Verfahren zu 
erledigende Anträge entschieden werden kann. 

(5) Die Enteignungsbehörde teilt dem 
Grundbuchamt die Einleitung des Enteignungs- 
verfahrens mit. Das Grundbuchamt hat die 
Enteignungsbehörde von allen Eintragungen 
zu benachrichtigen, die nach dem Zeitpunkt 
der Einleitung des Enteignungsverfahrens im 
Grundbuch des betroffenen Grundstücks vor- 
genommen sind und vorgenommen werden. 

§ 24 

(1) Auf Ersuchen der Enteignungsbehörde 
hat das Vormundschaftsgericht binnen zwei 
Wochen einen rechts- und sachkundigen Ver- 
treter zu bestellen 

a) für einen abwesenden Beteiligten, dessen 
Aufenthalt unbekannt Ist oder dessen 
Aufenthalt bekannt Ist, der aber an der 
Rückkehr oder der Besorgung seiner Ver- 
mögensangelegenheiten verhindert ist, 

b) wenn unbekannt oder ungewiß ist, wem an 
dem Gegenstand der Enteignung ein Recht 
zusteht, welches die Beteiligung an dem 
Enteignungsverfahren begründet. 

(2) Für die Bestellung des Vertreters ist das 
Vormundschaftsgericht zuständig, In dessen 
Bezirk das von der Enteignung betroffene 
Grundstück liegt. 

(3) Für die Bestellung und für das Amt des 
Vertreters gelten im übrigen im Falle des Ab- 
satzes 1 Buchstabe a die für die Abwesenheits- 
pflegschaft und im Falle des Absatzes 1 
Buchstabe b die für die Pflegschaft für unbe- 
kannte Beteiligte geltenden Vorschriften. 

§ 25 

Hat ein Beteiligter einen gesetzlichen Ver- 
treter, Vormund, Pfleger oder ist ein Nach- 
laßpfleger bestellt, so bedürfen diese für die 
von ihnen abzugebenden Erklärungen keiner 
Genehmigung des Vormundschafts- oder Nach- 
laßgerichts, des Gegenvormundes, des Beistan- 
des oder des Familienrates. 

§ 26 

Ein Verlangen nach § 4 und Anträge nach 
§ 15 Abs. 2 können nur schriftlich oder zur 
Niederschrift der Enteignungsbehörde und nur 
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bis zum Schluß der letzten mündlichen Ver- 
handlung gestellt werden. 

§ 27 

(1) Die Enteignungsbehörde hat auf eine 
Einigung zwischen den Beteiligten hinzu- 
wirken. 

(2) Einigen sich die Beteiligten, so hat die 
Enteignungsbehörde eine Niederschrift über 
die Einigung aufzunehmen. Die Niederschrift 
muß den Erfordernissen des § 30 Abs, 2 ent- 
sprechen. Eine Mitwirkung der Beisitzer der 
Enteignungsbehörde Ist nicht erforderlich. Die 
Niederschrift ist von den Beteiligten zu 
unterschreiben. Ein Bevollmächtigter des 
Eigentümers bedarf einer öffentlich beglau- 
bigten Vollmacht. 

(3) Die beurkundete Einigung steht einem 
rechtskräftigen Enteignungsbeschluß gleich. 
§ 30 Abs. 3 Ist entsprechend anzuwenden. 

§ 28 

Einigen sich die Beteiligten nur über den 
Übergang oder die Belastung des Eigentums 
an dem zu enteignenden Grundstück, jedoch 
nicht über die Höhe der Entschädigung, so ist 
§ 27 Abs. 2 entsprechend anzuwenden. Im 
übrigen nimmt das Enteignungsverfahren 
seinen Fortgang. 

§ 29 

(1) Soweit eine Einigung nicht zustande 
kommt, entscheidet die Enteignungsbehörde 
auf Grund der mündlichen Verhandlung 
durch Beschluß über den Enteignungsantrag, 
die übrigen gestellten Anträge sowie über die 
erhobenen Einwendungen. Zugleich entschei- 
det die Enteignungsbehörde darüber, ob an 
dem Gegenstand der Enteignung Rechte *der 
in § 12 Buchst, a und § 13 bezelchneten Be- 
rechtigten aufrechterhalten und ob an dem 
Gegenstand der Enteignung oder an dem Er- 
satzland neue dingliche Rechte begründet 
werden. 

(2) Bei Feststellung des gesetzlich zulässi- 
gen Preises Ist eine Ausnahmegenehmigung 
der Preisbehörden nicht erforderlich. 

(3) Wird Entschädigung in Land fest- 
gesetzt und wird das Ersatzland durch Ent- 
eignung beschafft, so Ist in der Entscheidung 
über den Enteignungsantrag zugleich über 
die Enteignung des Ersatzlandes zu entschei- 
den. 


§ 30 

(1) Der Beschluß der Enteignungsbehörde 
Ist den Beteiligten zuzustellen. Der Beschluß 
ist mit einer Belehrung über Zulässigkeit, 
Form und Frist des Antrages auf gerichtliche 
Entscheidung (§ 32) zu versehen. 

(2) Gibt die Enteignungsbehörde dem Ent- 
eignungsantrag statt, so muß der Beschluß 
(Enteignungsbeschluß) bezeichnen: 

a) die von der Enteignung Betroffenen und 
den durch die Enteignung Begünstigten, 

b) das durch die Enteignung betroffene 
Grundstück nach Größe, grundbuchmäßi- 
ger, katastermäßiger oder sonst üblicher 
Bezeichnung; im Falle der Enteignung 
eines Grundstücksteiles Ist zu seiner Be- 
zeichnung auf die Meßurkunde eines Ver- 
messungsamtes oder eines öffentlich be- 
stellten Vermessungsingenieurs (amtlicher 
Veränderungsnachweis) Bezug zu nehmen, 

c) die Eigentums- und sonstigen Rechtsver- 
hältnisse vor und nach der Enteignung, 

d) Art und Höhe der Entschädigungen mit 
der Angabe, von wem und an wen sie 
zu leisten sind; Geldentschädigungen, aus 
denen andere Entschädigungsberechtigte 
nach § 13 zu befriedigen sind, müssen 
von sonstigen Geldentschädigungen ge- 
trennt ausgewiesen werden. 

(3) Ist im Grundbuch die Anordnung der 
Zwangsversteigerung oder der Zwangsver- 
waltung eingetragen, so ist dem Vollstrek- 
kungsgericht von dem Enteignungsbeschluß 
Kenntnis zu geben, wenn dem Enteignungs- 
antrag stattgegeben worden Ist. 

§ 31 

(1) Ist die sofortige Ausführung der be- 
absichtigten Maßnahme aus Gründen des 
allgemeinen Wohls geboten, so kann die Ent- 
eignungsbehörde den Antragsteller auf An- 
trag durch Beschluß in den Besitz des von 
dem Enteignungsverfahren betroffenen 
Grundstücks einweisen. Die Besitzeinweisung 
Ist nur zulässig, wenn über sie in einer 
mündlichen Verhandlung verhandelt wor- 
den ist. Die Besitzeinweisung wird in 
dem von der Enteignungsbehörde bezeich- 
neten Zeitpunkt wirksam. Auf Antrag 
des unmittelbaren Besitzers Ist dieser Zeit- 
punkt auf mindestens zwei Wochen nach 
Zustellung der Anordnung über die vor- 
zeitige Besitzeinweisung an ihn festzusetzen. 
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(2) Die Enteignungsbehörde kann die vor- 
zeitige Besitzeinweisung von der Leistung 
einer Sicherheit in Höhe der voraussicht- 
lichen Entschädigung und von der vorherigen 
Erfüllung anderer Bedingungen abhängig 
machen. Auf Antrag des Inhabers eines 
Rechts, das zum Besitze oder zur Nutzung 
des Grundstücks berechtigt, ist die Einwei- 
sung von der Leistung einer Sicherheit in 
Höhe der ihm voraussichtlich zu gewähren- 
den Entschädigung abhängig zu machen. Die 
Anordnung ist dem Antragsteller, dem Be- 
sitzer und dem Eigentümer zuzustellen. 

(3) Durch die Besitzeinweisung wird dem 
Besitzer der Besitz entzogen und der Ein- 
gewiesene Besitzer. Der Eingewiesene darf 
auf dem Grundstück das von ihm im Enteig- 
nungsantrag bezeichnete Bauvorhaben aus- 
führen und die dafür erforderlichen Maßnah- 
men treffen. 

(4) Der Eingewiesene hat für die durch die 
vorzeitige Besitzeinweisung entstehenden 
Vermögensnachteile Entschädigung zu leisten, 
soweit die Nachteile nicht durch die Verzin- 
sung der Geldentschädigung (§ 9 Abs. 4) 
ausgeglichen werden. Art und Höhe der Ent- 
schädigung werden durch die Enteignungs- 
behörde spätestens in dem in § 30 bezeidi- 
neten Beschluß festgesetzt. Wird der Be- 
schluß über Art und Höhe der Entschädi- 
gung vorher erlassen, so ist er den in Ab- 
satz 2 Satz 3 bezelchneten Personen zuzu- 
stellen. Die Besitzeinweisungsentschädigung 
ist ohne Rücksicht darauf, ob ein Antrag auf 
gerichtliche Entscheidung gestellt wird, zu 
dem in Absatz 1 Satz 3 bezeichneten Zeit- 
punkt fällig. 

(5) Auf Antrag einer der in Absatz 2 
Satz 3 bezeichneten Personen hat die Ent- 
eignungsbehörde den Zustand des Grund- 
stücks vor der Besitzeinweisung in einer 
Niederschrift feststellen zu lassen, soweit er 
für die Besitzeinweisungs- oder die Enteig- 
nungsentschädigung von Bedeutung Ist. Den 
Beteiligten ist eine Abschrift der Niederschrift 
zu übersenden. 

(6) Wird der Enteignungsantrag abgewie- 
sen, so ist die vorzeitige Besitzeinweisung 
aufzuheben und der vorherige unmittelbare 
Besitzer wieder in den Besitz einzuweisen. Der 
Eingewiesene hat für alle durch die vorzeitige 
Besitzeinweisung entstandenen besonderen 
Nachteile Entschädigung zu leisten. Absatz 4 
Satz 2 gilt entsprechend. 


VIERTER ABSCHNITT 

Anfechtung der Entscheidungen der Ent- 
eignungsbehörde 

§ 32 

(1) Die Entscheidungen der Enteignungs- 
behörde können durch Antrag auf gericht- 
liche Entscheidung angefochten werden. Über 
den Antrag entscheidet das Landgericht, 
Kammer für Baulandsachen. 

(2) Der Antrag ist binnen zwei Wochen 
seit Zustellung der Entscheidung bei der Ent- 
eignungsbehörde einzureichen. Der Lauf der 
Frist wird durch die Gerichtsferien nicht ge- 
hemmt. 

(3) Der Antrag muß die Entscheidung be- 
zeichnen, gegen die er sich richtet. Er soll die 
Erklärung enthalten, inwieweit die Entschei- 
dung angefochten wird und welche Ände- 
rungen beantragt werden. Er soll die Gründe 
sowie die Tatsachen und Beweismittel an- 
geben, die zur Rechtfertigung des Antrages 
dienen. 

(4) Die Entelgnungsbehörde hat den An- 
trag mit ihren Akten unverzüglich dem nach 
§ 34 zuständigen Landgericht vorzulegen. Ist 
das Verfahren vor der Enteignungsbehörde 
noch nicht abgeschlossen, so sind statt der 
Akten Abschriften der bedeutsamen Akten- 
stücke vorzulegen. 

§ 33 

(1) Einem Beteiligten, der durch Natur- 
ereignisse oder andere unabwendbare Zufälle 
verhindert worden ist, die Frist nach § 32 
Abs. 1 einzuhalten, ist auf Antrag vom 
Landgericht die Wiedereinsetzung In den 
vorigen Stand zu erteilen, wenn er den An- 
trag auf gerichtliche Entscheidung binnen 
zwei Wochen nach Beseitigung des Hinder- 
nisses einreicht und die Tatsachen, welche die 
Wiedereinsetzung begründen, glaubhaft 
macht. Gegen die Entscheidung über den An- 
trag findet die sofortige Beschwerde an das 
Oberlandesgericht statt. Nach Ablauf eines 
Jahres von dem Ende der versäumten Frist 
an gerechnet, kann die Wiedereinsetzung 
nicht mehr beantragt werden. 

(2) Ist die angefochtene Entscheidung ein 
Enteignungsbeschluß und Ist der bisherige 
Rechtszustand bereits durch den neuen 
Rechtszustand ersetzt (§ 46), so kann im 
Falle der Wiedereinsetzung nicht beantragt 
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werden, daß der Enteignungsbesdiluß auf- 
gehoben oder hinsichtlich des Gegenstandes 
der Enteignung oder der Art der Entschädi- 
gung geändert wird. 

§ 34 

(1) örtlich zuständig ist das Landgericht, 
in dessen Bezirk die Enteignungsbehörde 
ihren Sitz hat. 

(2) Die Landesregierungen sind ermäch- 
tigt, die Verhandlung und Entscheidung 
über Anträge auf gerichtliche Entscheidung 
einem Landgericht für die Bezirke mehrerer 
Landgerichte zuzuweisen. Die Landesregie- 
rungen können diese Ermächtigung auf die 
Landesjustizverwaltungen übertragen. 

S 35 

(1) Bei den Landgerichten werden eine 
oder mehrere Kammern für Baulandsachen 
gebildet. Die Kammer für Baulandsachen 
entscheidet in der Besetzung mit drei Rich- 
tern des Landgerichts einschließlich des Vor- 
sitzenden sowie zwei beamteten Richtern 
der Verwaltungsgerichte. 

(2) Die Richter der Verwaltungsgerichte 
und die für den Fall ihrer Verhinderung er- 
forderlichen Vertreter werden von der für 
die Verwaltungsgerichtsbarkeit zuständigen 
obersten Landesbehörde auf die Dauer von 
drei Jahren bestellt. 

§ 36 

(1) In den auf Grund dieses Gesetzes bei 
den Gerichten anhängigen Sachen sind die 
bei Klagen in bürgerlichen Rechtsstreitig- 
keiten geltenden Vorschriften, und zwar bei 
den Landgerichten unter Ausschluß des § 78 
Abs. 1 der Zivilprozeßordnung die Vor- 
schriften über das Verfahren vor den Amts- 
gerichten sinngemäß anzuwenden, soweit 
sich aus diesem Gesetz nicht ein anderes er- 
gibt. Die Sachen sind Feriensachen. 

(2) Das Gericht hat von Amts wegen die 
zur Feststellung der Tatsachen erforderlichen 
Ermittlungen anzustellen und die geeignet 
ersdielnenden Beweise aufzunehmen. 

(3) Sind gegen die Entscheidung der Ent- 
eignungsbehörde mehrere Anträge auf ge- 
richtliche Entscheidung gestellt, so wird über 
sie gleichzeitig verhandelt und enschieden. 


§ 37 

(1) An dem Verfahren nehmen diejenigen 
Beteiligten (§ 21) teil, deren Rechte und 
Pflichten durch die Entscheidung unmittelbar 
betroffen werden können. Als Beteiligte gilt 
auch die Enteignungsbehörde. Die für die 
Parteien geltenden Vorschriften sind auf 
diese Beteiligten entsprechend anzuwenden. 

(2) Der Antrag auf gerichtliche Entschei- 
dung ist den übrigen in Abs. 1 bezeichneten 
Beteiligten, soweit sie bekannt sind, zuzu- 
stellen. Einer Zustellung des Antrages an die 
Enteignungsbehörde bedarf es nicht. 

§ 38 

Soweit die Enteignungsbehörde ermächtigt 
ist, nach pflichtmäßigem Ermessen zu befin- 
den, kann der Antrag nur darauf gestützt 
werden, daß die gesetzlichen Grenzen des 
Ermessens überschritten seien oder von dem 
Ermessen In einer dem Zweck der Ermäch- 
tigung nicht entsprechenden Weise Gebrauch 
gemacht worden ist. Dies gilt nicht, soweit 
die Entscheidung die Höhe einer Entschädi- 
gung oder einer Ausgleichszahlung betrifft. 

§ 39 

Hat ein Beteiligter gegen eine vorzeitige 
Besitzeinweisung Antrag auf gerichtliche Ent- 
scheidung gestellt, so sind Zwangsmaßnah- 
men zu dem Zweck, dem in § 21 Abs. 1 
Buchst, a bezeichneten Antragsteller den 
tatsächlichen Besitz des Grundstücks zu ver- 
schaffen, nur mit Zustimmung des Gerichts 
zulässig, bei dem die Sache anhängig Ist. 

§ 40 

(1) Über den Antrag auf gerichtliche Ent- 
scheidung wird durch Urteil entschieden. 

(2) Wird der Antrag auf gerichtliche Ent- 
scheidung für begründet erachtet, so hat das 
Geridit die Entscheidung der Enteignungs- 
behörde aufzuheben oder zu ändern. Es darf 
in diesem Falle über den Antrag des Be- 
teiligten hinaus, der den Antrag auf gericht- 
liche Entscheidung gestellt hat, einen Enteig- 
nungsbeschluß auch ändern, soweit ein an- 
derer Beteiligter oder die Enteignungsbehörde 
es beantragt hat. 

(3) Muß ein Enteignungsbeschluß hinsicht- 
lich des Gegenstandes der Enteignung wesent- 
lich geändert werden, so kann das Gericht 
den Beschluß aufheben und die Sache an die 
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Enteignungsbehörde zurückverweisen. Die 
Enteignungsbehörde hat die Beurteilung, die 
der Aufhebung zugrunde gelegt ist, audi 
ihrer Ent sdiei düng zugrunde zu legen. 

(4) Ist von mehreren Anträgen nur der 
eine oder ist nur ein Teil eines Antrages zur 
Endentscheidung reif, so soll das Gericht 
hierüber ein Teilurteil nur erlassen, wenn es 
zur Beschleunigung des Verfahrens not- 
wendig erscheint. 

(5) Wird ein Enteignungsbeschluß geän- 
dert, so ist § 30 Abs. 2 sinngemäß anzuwen- 
den. Wird ein Enteignungsbeschluß auf- 
gehoben oder hinsichtlich des Gegenstandes 
der Enteignung geändert, so gibt das Gericht 
im Falle des § 30 Abs. 3 dem Vollstreckungs- 
gericht von seinem Urteil Kenntnis. 

(6) Urteile sind den Beteiligten und der 
Enteignungsbehörde von Amts wegen zuzu- 
stellen. 

§ 41 

(1) Erscheint der Beteiligte, der den An- 
trag auf gerichtliche Entscheidung gestellt 
hat, in einem Termin zur mündlidien Ver- 
handlung, so kann auch dann mündlich ver- 
handelt werden, wenn einer der anderen Be- 
teiligten nicht erscheint. Über einen Antrag, 
den ein nicht erschienener Beteiligter in einer 
früheren mündlichen Verhandlung gestellt 
hat, kann nach Lage der Akten entsAieden 
werden. 

(2) Erscheint der Beteiligte, der den An- 
trag auf geriditliche Entscheidung gestellt 
hat, in einem Termin zur mündlichen Ver- 
handlung nicht, so kann jeder andere Betei- 
ligte oder die Enteignungsbehörde eine Ent- 
scheidung nada Lage der Akten beantragen. 

(3) Die §§ 332 bis 335, § 336 Abs. 2 und 
§ 337 der Zivilprozeßordnung gelten sinn- 
gemäß. Im übrigen sind die Vorsdirlften über 
die Versäumnisurteile nicht anzuwenden. 

§ 42 

(1) Soweit der Beteiligte, der den Antrag 
auf gerichtliche Entscheidung gestellt hat, 
obsiegt, gilt, wenn keiner der Beteiligten da- 
zu im Widerspruch stehende Anträge in der 
Hauptsache gestellt hat, bei Anwendung der 
Kostenbestimmungen der Zivilprozeßord- 
nung die Enteignungsbehörde als unterlie- 
gende Partei. 


(2) Über die Erstattung der Kosten eines 
Beteiligten, der zur Hauptsadie keinen An- 
trag gestellt hat, entscheidet das Gericht auf 
Antrag des Beteiligten nadi billigem Er- 
messen. 

§ 43 

(1) Gegen das Endurteil des Landgerichts 
findet die Revision statt. Die Revision ist 
unzulässig, wenn der Wert des Beschwerde- 
gegenstandes fünfzig Deutsche Mark nicht 
übersteigt. Hat das Landgerldit die Sadie an 
die Enteignungsbehörde zu rüdi verwiesen, so 
ist die Revision ausgeschlossen. 

(2) Über die Revision entscheidet das 
Oberlandesgericht, Senat für Baulandsachen. 
Für die Besetzung des Senats gilt § 35 sinn- 
gemäß. 

(3) Die §§ 548 bis 566 der Zivilprozeß- 
ordnung sind sinngemäß anzuwenden, jedoch 
betragen die Revisionsfrist und die Frist für 
die Revisionsbegründung zwei Wochen. 

(4) Hat das Oberlandesgeridit bei der Aus- 
legung einer Bestimmung dieses Gesetzes eine 
Reditsfrage von grundsätzlicher Bedeutung 
zu entscheiden, so legt es die Revision unter 
Darlegung seiner Rechtsauffassung dem Bun- 
desgerichtshof zur Entscheidung vor. Ebenso 
ist zu verfahren, wenn das Oberlandesgericht 
von einer dieses Gesetz betreffenden Ent- 
scheidung eines anderen Oberlandesgerichts 
oder des Bundesgerichtshofes abweichen will. 
Der Beschluß über die Vorlegung ist den Be- 
teiligten bekanntzugeben. Über die Revision 
entscheidet ein Zivilsenat des Bundesgerichts- 
hofes durch Urteil. 

(5) In der Revisionsinstanz erhöhen sidi 
die in § 20 des Gerichtskostengesetzes be- 
zeichneten Gebühren um die Hälfte. 

§ 44 

Einigen die Beteiligten sich während des 
gerichtlichen Verfahrens, so gelten die §§ 27 
und 28 entsprechend. Das Gericht tritt an 
die Stelle der Enteignungsbehörde. 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Ausführung des Enteignungsbesdilusses 

§ 45 

(1) Ist der Enteignungsbeschluß nicht mehr 
anfechtbar, so ordnet auf Antrag eines Be- 
teiligten die Enteignungsbehörde seine Aus- 
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führung an (Ausführungsanordnung), wenn 
der durdi die Enteignung Begünstigte die 
Geldentsdiädigung gezahlt oder zulässiger- 
weise unter Verzicht auf das Recht der Rück- 
nahme hinterlegt hat. 

(2) Die Ausführungsanordnung ist allen 
Beteiligten zuzustellen, deren Rechtsstellung 
durch den Enteignungsbeschluß betroffen 
wird. Die Ausführungsanordnung ist der Ge- 
meinde abschriftlich mitzuteilen, in deren 
Bezirk das von der Enteignung betroffene 
Grundstück liegt. § 30 Abs. 3 gilt sinngemäß. 

§ 46 

(1) Mit dem in der Ausführungsanordnung 
feszusetzenden Tag wird der bisherige 
Rechtszustand durch den im Enteignungs- 
beschluß vorgesehenen neuen Rechtszustand 
ersetzt. 

(2) Die Ausführungsanordnung schließt die 
Besitzeinweisung in das enteignete Grund- 
stück und In das Ersatzland zu dem fest- 
gesetzten Tag in sich. 

(3) Die Enteignungsbehörde ersucht unter 
Übersendung einer beglaubigten Abschrift 
des Enteignungsbeschlusses und der Ausfüh- 
rungsanordnung das Grundbuchamt um Ein- 
tragung der eingetretenen Rechtsänderungen 
in das Grundbuch. 

§ 47 

(1) Geldentschädigungen, aus denen an- 
dere Entschädigungsberechtigte nach § 13 zu 
befriedigen sind, sind unter Verzicht auf das 
Recht der Rücknahme bei dem nach § 48 
Abs. 2 für das Verteilungsverfahren zu- 
ständigen Amtsgerichts zu hinterlegen, so- 
weit mehrere Personen auf sie Anspruch 
haben und eine Einigung dieser Personen 
über die Auszahlung nicht nachgewiesen ist. 

(2) Andere Vorschriften, nach denen die 
Hinterlegung geboten oder statthaft ist, 
werden hierdurch nicht berührt. 

§ 48 

(1) Nach dem Eintritt des Im Enteignungs- 
beschluß vorgesehenen neuen Rechtszustandes 
kann jeder Beteiligte sein Recht an der hin- 
terlegten Summe gegen einen Mitbeteiligten, 
der dieses Recht bestreitet, vor den ordent- 
lichen Gerichten geltend machen oder die 
Einleitung eines gerichtlichen Verteilungsver- 
fahrens beantragen. 


(2) Für das Verteilungsverfahren ist das 
Amtsgericht zuständig, in dessen Bezirk das 
von der Enteignung betroffene Grundstück 
liegt; In Zweifelsfällen gilt § 2 des Zwangs- 
versteigerungsgesetzes sinngemäß. 

(3) Auf das Verteilungsverfahren sind die 
Vorschriften über die Verteilung des Erlöses 
im Falle der Zwangsversteigerung mit folgen- 
den Abweichungen sinngemäß anzuwenden: 

a) das Verteilungsverfahren ist durch Be- 
schluß zu eröffnen; 

b) die Zustellung des Eröffnungsbeschlusses 
an den Antragsteller gilt als Beschlag- 
nahme im Sinne des § 13 des Zwangsver- 
steigerungsgesetzes; ist das Grundstück 
schon in einem Zwangsversteigerungs- 
oder Zwangsverwaltungsverfahren be- 
schlagnahmt, so hat es hierbei sein Be- 
wenden; 

c) das Verteilungsgericht hat bei Eröff- 
nung des Verfahrens von Amts wegen das 
Grundbuchamt um die im § 19 Abs. 2 des 
Zwangsversteigerungsgesetzes bezeichne- 
ten Mitteilungen zu ersuchen; in die be- 
glaubigte Abschrift des Grundbuchblattes 
sind die zur Zeit der Zustellung des Ent- 
eignungsbeschlusses an den Enteigneten 
vorhandenen Eintragungen sowie die 
später eingetragenen Veränderungen 
und Löschungen aufzunehmen; 

d) bei dem Verfahren sind die in § 13 be- 
zeichneten Entschädigungsberechtigten 
nach Maßgabe des § 10 des Zwangsverstei- 
gerungsgesetzes zu berücksichtigen, wegen 
der Ansprüche auf wiederkehrende Ne- 
benleistungen jedoch nur für die Zeit bis 
zur Hinterlegung. 

§ 49 

Grundbuchauszüge und andere für das 
Enteignungsverfahren notwendige amtliche 
Unterlagen werden kostenfrei erteilt, wenn 
die Enteignungsbehörde sie verlangt. 

§ 50 

(1) Ist die Ausführungsanordnung noch 
nl(ht ergangen, so hat die Enteignungs- 
behörde den Enteignungsbeschluß auf An- 
trag aufzuheben, wenn der durch die Ent- 
eignung Begünstigte die ihm durch den Ent- 
eignungsbeschluß auferlegten Zahlungen 
nicht innerhalb von einem Monat nach dem 
Zeitpunkt geleistet hat. In dem der Beschluß 
unanfechtbar geworden ist. Antragsberechtigt 
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ist jeder Beteiligte, dem eine nicht gezahlte 
Entschädigung zusteht oder der nadi § 13 
aus ihr zu befriedigen ist. 

(2) Vor der Aufhebung ist der durch die 
Enteignung Begünstigte zu hören. Der Auf- 
hebungsbeschluß ist allen Beteiligten zuzu- 
stellen. Der Gemeinde ist der Aufhebungs- 
beschluß abschriftlich mitzuteilen. 

§51 

(1) Der eriteignete frühere Eigentümer 
kann verlangen, daß das nach den Vorschrif- 
ten dieses Gesetzes enteignete Grundstück zu 
seinen Gunsten wieder enteignet wird (Rück- 
enteignung), wenn 

a) im Falle des § 6 Abs. 3 die Gemeinde 
nicht binnen der nach dieser Vorschrift 
maßgeblÄiden Frist das enteignete Ge- 
lände, soweit es nicht den in § 2 Buchst, c 
bezeichneten Zwecken zugefuhrt worden 
ist, als Bauland oder Ersatzland veräußert 
hat; 

b) der durch die Enteignung Begünstigte 
oder sein Rechtsnachfolger mit dem Bau 
nicht binnen eines Jahres begonnen hat 
oder innerhalb eines weiteren Jahres 
nicht wenigstens das Sockelgeschoß mit 
Decke fertiggmellt worden ist. Die Frist 
beginnt mit dem Tage, an dem der durch 
die Enteignung Begünstigte den Besitz 
erworben hat. 

(2) Die Rückenteignung kann nicht ver- 
langt werden, 

a) wenn der Enteignete selbst das Grund- 
stück im Wege der Enteignung nach die- 
sem Gesetz erworben hatte, 

b) wenn zugunsten eines anderen Bauwilli- 
gen ein Enteignungsverfahren nach die- 
sem Gesetz eingeleitet worden ist und bei 
dem enteigneten früheren Eigentümer die 
in § 7 bestimmten Voraussetzungen für 
die Abwendung dieser Enteignung nicht 
vorliegen. 

(3) Der Antrag auf Rückenteignung ist 
binnen vier Jahren, Im Falle des § 6 Abs. 3 
Satz 4 binnen fünf Jahren, nachdem der Ent- 
eignungsbeschluß unanfechtbar geworden ist, 
bei der zuständigen Enteignungsbehörde ein- 
zureichen. § 203 Abs. 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches gilt entsprechend. 

(4) Die Enteignungsbehörde kann die 
Rückenteignung ablehnen, wenn die Gren- 
zen des Grundstücks erheblich verändert 


worden sind oder ganz oder überwiegend 
Entschädigung in Land gewährt worden ist. 

(5) Der frühere Inhaber eines Rechts, das 
durch Enteignung nach den Vorschriften die- 
ses Gesetzes aufgehc^ben ist, känn unter den 
in Absatz 1 bezeichneten Voraussetzungen 
verlangen, daß ein gleiches Recht an dem 
früher belasteten Grundstück zu seinen 
Gunsten durch Enteignung wieder begrün- 
det wird. Die Vorschriften über die Rück- 
enteignung gelten sinngemäß. 

✓ 

(6) Die Vorschriften des Zweiten bis Fünf- 
ten Abschnittes sind sinngemäß anzuwenden. 


SECHSTER ABSCHNITT 

Zusatz-, Übergangs- und Schluß- 
bestimmungen 


Werden in einem Lande emheltlkhe Vor- 
schriften über den Verfahren^;ang bei Ent- 
eignungen von Grund und Boden für alle 
der Landesgesetzgebung unterliegenden Ent- 
eignungszwecke erlassen, so kann die Landes- 
gesetzgebung die Vorschriften auf Enteig- 
nungen nach diesem Gesetz erstrecken. Den 
Vorschriften entgegenstehende verfahrens- 
rechtliche Vorschriften dieses Gesetzes sind 
insoweit nicht anzuwenden. 

• S*53 

Fluchtlinienpläne, Bebauungspläne oder 
andere förmlidh festzusetzende städtebauliche 
Pläne können auch für Flächen festgesetzt 
werden, die Anordnungen zum Schutze von 
Landschaftsteilen nach § 19 des Reichsnatur- 
srhutzgesetzes vom 26. Juni 1935 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 821]^ und den zur Ergänzung 
und Änderung des Reichsnaturschutzgesetzes 
erlassenen landesrechtlichen Vorsdirlften 
unterliegen, wenn die für die Ortsplanung 
zuständige Aufsichtsbehörde nach Anhönmg 
der Naturschutzbehörde dies für erforderlich 
hält. Mit der endgültigen Festsetzung dieser 
Pläne treten in ihrem Geltungsbereich die 
vorbezeichneten Anordnungen insoweit 
außer Kraft. Dasselbe gilt, wenn die Auf- 
sichtsbehörde (§ 3 Abs. 2 Buchst, b) die Ver- 
einbarkeit* der beabsichtigten Verwendung 
mit einer geordneten baulichen Entwicklung 
des Gemeindegebietes feststellt; sie hat sich 
vorher mit der zuständigen Naturschutz- 
behörde ins Benehmen zu setzen. 


35 



$ 54 

Die Freie und Hansestadt Hamburg gilt 
für die Anwendung dieses Gesetzes auch als 
Gemeinde. 

S 55 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes über 
die Entschädigung und das Verfahren gelten 
auch für die Enteignung von Gelände für 
Kleingärten nach § 1 1 Vierter Teil Kapitel 11 
der'^Dritten Verordnung des Reichspräsiden- 
ten zur Sidierung von Wirtschaft und Fi- 
nanzen und zur Bekämpfung politischer 
Ausschreitungen vom 6. Oktober 1931 
(Reichsgesetzbl. I S. 537) in der Fassung der 
Verordnung zur Änderung von Vorschriften 
über Kleinsiedlungen und Kleingärten vom 
26. Februar 1938^ (Rekhsgcsetzbl. I S. 233). 

(2) Auf die Enteignung zur Bereitstellung 
von Gelände für Zwecke der Kleinsiedlung 
sind die Vorschriften dieses Gesetzes anzu- 
wenden. 

S 56 

(1) Hat ein Bauherr im Hinblick auf ein 
bereits eingeleitetes Enteignungsverfahren 
oder auf eine für zulässig erklärte oder durch 
besonderes Gesetz zugelassene Enteignung 
‘auf einem ihm nicht gehörenden Grundstück 
vor dem 21. Juni 1948 Maßnahmen im Sinne 
des § 2 Buchst, a bis c durchgeführt, so ist 
die Enteignung des hierfür in Anspruch ge- 
nommenen Teiles dieses Grundstücks zu- 
gunsten des Bauherrn oder seines Rechts- 
nachfolgers nach den Vorschriften dieses Ge- 
setzes unter den Voraussetzungen des § 3 
Abs. 2 zulässig. 

(2) Hat ein Bauherr in anderen als den in 
Absatz 1 genannten Fällen auf Grund einer 
behördlichen Anordnung auf einem ihm nicht 
gehörenden Grundstück vor dem 21. Juni 
1948 ein Wohngebäude errichtet, so ist die 
Enteignung des mit dem Gebäude bebauten 
Teiles dieses Grundstücks einschließlich des 
erforderlichen Garten- und Wirtschafts- 
landes zugunsten des Bauherrn oder seines 
Rechtsnachfolgers nach den Vorschriften die- 
ses Gesetzes zulässig, wenn das Wohngebäude 
nach Größe, Ausführung, Stellung und Lage 
sowie nach Art und Maß der baulichen 
Nutzung als Dauerbau anzusehen ist und den 
Erfordernissen einer geordneten Bebauung 


des Grundstücks sowie den Bauordmmgs- 
vorschriften entspricht. 

(3) Bei der Festsetzung der Entschädigung 
bleiben der Wert des auf dem Grundstück 
errichteten Gebäudes sowie die Werterhö- 
hung des Grundstücks im Zusanunenhang 
mit der Bebauung außer Betracht. 

S 57 

Vor Inkrafttreten dieses Gesetzes einge- 
leitcte Enteignungsverfahren sind unbescha- 
der der Vorschrift des § 56 nach den bisher 
geltenden Vorschriften zu Ende zu führen. 
Für das Verfahren bei Anfechtung der Ent- 
scheidung der Enteignungsbehörde gelten je- 
doch die Vorschriften des Vierten Abschnit- 
tes, wenn nicht ein Rechtsstreit beim In- 
krafttreten dieses Gesetzes bereites anhängig 
ist oder das Enteignungsverfahren einem 
nach $ 2 Buchst, c bezeichneten Zweck dient, 

S 58 

(1) Die 3, 4, 5 und 11 der Verordnung 
zur Behebung der dringendsten Wohnungs- 
not vom 9. Dezember 1919 (Reichsgesetzbl. 
S. 1968) werden aufgehoben. 

(2) S 28 des Rcichsheimstättengesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
25. November 1937 (Reichsgesetzbl. I 
S, 1291) erhält folgende Fassung; 

„Grundstücke, die zur Begründung 
oder Vergrößerung von Heimstätten er- 
forderlich sind, können nach den Vor- 
schriften des Baulandbeschaffungsgesetzes 

vom (Bundesgcsetzbl, I S. . . .) 

enteignet werden.*“ 

S 45 der Verordnung des Rcichsministers 
der Justiz und des Reichsarbeitsministers zur 
Ausführung des Reichsheimstättengesetzes 
vom 19. Jmi 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1027) 
wird aufgehoben. 

S 59 

Dieses Gesetz gilt naA Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Übcrleitungsgesctzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgcsetzbl. I S. 1) auA 
im Land Berlin. ReAtsverordnungen, die 
auf Grund -der in diesem Gesetz enthaltenen 
ErmäAtigung erlassen werden, gelten im 
Land Berlin naA § 14 des Dritten Überlei- 
tungsgesetzes. 
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